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Bundes-Geſetzblatt 


(Nr. 28.) Verordnung, die Einführung des Preußiſchen Militair⸗Strafrechts im ganzen 
Bundesgebiete betreffend. Vom 29. Dezember 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, auf Grund des Artikels 61. 
der Bundesverfaſſung, was folgt: 


g. 1. 


Das in Preußen geltende Militair- Strafrecht, insbeſondere das Straf⸗ 
geſetzbuch für das Preußiſche Heer vom 3. April 1845., einſchließlich der Straf⸗ 
gerichts⸗Ordnung, nebſt allen daſſelbe abändernden, ergänzenden und erläuternden 
Vorſchriften, wird hiermit im ganzen übrigen Bundesgebiete eingeführt, vor- 
behaltlich näherer Beſtimmungen zu ſolchen Vorſchriften, welche eine in dem 
übrigen Bundesgebiete überhaupt nicht oder nicht in gleichem Maaße beſtehende 
Einrichtung oder Anordnung zur Vorausſetzung haben. 


9. 2. 


Dieſe Verordnung iſt nebſt einer Zuſammenſtellung der das geltende Preu⸗ 
ßiſche Militair⸗ Strafrecht enthaltenden Geſetze, Verordnungen und Erlaſſe durch 
das Bundesgeſetzblatt zu veröffentlichen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes⸗Inſiegel. A 


Gegeben Berlin, den 29. Dezember 1867. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. 


Bundes + Gejehbl. 1867. 28 
Ausgegeben zu Berlin den 31. Dezember 1867. 
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Zuſammenſtellung 


in Preußen geltenden Militair-Strafrechts. 


Allerhoͤchſter Erlaß, 


betreffend die Publikation und Einfuͤhrung des Strafgeſetzbuchs 
fuͤr das Preußiſche Heer vom 3. April 1845. 


(Geſetz⸗Sammlung für die Königlich Preußiſchen Staaten für 1845. S. 287. ff.) 


Sy; will das beifolgende neue Fuel ejegbuch für das Heer genehmigen, und 
beſtimme hierdurch, daß — mit Berü lang der neuen Kriegsartikel und der 
Verordnung über deren Anwendung vom 27. Juni 1844., ſowie der Verord⸗ 
nung über die Ehrengerichte und das Verfahren derſelben bei Streitigkeiten unter 
Offizieren vom 20. Juli 1843. — dieſes neue Militair⸗Strafgeſetzbuch, unter 
Aufhebung aller dem Inhalte deſſelben Fa früheren Beſtimmungen, 
unverzüglich in Kraft treten ſoll, zu welchem Ende ſelbiges von dem Kriegs⸗ 
miniſterio an die Armee und von dem Juſtizminiſterium in deſſen Reſſort bekannt 
zu machen, auch durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen iſt. 
Berlin, den 3. April 1845. 


Friedrich Wilhelm. 
An das Militair⸗Juſtiz-Departement. 
Anmerkung: Die Kriegsartikel vom 27. Juni 1844. und die Verordnung über deren 


Anwendung von demſelben Tage ſind antiquirt. 


Vergl. die Allerhöchſte Order, betreffend die Einführung der Kriegsartikel vom 9. De- 
zember 1852; Beilage Litt. G. 


28 Straf⸗ 


Br 


Strafgeſetzbuch 
fuͤr das Preußiſche Heer. 


Einleitung. 


KT, 


Nı Vorſchriften dieſes Strafgeſetzbuchs finden auf alle Perſonen Anwendung, 
welche der Militairgerichtsbarkeit unterworfen find. — Vergl. Theil II. $. 1. 
und folgende. 


§. 2. 

Inſoweit dieſes Strafgeſetzbuch, die Kriegsartikel und die Militairgeſetze 
überhaupt, nichts Anderes vorſchreiben, verbleibt es bei den Vorſchriften der all⸗ 
gemeinen Landesgeſetze und Verordnungen, bei deren Anwendung jedoch die 
militairiſchen Dienſtverhältniſſe beſonders zu berückſichtigen find. a 

Vergl. die obige Anmerkung zum Allerhöchſten Erlaß vom 3. April 1845., desgl. das 
1210 die Abänderung mehrerer Beſtimmungen in den Militair⸗Strafgeſetzen 


betreffend, vom 15. April 1852. (Geſetz⸗Samml. für die Königlich Preußiſchen 
Staaten für 1852. S. 115 — 117) §. 1; Beilage Littr. F. 


$. 3. 
Disziplinarvergehen ſind nach den darüber beſtehenden beſonderen Vor⸗ 
ſchriften zu ahnden. 
Vergl. die Verordnung über die Disziplinarbeſtrafung in der Armee vom 21. Juli 
1867; Armee⸗Verordnungsblatt für 1867. Nr. 14 


§. 4. 
Welche Militairperſonen zum Soldatenſtande und welche zum Beamten⸗ 
ſtande gehören, iſt in dem dieſem Geſetzbuch unter Lit. A. beigefügten Ver⸗ 


zeichniß angegeben. 

Auf Perſonen des Soldatenſtandes, welche nicht Offiziere, Unterofftziere 
oder Gemeine ſind, finden, nach Maaßgabe ihres Ranges, die für Offiziere, Un⸗ 
teroffiziere und Gemeine gegebenen ſtrafrechtlichen Beſtimmungen Anwendung. 


$. 5. i 
Wegen Verbrechen, welche von Militairperſonen verübt worden find, ehe 
ſie in den Militairſtand treten, iſt nach den Geſetzen zu erkennen, denen ſie zur 
Zeit 
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Zeit der Verübung unterworfen waren, jedoch mit Anwendung der militairiſchen 
Strafarten. 


$. 6. 


Inſoweit nach den allgemeinen Landesgeſetzen oder beſonderen Verordnun⸗ 
gen die Berückſichtigung der Militairgeſetze bei Beſtrafung der Militairperſonen 
des Beurlaubtenſtandes eintreten ſoll, find in ſolchen Fällen auch die Vorſchrif— 
ten dieſes Geſetzbuchs zu beachten. 

Vergl. das oben allegirte Geſetz vom 15. April 1852.; Beilage Littr. F. 


$. 7. 


Die von Preußiſchen Militairperſonen gegen Militairperſonen verbündeter 
Staaten in gemeinſchaftlichen Dienſtverhältniſſen begangenen Verbrechen find, 
inſofern nicht für ſolche Fälle beſondere Beſtimmungen erlaſſen werden, eben 
ſo zu beſtrafen, als wenn ſie gegen Preußiſche Militairperſonen verübt worden 
wären. 

$. 8. 


Gegen diejenigen Perſonen, welche ausnahmsweiſe in Kriegszeiten den 
Militairgerichtsſtand haben, kommen, wenn ſie zum Soldatenſtande gehören, die⸗ 
75 75 ſtrafrechtlichen Beſtimmungen wie gegen Preußiſche Soldaten zur Anwen⸗ 
ung; gehören fie nicht zum Soldatenſtande, jo find die für Militairbeamte gül- 
tigen Vorſchriften gegen ſie in Anwendung zu bringen. 


§. 9. 


Die in dieſem Geſetzbuch für den Kriegszustand ertheilten einzelnen Vor⸗ 
ſchriften ſollen auch in Friedenszeiten Anwendung finden, wenn bei außerordent⸗ 
lichen eien der kommandirende Offizier bei Trommelſchlag oder Trompeten⸗ 
ſchall hat bekannt machen laſſen, daß dieſe Vorſchriften für die Dauer des ein⸗ 
getretenen außerordentlichen Zuſtandes angewendet werden würden. 


$. 10. 


Das Recht des Beſchädigten auf Erfah des Schadens, derſelbe mag dem 
Staat oder einer Privatperſon zugefügt worden ſein, iſt von der Beſtrafung 
unabhängig; jedoch darf Unteroffizieren und Gemeinen dieſerhalb kein Abzug vom 
Solde gemacht werden. 


Er ſt er 
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Erſter Theil. 
Strafgeſetze. 


Erſter Titel. 


Von der Beſtrafung im Allgemeinen. 


Erſter Abſchnitt. 
Von den militairiſchen Strafen gegen Perſonen des 


Soldatenſtandes. 
i SL, 
1. Tobesftraf. Die wegen milit airiſcher Verbrechen verwirkte Todesſtrafe ift durch Erſchießen 
öffentlich zu vollſtrecken. 
TR 


Auf Baugefamgenſchaft ift nur gegen Perſonen zu erkennen, welche aus 
u. 3 
Per a dem Solbatenftande ausgestoßen werden. a 


9. 3. 
„Die Baugefan agenſchaft wird nach den darüber beſtehenden beſonderen Vor⸗ 
ſchriften, unter mili tairiſcher Auffieht, in einer Feſtung vollſtreckt. 
; ſchäftgt. Gefang enen werden gefeſſelt gehalten und mit ſchweren Arbeiten 
eſchäftigt. 


F. 4. 


Wenn zur Voll ſtreckung der Baugefangenſchaft keine Gelegenheit vorhanden, 
oder dieſe Stcafart v egen bbrperlicher Unfähigkeit des Angeſchuldigten zu den 
Arbeiten der Baugefan igenen nicht anwendbar iſt, jo tritt Zuchthausſtrafe ein. 


H. 5. 

Feſtungsſtrafe fin det nur gegen Gemeine und ſolche Unteroffiziere ſtatt, 
wehe gu Gemeine algen dick end. Auf Getungsfteafe unter drei Monate df 
nicht erkannt werden . 

8. 6. 


Die Fe fe wird gen Perſonen des Soldatenſtandes durch Einſtel⸗ 
lung in 1 desu 405 esch nach den darüber beſtehenden le 
* 


£ III. 4. 
a Srkunge 


or⸗ 
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i Vorſchriften, in der Art vollſtreckt = daß die Sträflinge unter militairiſcher Auf- 


icht mit Feſtungs⸗ oder ſonſtigen Militair-Arbeiten beſchäftigt und außer der 
rbeitszeit Ange e gehalten werden. 


$. 7. 

Die Zeit einer erlittenen Feſtungsſtrafe ſoll als Dienftzeit im ftehenden 

Heere nicht angerechnet werden. 
$. 8. 

Machen ſich Feſtungsſträflinge eines Verbrechens ſchuldig, ſo ſind ſie nach 
a i zu beurtheilen, welche wegen Beſtrafung der Gemeinen ge⸗ 
geben ſind. 

Werden ſie alsdann zur Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande verurtheilt , 
ſo iſt der noch nicht verbüßte Theil der früher ihnen auferlegten Feſtungsſtrafe 
nach den Beſtimmungen der $$. 63. und 66. in Freiheitsſtrafe derjenigen Gat⸗ 
tung umzuwandeln, welche wegen des neuen Verbrechens eintritt. 


8. 9. 


Auf Feſtungsarreſt darf nur erkannt werden: a Seſtungs⸗ 
ir reſt. 


1) gegen Offiziere; 

2) gegen Portepee-Unteroffiziere in den Fällen, in welchen dem richterlichen 
Ermeſſen geſtattet iſt, von der Degradation abzugehen ($. 41.) 

3) gegen Portepee⸗Fähnriche, gegen junge Männer, welche auf Beförderung 
zum Offizier dienen, und gegen einjährige Freiwillige in den Fällen, wo 
nicht neben der Freiheitsſtrafe zugleich die Verſetzung in die zweite Klaſſe 
des Soldatenſtandes verwirkt iſt. 

Auf Feſtungsarreſt unter ſechs Wochen darf nicht erkannt werden. 


b. 10. 


Der Feſtungsarreſt wird nach den darüber beſtehenden beſonderen Vor⸗ 
ſchriften vollſtreckt. 
Bei Offizieren iſt damit der Verluſt der Hälfte des Gehalts verbunden. 


b. 11. 


Feſtungsarreſt von einjähriger und längerer Dauer wird den Offizieren 
als Dienſtzeit nicht angerechnet. Den im F. 9. Nr. 2. und 3. genannten Per- 
ſonen aber darf Feſtungsarreſt überhaupt nicht als Dienſtzeit im ſtehenden Heere 
angerechnet werden. 


$. 12. 
Gegen Offiziere iſt keine härtere Freiheitsſtrafe als Feſtungsarreſt zuläſſig. 


Hat ein Offizier ein Verbrechen begangen, worauf das Geſetz eine härtere 155 
eits · 
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heitsſtrafe androht, fo iſt anſtatt dieſer Strafe auf verhältnißmäßig ($. 63.) ver⸗ 
längerten Feſtungsarreſt zu erkennen. 
Vergl. das Geſetz vom 15. April 1852. §. 4; Beilage Littr. F. 


$. 13. 
v. urteft⸗ Die militairiſchen Arreſtſtrafen beſtehen in 


afen. 
8 ſtrengem Arreſt, 
mittlerem Arreſt, 
gelindem Arreſt, und 
Stubenarreſt. 
$. 14. 


A. Strenger Strenger Arreſt findet nur gegen Gemeine ſtatt. Hat ein Unteroffizier 
Arreſt. ſtrengen Arreſt verwirkt, ſo muß gleichzeitig die Degradation zum Gemeinen 


erfolgen. 
8 F. 15. 


Der ſtrenge Arreſt wird in einem einſamen, finſtern K beer ohne 
Lagerſtätte, welche dem Arreſtaten nur an jedem vierten Tage in dem Lokal des 
en Arreſtes zu gewähren ift, im Uebrigen aber gleich dem mittleren Arreſt 
vollſtreckt. 

Feſtungsſträflinge erleiden den ſtrengen Arreſt geſchärft in einem am 
Fußboden mit Latten verſehenen Gefängniß. 


* $. 16. 


Läßt der Geſundheitszuſtand des zu Beſtrafenden die Vollſtreckung des 
ſtrengen Arreſtes nicht zu, ſo tritt der nächſte mildere Arreſtgrad ein. 


0 9. 17. 


B. Mittler Mittler Arreſt iſt nur gegen Unteroffiziere ohne Portepee und gegen Ge⸗ 
Arreſt. meine zuläſſig. 
Hat ein Portepee⸗Unteroffizier mittleren Arreſt verwirkt, jo muß gleich⸗ 
zeitig die Degradation zum Gemeinen erfolgen. 


§. 18. 


Der mittlere Arreſt wird in einem einſamen Gefängniß in der Art voll⸗ 
ſtreckt, daß dem Arreſtaten der Sold entzogen, der Gebrauch von Taback, Brannt⸗ 
wein und ähnlichen Genüſſen während der Strafzeit nicht geſtattet, brei Tage 
nur Waſſer und Brod gewährt, am jedesmaligen vierten Tage aber die gewöhn⸗ 
liche warme Koſt verabreicht und die Bewegung in freier Luft auf einige Stun⸗ 
den unter ſicherer Aufficht erlaubt wird. 


8.19. 


5 Gelinder Arreſt findet gegen Unteroffiziere mit und ohne Portepee und 
ret. a gegen 


3 
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gegen Gemeine Erg Gegen letztere darf jedoch wegen militairiſcher Verbrechen 
t auf gelinden Arreſt erkannt werden. 


F. 20. 


Der gelinde Arreſt wird durch einfache Freiheitsentziehung in einem ein⸗ 
ſamen Gefängniß vollſtreckt. 


F. 21. 
Der Stubenarreſt findet nur gegen Offiziere ſtatt. 8 Stuben 
arreſt. 
$. 22. 


Der Stubenarreſt iſt entweder einfach oder geſchärft. Der erſtere wird 
an dem Verurtheilten in deſſen Wohnung, der letztere in einem beſonderen Arreſt⸗ 
lokal vollzogen. x 

In beiden Fällen darf der Arreſtat während der Dauer feiner Haft keine 
Beſuche annehmen. a 

Der einfache Stubenarreſt ſchließt zugleich die Beſtimmung in ſich, daß 
der zu dieſer Strafe Verurtheilte, wenn er den Arreſtort verläßt, nicht mehr 
fähig ſein kann, als Offizier im Dienſt zu bleiben. 

Welche Art des Stubenarreſtes eintreten ſoll, iſt durch das Erkenntniß 
feſtzuſetzen. 

$. 23. 

Gegen Stabs- und höhere Offiziere iſt der geſchärfte Stubenarreſt nicht 

wuläſſg 
F. 24. 

Haben Subalternoffiziere eine Arreſtſtrafe von längerer als vierzehntägiger 
Dauer verwirkt, ſo iſt nicht auf einfachen, ſondern ſtets auf geſchärften Stuben⸗ 
arreſt zu erkennen. 

$. 25. 

Hat ein Offizier eine ſtrafbare Handlung verübt, worauf im Geſetz eine 
nur gegen Unteroffiziere oder Gemeine zuläſſige Arreſtart vorgeſchrieben iſt, jo 
iſt ſtatt dieſer Arreſtart auf Stubenarreſt von verhältnißmäßig längerer Dauer 
(F. 63.), oder, wenn danach die Strafe ſechs Wochen überſteigen würde, auf 
Feſtungsarreſt zu erkennen. 


F. 26. 
Auf Arreſt unter vier und zwanzig Stunden darf bei militairiſchen Ver⸗ u. allgenene 
brechen von den Militairgerichten nicht erkannt werden. Beſtimmungen. 
§. 27. 


Die längſte Dauer der Arreſtſtrafen iſt ſechs Wochen, außer in den Fällen, 
wo die Verlängerung über dies höchſte Maaß ausdrücklich freigeſtellt iſt. 
Bundes -Geſetbl. 1867. 29 ; elbſt 


VI. Körper; 
liche Züchti⸗ 
gung. 


9 
Selbſt in dieſen Fällen darf jedoch die Arreſtſtrafe den Zeitraum von 
zwölf Wochen nicht überſteigen ($. 77.). 


F. 28. 


Bei nn von längerer als ſechswöchentlicher Dauer ift von dieſer 
Zeit ab dem Arreſtaten an jedem zweiten Tage unter ſicherer Aufficht die Bewe⸗ 
gung in freier Luft auf einige Stunden zu geſtatten und, wenn die Arreſtſtrafe 
in mittlerem Arreſt beſteht, nach Ablauf der ſechsten Woche der Strafzeit an 
jedem zweiten Tage ihm warme Koſt zu verabreichen ($. 18.). 


$. 29. 


Die Verlängerung des Stubenarreſtes und des ſtrengen Arreſtes über die 
Dauer von ſechs Wochen iſt in keinem Fall zuläſſig. 


F. 30. 


Quartier⸗ und Kaſernenarreſt darf gegen Unteroffiziere und Gemeine nur 
wegen Disziplinarvergehen, nicht aber wegen gerichtlich zu beſtrafender Verbrechen 
verhängt werden. 


$. 31. 


Mit körperlicher Züchtigung darf kein Soldat, außer bei gleichzeitig ein⸗ 
tretender oder nach bereits erfolgter Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldaten⸗ 
ſtandes belegt, und ſelbſt dann darauf nur wegen ſolcher Verbrechen erkannt 
werden, welche mit körperlicher Züchtigung im Geſetz ausdrücklich bedroht ſind. 

Die geringſte Zahl der Stockſchläge tft zehn, und die höchſte vierzig, welche 
in keinem Fall überſchritten werden darf. 5 

Die Vertheilung der Stockſchläge auf mehrere Tage iſt unzuläſſig. 


$. 32. 


Iſt in den Fällen, wo die Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande oder die 
Entlaſſung aus dem Militairverhältniß eintritt, zugleich körperliche Züchtigung 
u verhängen, ſo muß auf die in den allgemeinen Landesgeſetzen vorgeſchriebene 
Alt der körperlichen Züchtigung erkannt und die Vollziehung der Behörde über⸗ 
laſſen werden, welche die außerdem erkannte Freiheitsſtrafe zu vollſtrecken hat. 


$. 33. 


Geſtattet der Geſundheitszuſtand des zu Beſtrafenden keine Züchtigung, ſo 
tritt ftatt derſelben verhältnißmäßige Freiheitsſtrafe ein ($. 64.). 
Anmerkung: Die $$. 31. bis 33. find aufgehoben. N 
Vergl. den Allerhöchſten Erlaß, betreffend die Abſchaffung der Strafe der körperlichen 
85 Se 1 6. Mai 1848. (Geſetz⸗Samml. für die Königlich Breußiſchen 
taaten für 1848. S. 123.); Beilage Littr. D. ; 
$. 34, 


2 11 Rn 5 8 a 


$. 34. 
Durch die Vermögenskonfiskation verliert der Verurtheilte das geſammte VII. Xermd 
Vermögen, welches er im Inlande beſitzt, oder künftighin erwirbt. rn 


enn auf Konfisfation des Vermögens zu erkennen ift, ſo muß daſſelbe 
der Regierungs⸗Hauptkaſſe der heimathlichen Provinz des Verurtheilten zu⸗ 
geſprochen werden. 
Anmerkung: Durch Artikel 10. der Preußiſchen Verfaſſungs⸗Urkunde vom 31. Ja- 
nuar 1850. iſt die Strafe der Vermögenskonfiskation und ſonach auch der vor- 
ſtehende $. 34. aufgehoben. 


$. 35. 


Auf den Verluſt von Orden darf nicht erkannt werden. Es muß viele VIII. Ehren 
mehr nach Abfaſſung des Erkenntniſſes in den Fällen, in denen der Verlust Desk, un der 
Ordens nach den beitehenben Vorſchriften eintritt, die Entſcheidung des Königs orten, 
eingeholt werden. 2 

$. 36. . 

Ebenſo N 35.) iſt in Anſehung der Ehrenzeichen (Militair⸗ und Allgemeines B. Waluſt der 
Ehrenzeichen, Rettungsmedaille, Dienſtauszeichnung für Offiziere des ſtehenden Preisen. 
Heeres und der Landwehr) zu ale auf deren Verluſt nach $. 17. der Er⸗ 


weiterungs-Urkunde für die Königlichen Orden und Ehrenzeichen vom 18. Januar 
1810. von den Gerichten nicht erkannt werden darf. 


$. 37. 

Diejenigen Ehrenzeichen, über deren Verluſt die Entſcheidung des Königs 

(F. 36.) nicht erforderlich iſt (Kriegsdenkmünze, Dienſtauszeichnung für Unter⸗ 

Offiziere und Gemeine ꝛc.), müſſen in allen den Fällen aberkannt werden, in 

welchen die Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes oder die Aus- 
ſtoßung aus dem Soldatenſtande eintritt. 


F. 38. 

Auf Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes darf nur gegen IX. Berfehung 
Gemeine, und gegen Unteroffiziere bei gleichzeitiger Degradation, erkannt Kuß 9 
werden. Soldatenſtan⸗ 

Wenn dieſe Strafe eintritt, muß zugleich auf den Verluſt der aberken⸗ 8 
nungsfähigen Ehrenzeichen ($. 37.), ſowie der Nationalkokarde und des National- 
Militairabzeichens, ausdrücklich erkannt werden. 

Wer in der zweiten Klaſſe des Soldatenſtandes ſich befindet, kann die er⸗ 
worbenen Verſorgungsanſprüche nicht geltend machen. 


Anmerkung: Der Nationalkokarde ſtehen die Landeskokarden gleich. 
Vergl. Artikel 63. der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes. 9. 30 
29* . 39. 


tion, 
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$. 39. 


Die Wiederaufnahme eines Soldaten der zweiten Klaſſe in die erſte Klaſſe 
des Soldatenſtandes darf ohne beſondere Genehmigung des Königs nicht erfolgen, 
und muß in dem durch die Order vom 18. März 1839. (Militair⸗Geſetz⸗Samml. 
Bd. II. S. 124.) vorgeſchriebenen Dienſtwege in Antrag gebracht werden. 

Hinſichtlich der Folgen der von dem König genehmigten Zurückverſetzung 
in die erſte Klaſſe des Soldatenſtandes behält es bei den Beſtimmungen der 
Order vom 18. März 1839. ſein Bewenden. 


§. 40. 
R. Oegrada Die Strafe der Degradation findet nur gegen Unteroffiziere, und zwar 


außer den in den Kriegsartikeln und in dieſem Geſetzbuch beſonders vorgefchrie- 
benen Fällen, alsdann ſtatt: 


1) wenn die Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes ein⸗ 
treten muß; 


2) wenn ee ein mit mittlerem oder ſtrengem Arreſt 
oder mit Feſtungsſtrafe bedrohtes Verbrechen; ſowie 


3) wenn Unteroffiziere ohne Portepee ein mit ſtrengem Arreſt oder Feſtungs⸗ 
ſtrafe vorgeſehenes Verbrechen verüben. 


Werden Portepee-Unteroffiziere degradirt, fo verlieren fie zugleich das Recht, das 
Portepee zu tragen. i 
Anmerkung: Die im F. 40. in Bezug genommenen Kriegsartikel vom 27. Juni 1844. 
ſind antiquirt. } 
Vergl. Beilage Littr. G. 


F. 41. 


Wenn auf Degradation nur aus den im F. 40. Nr. 2. und 3. an⸗ 
geführten Gründen zu erkennen ſein würde, und das Verbrechen an ſich nicht 
von der Art iſt, daß der Schuldige unwürdig erſcheint, Unteroffizier zu 
bleiben, ſo ſoll dem richterlichen Ermeſſen freiſtehen, von der Degradation ab⸗ 
zugehen und, nach Maaßgabe der im dritten Abſchnitt enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen, 


1) ſtatt des ſtrengen oder mittleren Arreſtes gegen Portepee⸗Unteroffiziere 
auf verlängerten gelinden Arreſt, oder, wenn dieſer die Dauer von 
zwölf Wochen überſteigen würde, auf Feſtungsarreſt, gegen andere Unter⸗ 
Ae aber ſtatt des ſtrengen Arreſtes auf verlängerten mittleren 


2) ſtatt der Feſtungsſtrafe, wenn ſie die Dauer von ſechs Monaten nicht 
überſteigen würde, gegen Portepee⸗ Unteroffiziere auf Feſtungsarreſt, 
gegen andere Untetofſtzere aber, wenn die Feſtungsſtrafe nicht drei Mo⸗ 
nate überſteigen würde, auf mittleren Arreſt zu erkennen. 5 
$. 42. 
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$. 42. 
Die Ausſtoßung aus dem Soldatenftande findet nur ſtatt gegen Gemeine XI. * 
und gegen Unteroffiziere bei gleichzeitiger Degradation. — 


Dieſe Strafe hat zur unmittelbaren Folge: 


1) den Verluſt der bekleideten Charge und der damit verbundenen Rechte 
und Auszeichnungen, ſowie aller durch den Dienft erworbenen An⸗ 


ſprüche / 
2) die he im Staats- oder Kommunaldienſt ein Amt oder eine 
Ehrenſtelle zu bekleiden. 
$. 43. 5 
Mit der Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande muß zugleich auf den 
Verluſt 
1) des Adels, 
2) der Nationalkokarde, ſowie der aberkennungsfähigen Ehrenzeichen ($. 37.), 
3) aller Ehrenrechte 
ausdrücklich erkannt werden. 
§. 44. 


Die Kaſſation findet nur gegen Offiziere ſtatt. XII. Raffation, 

Die Kaſſation tritt, außer den im Geſetz ausdrücklich beſtimmten Fällen, ea 
auch da ein, wo gegen Unteroffiziere und Gemeine auf Ausſtoßung aus dem ande und 
Soldatenſtande zu erkennen ſein würde. 33. 

Die Kaſſation hat mit der Ausſtoßung gleiche Folgen ($$. 42. 43.). 1. Rıffation, 


$. 45. 


Durch die Entfernung aus dem Offizierſtande verliert der Verurtheilte 2. Entfernung 
ſeine Stelle und ſeinen Titel, ſowie alle durch den Dienſt erworbenen An⸗ bn 
ſprüche, und wird zur Wiederanſtellung als Offizier unfähig. 


$. 46. 


Außer den Fällen, wo die Entfernung aus dem Offizierſtande beſonders 
vorgeſchrieben worden, iſt darauf ſtets zu erkennen, wenn ein Offizier ein 
Verbrechen begangen hat, welches bei einem Unteroffizier oder Gemeinen die 
Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes zur Folge haben würde. 


$. 47. 


Durch die Dienftentlaffung wird der Offizier feiner Stelle und aller dur au 
den Dienſt erworbenen Anſprüche verluftig. N 9 20 99 5 
48. 
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F. 48. 


re Wo die Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande vorgeſchrieben ift, muß mit 
laſſung aus der denſelben Folgen ($$. 42. und 43.) gegen Landgendarmen auf Ausſtoßung aus 
5 der Gendarmerie erkannt werden. 

5 Wo Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes oder Degradation 
ſtattfindet, iſt gegen Landgendarmen ſtets noch außerdem auf Entlaſſung aus der 
Gendarmerie zu erkennen. 

Auch muß auf dieſe Entlaſſung jederzeit erkannt werden, wenn ein Land⸗ 
. wegen Verletzung ſeiner Amtspflichten zum dritten Mal gerichtlich mit 
er ordentlichen geſetzlichen Strafe belegt wird. 


F. 49. 


ne Gegen Invaliden ift, wenn fie die Verſetzung in die zweite Klafje des 
lden aus dem Soldatenſtandes verwirkt haben, bei militairiſchen Verbrechen ſtatt dieſer Strafe, 
N bei gemeinen Verbrechen aber neben derſelben, jederzeit auf Entlaſſung aus dem 


Milikairverhältniß kriegsrechtlich zu erkennen. 


F. 50. 


et Gegen penſionirte Offiziere iſt ſtatt der Kaſſation auf den Verluſt aller 
e en und zugleich auf die mit der Kaſſation verbundenen Ehrenſtrafen (F. 43.) 
u erkennen. 
: Im Uebrigen 15 einen folchergeftalt verurtheilten Penſionair die un⸗ 
mittelbaren Folgen der Kaſſation (§. 42.) in eben dem Maaße, wie einen zu 


dieſer Strafe verurtheilten Offizier. 


F. 51. 


ft ein mit ſolchen Strafen ($. 50.) zu belegendes Verbrechen vor der 
Penſionirung begangen, ſo iſt im Erkenntniß zugleich der gänzliche Verluſt der 
Penſion auszufprechen; iſt daſſelbe aber im Penſtonsſtande verübt, ſo iſt nach 
der Größe des Verbrechens auf den Verluſt der Penſion für immer oder für 
die Dauer der Strafe zu erkennen. 


§. 52. 


Haben penſionirte Offiziere ein Verbrechen begangen, welches, wenn ſie 
noch im Dienft wären, die Entfernung aus dem Offizierſtande zur Folge haben 
würde, ſo ſind ſie ſtatt derſelben des Rechts, den Dienſttitel zu Üben verluſtig 
u erklären. 

: War das Verbrechen vor ihrer Penſionirung verübt, jo muß zugleich auf 
den Verluſt der Penſion erkannt werden. 


6. 53. 


Penſionirte Offiziere, welchen die Befugniß zur Anlegung der Offizier⸗ 
uni⸗ 


Be, 1 


uniform zuſteht, find in den Fällen der $$. 50. und 52. zugleich des Rechts, 
die Offizieruniform zu tragen, für verluſtig zu erklären. 

Auf den Verluſt dieſes Rechts iſt gegen dieſe Offiziere 9 bei Verübung 
eines ſolchen Verbrechens zu erkennen, welches, wenn der zu Beſtrafende noch 
im Dienſt wäre, die Dienſtentlaſſung zur Folge haben würde. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von den bürgerlichen Strafen gegen Perſonen des Soldatenſtandes. 


$. 54. 


Wird eine Perſon des Soldatenſtandes nach den allgemeinen Landes- I. Todesstrafe. 
eſetzen zur Todesſtrafe verurtheilt, ſo iſt in dem Erkenntniß zugleich die Aus⸗ 
1 — des Verbrechers aus dieſem Stande (Kaſſation, §. 44.) auszuſprechen. 


$. 55. 


Zuchthausſtrafe darf gegen Unteroffiziere und Gemeine des Dienſtſtandes II. Zuchthaus. 
nur bei gleichzeitig eintretender Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande oder Ent. Melt 
laſſung aus dem Militairverhältniß erkannt werden. 

Gegen Offiziere iſt ſtatt der Zuchthausſtrafe auf verhältnißmäßigen 
Feſtungsarreſt und zugleich auf Entfernung aus dem Ofſfizierſtande oder Kaſſa⸗ 
tion zu erkennen. 

Anmerkung: Der F. 55. Alineg 2. und der $. 56. find durch §. 4. des Geſetzes vom 
15. April 1852. außer Kraft geſetzt. 8 
Vergl. Beilage Littr. F. 
§. 56. 


Iſt in den allgemeinen Landesgeſetzen dem richterlichen Ermeſſen die 
Wahl zwiſchen Zuchthausſtrafe und einer anderen Freiheitsſtrafe gelaffen, fo ſoll, 
wenn weder erſchwerende Umſtände noch Gründe zur Verſchärfung der Strafe 
vorhanden find, auf verhältnißmäßige militairiſche Feſtungs⸗ oder Arreſtſtrafe 
erkannt werden. 9. 57 


In nachſtehenden Fällen, wenn wegen gemeiner Verbrechen: 


a) ein Unteroffizier oder Gemeiner mit einer Freiheitsſtrafe zu belegen iſt, 
deren Dauer über zehn Jahre oder über die Dienſtpflicht des zu Be⸗ 
ſtrafenden im zweiten Aufgebot der Landwehr (d. h. alſo in der Regel 
über das 39ſte Lebensjahr des Verbrechers) hinausgeht, 

b) ein Feſtungsſträfling ſich eines gemeinen Verbrechens ſchuldig macht, für 
welches die gegen ihn zu erkennende Feſtungsſtrafe, einſchließlich der in 
der Vollſtreckung begriffenen, mindeſtens zehn auf einander folgende 
Jahre beträgt, ; 

muß, inſofern nicht Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande verwirkt fein ſollte, 
auf 


al 


auf Entlaffung des Verbrecher aus dem Soldatenſtande und auf bürgerliche 
Freiheitsſtrafe erkannt werden. 
Vergl. den Artikel 59. der 1 des Norddeutſchen Bundes und die 8$. 6. 7. des 
Geſetzes, betreffend die Verpfli Jung zum Kriegsdienſte, vom 9. November 1867. 
(Bundes⸗Geſetzblatt S. 131.); auch Geſetz vom 15. April 1852, F. 5.) Beilage Littr. F. 


$. 58. 
N Statt der Gefängnißſtrafe ift 
1) gegen Offiziere bis zur Dauer von ſechs Wochen auf Stubenarreſt, ſonſt 
aber auf Nen ee, 


2) gegen Portepee⸗Unteroffiziere bis zur Dauer von zwölf Wochen auf 
gelinden Arreſt, ſonſt aber auf Feſtungsarreſt, 


3) gegen Unteroffiziere ohne Portepee und gegen Gemeine bis zur Dauer 
von zwölf Wochen auf verhältnißmäßigen mittleren Arreſt, ſonſt aber 


auf Feſtungsſtrafe, 
unter Berückſichtigung der Beſtimmungen der $$. 63. und 66. zu erkennen. 


$. 59. 


IV. Geldbuße. Wo die allgemeinen Landesgeſetze Geldbuße als alleinige Strafe verord⸗ 
nen, iſt ſtatt derſelben nach Maaßgabe der $$. 58. und 66., insbeſondere auch 
bei Beleidigungen der Militairperſonen des Soldatenſtandes gegen Civilperſonen, 
ſtets auf Freiheitsſtrafe, wo aber neben der Geldbuße eine Freiheitsſtrafe ver- 
De wird, nur auf die letztere, unter verhältnißmäßiger Verlängerung derſelben, 
zu erkennen. 5 


Vergl. zu den §§. 59. 60. das Geſetz vom 15. April 1852. $. I.; Beilage Littr. F. 


$. 60. 


V. Kaſation In Fällen, wo nach den allgemeinen Landesgeſetzen gegen Beamte die 
h 0 Kaſſation, verbunden mit Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter, ein. 
3 tritt, iſt gegen Offiziere auf Entfernung aus dem Offizierſtande und zugleich auf 
Unfähigkeit zu öffentlichen Aemtern zu erkennen. 
Gegen Unteroffiziere und Gemeine tritt in dergleichen Fällen anſtatt der 
Kaſſation, wenn nicht die Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande erfolgen muß, 
die Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes ein. 


$. 61. 


Wo gegen Beamte die einfache Kaſſation oder Amtsentſetzung eintritt, ift, 
1 dieſe Strafe nicht blos als Folge des Feſtungsarreſtes zu verhängen Na 
würde, gegen Offiziere auf Dienſtentlaſſung und gegen Unteroffiziere auf De⸗ 
gradation zu erkennen. 


Dritter 


, 2 
8 
7 

- 

+ 
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Dritter Abſchnitt. 
Von dem Verhältniß der Strafen zu einander. 


| $. 62. 

In dem Fall, wenn den geſetzlichen Beſtimmungen gemäß die Umwand⸗ 
lung einer in dieſem Geſetzbuch beſtimmten Strafart in eine andere Strafart er⸗ 
aht muß, iſt das nachſtehende Verhältniß der Strafarten gegen einander zu 

eachten. 


$. 63. 
Unter den militairiſchen Freiheitsſtrafen find gleichzuſtellen: ann 
. itairiſchen 
1) acht Monat Baugefangenſchaft Einem Jahr Feſtungsſtrafe / „ 
2) vier Monat Feſtungsſtrafe ſechs Monaten Feſtungsarreſt, A. der greiheits⸗ 
3) der Feſtungsarreſt dem Stubenarreſt und dem gelinden Arreft; Be 
4) eine Woche ſtrenger Arreſt zwei Wochen mittlerem, oder vier Wochen. 
gelindem Arreſt. 
$. 64. 
Körperliche Züchtigung von zwanzig Stockſchlägen iſt Einer Woche ſtrengen B. der körper- 
Arreſtes gleich zu achten. et Me "aid, 


Anmerkung: Der F. 64, ift durch den Allerhöchſten Erlaß vom 6. Mai 1848. auf: beitäftrafe. 


gehoben. 
Vergl. Beilage Lättr. D. 
$. 65. : 
Die Degradation C. der Degra⸗ 
1) vom Portepee- Unteroffizier zum Gemeinen ift einer ſechsmonatlichen, yeisan Se 
2) vom Unteroffizier ohne Portepee zum Gemeinen aber einer dreimonat⸗ 
lichen Feſtungsſtrafe 
leich zu achten, und die Dauer der zu erkennenden Freiheitsſtrafe nach dieſem 
Berhällniß jedesmal abzukürzen. 0 
Vergl. das Geſetz vom 15. April 1852. $. 6.) Beilage Littr. T. a 


$. 66. 
Unter den militairiſchen und bürgerlichen Freiheitsſtrafen findet folgendes II. Berpittni 
Verhältniß ſtatt: ee en n e 
1) Baugefangenſchaft ſteht der Zuchthausſtrafe gleich, r 

2) Ein Jahr Feſtungsſtrafe acht Monaten Zuchthausſtrafe, heitsſtrafen. 


3) der gelinde Arreſt der Gefängnißſtrafe. 
Anmerkung: Unter Gefängnißſtrafe iſt hier »polizeiliches Gefängniß« verſtanden. Das 
Verhälkniß des »kriminellen Gefängniſſes« zu en millalriſchen Felheilsſrafen it 
im Geſetz vom 15. April 1852. $. 8. feſtgeſtellt. Beilage Littr, F. 
Bundes ⸗Geſeßbl. 1867. 30 $. 67. 


. 


1 7 


$. 67. 
er Fünf Thaler Geldbuße find Einer Woche gelinden Arreſtes gleich zu achten. 
en Bei zunehmender Größe der Geldbußen iſt jedoch die an deren Stelle zu 


ſetzende Freiheitsſtrafe nach einem allmälig abnehmenden Verhältniß dergeſtalt zu 
beſtimmen, daß von dem Betrag von mehr als dreißig bis Einhundert Thalern, 
zwei Thaler, und von dem Betrag über Einhundert Thaler, drei Thaler, einem 
eintägigen gelinden Arreſt gleich zu ſtellen ſind. 
Anmerkung: Der K. 67. iſt aufgehoben und durch F. 11. des Geſetzes vom 15. April 
1852. erſetzt. 
Vergl. Beilage Littr. F. 


$. 68. 


III. Allgemeine Wenn Arreſtſtrafen, Gefängnißſtrafen, größere Geldbußen oder körperliche 
Seinmun. Züchtigung in Baugefangenſchaft, Zuchthausſtrafe oder Feſtungsſtrafe umzuwan⸗ 
deln ſind, ſo iſt die Zeitfriſt nur bis auf volle Wochen, wenn aber ſtatt des 
elinden Arreſtes, der Gefängnißſtrafe oder größerer Geldbußen mittlerer oder 
enger Arreſt eintreten ſoll, dieſelbe nur bis auf volle Tage zu berechnen. In 
beiden Fällen kommen die hiernach verbleibenden kürzeren Zeitfriſten nicht weiter 
in Anrechnung. 
Vergl. den Allerhöchſten Erlaß vom 6. Mai 1848; Beilage Littr. D. 


Vierter Abſchnitt. 
Befondere Beſtimmungen wegen Beurtheilung der Strafbarkeit. 


$. 69. 


I. Theilnahme Hat an einem im Komplott begangenen Verbrechen ein Vorgeſetzter Theil 
an Beillehe genommen, fo iſt er mit der Strafe des Anſtifters zu belegen. Haben mehrere 
Untergebener im Vorgeſetzte an einem ſolchen Verbrechen Theil genommen, fo trifft den höchſten 
Komlott. unter ihnen, bei gleichem Dienſtgrad aber den Dienſtälteſten die Strafe des 


Anſtifters. 
$. 70. 


I. Ausfelie Bei Verbrechen gegen die Subordination, ſowie bei allen in Ausübung 
Fung der Steaf, des Dienſtes begangenen Verbrechen, ji der Zuftand der Trunkenheit des An⸗ 
geſchuldigten die Anwendung der geſetzlichen Strafe nicht ausſchließen. 


g. 71. 


Wird durch die Ausführung eines Befehls in Dienſtſachen ein Strafgeſetz 
verletzt, fo iſt dafür der befehlende Vorgeſetzte in der Regel allein verantwortlich. 
Es trifft jedoch den gehorchenden Untergebenen die Strafe des Theilnehmers: 


1) wenn er den ihm ertheilten Befehl überſchritten hat, oder 
2) wenn 


. 
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2) wenn ihm bekannt geweſen, daß der Befehl des Vorgeſetzten eine Hand⸗ 
lung betraf, welche offenbar ein Verbrechen bezweckte. 


Vergl. die nachfolgende, in einem Spezialfalle unterm 27. März 1860 ertheilte authen⸗ 
tiſche Interpretation des $. 71: 

»Es iſt, wenn durch pünktliche Ausführung eines Befehls in Dienſtſachen ein Militair⸗ 

Strafgeſetz verletzt wird, der befehlende Vorgeſete allein dafür verantwortlich und 
der Welchen Untergebene kann nur ſtrafbar werden, wenn in der Ausführung 
eine Verletzung der militairiſchen Treue liegt. — Das General-Auditoriat hat hier⸗ 
nach die Militairgerichte mit Inſtruktion zu verſehen und ſorgfältig darauf zu achten, 
daß bei Verletzung eines Milltair⸗Strafgeſetzes durch Ausführung eines Befehls in 
Dienſtſachen der F. 71. Theil I. des Militair⸗Strafgeſetzbuchs in dieſem Sinne 
angewendet wird. « 


$. 72. 


TEL DEE RT 


Unbekanntſchaft mit den Militair⸗Strafgeſetzen und nicht erfolgte 1 a er 


des Dienfteides darf weder als ein Grund zur Aufhebung der Strafbarkeit, no 
zur Milderung der Strafe angeſehen werden. 


$. 73. 


Die Beſtimmungen der allgemeinen Landesgeſetze wegen der Verjährung 
finden auf das Verbrechen der Deſertion, deſſen Strafbarkeit durch Verjährung 
niemals aufgehoben wird, keine Anwendung. 

Vergl. das Geſetz vom 15. April 1852. §. I.) Beilage Tättr, F. 


$. 74. 


keit. 


Bei der Zumeſſung der im Geſetz angeordneten Strafen ſollen die höhe- vu Sue 


ren Grade derſelben jedesmal eintreten: 
1) gegen Vorgeſetzte, welche an Verbrechen Untergebener Theil nehmen; 


2) wenn Verbrechen unter Mißbrauch der Waffen oder der dienſtlichen 
Autorität, oder während der Ausübung des Dienſtes begangen werden; 


3) wenn militairiſche Verbrechen im Kriege oder unter dem Gewehr, oder 
vor verſammeltem Kriegsvolk — d. h. vor einer im Dienſt oder in 
dienſtlicher Ordnung verſammelten Mannſchaft von mindeſtens drei Per⸗ 
ſonen — begangen werden; 


4) wenn bei militairiſchen Verbrechen ſich Mehrere zuſammenrotten, oder 
ſich derſelben in Gegenwart einer Volksmenge ſchuldig machen; 
5) wenn der Verbrecher bei ſeiner Vernehmung vor Gericht frecher Lügen 
ſich ſchuldig macht. 
$. 75. 
Iſt in den Militair⸗Strafgeſetzen Arreſt im Allgemeinen, ohne nähere 


Bezeichnung des Grades deſſelben angedroht, ſo ſind darunter alle Grade dieſer 
Strafart 6 13.) begriffen. a 
30* $. 76. 


TESTS 


$. 76. 


ft in den Militair⸗Strafgeſetzen bei Androhung von Arreſtſtrafen das 
niedrigſte Strafmaaß nicht angegeben, ſo kann die Strafe innerhalb der Grenzen 
der Disziplinarſtrafgewalt im Disziplinarwege verhängt werden, inſofern unter 
den obwaltenden Verhältniſſen, nach dem pflichtmäßigen Ermeſſen des mit der 
m verſehenen Befehlshabers, eine härtere Strafe nicht ver⸗ 


wirkt erſcheint. 
$. 77. 
n In Fallen, wo eine Verlängerung oder 5 der Strafe in den 
Militair⸗Strafgeſetzen vorgeſchrieben iſt, darf dieſe zwar das beſtimmte höchſte 


Maaß, aber nicht das doppelte deſſelben überſteigen. 

Auch darf eine Verlängerung oder Verſchärfung über das höchſte Maaß 
hinaus bei denjenigen Strafarten nicht ſtattfinden, bei welchen dies ausdrücklich 
unterſagt iſt, wie bei dem ſtrengen Arreſt, dem Stubenarreſt und der körperlichen 


Züchtigung. 
Vergl. den Allerhöchſten Erlaß vom 6. Mai 1848; Beilage Littr. D. 
$. 78. 
A. gegen Alle von Schildwachen, einzelnen Poſten oder bewaffneten Patrouilleurs 


e begangene Verbrechen ſind, inſofern dafür nicht beſondere Strafen angedroht 


b * H Zu * 
1 1 worden, mit geſchärfter Strafe zu belegen. 


$. 79. 


B. beim Zu- Treffen bei der Beſtrafung mehrere Verbrechen zuſammen, wofür in den 
rei BE ee nur Arreſtſtrafen angedroht find, fo ift auf den ſchwerſten 
brechen. gegen den zu Beſtrafenden zuläſſigen Arreſtgrad zu erkennen. 

Ueberſteigt in dieſen Fällen der Stubenarreſt oder der ſtrenge Arreſt die 
Dauer von ſechs Wochen, der gelinde oder der mittlere Arreſt aber die Dauer 
von zwölf Wochen, fo iſt nach F. 63. auf verhältnißmäßigen Feſtungsarreſt oder 
Feſtungsſtrafe zu erkennen. 

$. 80. 


C. beim Rück Wer nach rechtskräftiger Verurtheilung, mag dieſelbe nach den Militair⸗ 
* Strafgeſetzen oder nach anderen Geſetzen erfolgt fein, von Neuem in ein Ver⸗ 
brechen derſelben Art verfällt, iſt mit geſchärfter Strafe zu belegen, ſofern die 
Geſetze für den Rückfall in dieſes Verbrechen keine beſondere Strafe vorſchreiben. 

War wegen eines früher verübten gleichartigen militairiſchen Verbrechens 
auf Feſtungsſtrafe rechtskräftig erkannt, ſo tritt bei Beſtrafung des Rückfalles 
ſtets neben der ſonſt verwirkten Strafe die Verſetzung in die zweite Klaſſe des 
Soldatenſtandes ein. 

$. 81. 


Die Strafe des Rückfalles darf jedoch ſowohl in den Fällen des $. 35 
als 
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als auch in denjenigen Fällen, wo für den Rückfall eine beſondere Strafe geſetzlich 
vorgeſchrieben iſt, erſt dann verhängt werden, wenn gegen den Angeſchuldigten 
vor der Verübung des zu beſtrafenden Verbrechens wegen eines früher began⸗ 
5 e Verbrechens auf die ordentliche Strafe rechtskräftig 
erkannt iſt. 


Anmerkung: Der F. 81. iſt durch §. 12. des Geſetzes vom 15. April 1852. außer 
Kraft geſetzt. Beilage Littr. F. 


. 82. 


Gegen Gemeine, die wegen geringer militairiſcher Vergehungen bereits zweimal 
gerichtlich beſtraft und wegen ſolcher Vergehungen zum dritten Mal gerichtlich 
zu beſtrafen ſind, kann neben der verwirkten Freiheitsſtrafe, wenn ihr bösartiges 
Gemüth und ihre ſchlechte Führung die Fruchtloſigkeit der früher erlittenen Strafen 
darthun, auf Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes erkannt werden. 
Unteroffiziere haben in ſolchen Fällen die Degradation verwirkt. 


Fünfter Abſchnitt. 
Von der Beſtrafung der Militairbeamten. 


$. 83. 


Militairbeamte find ſowohl wegen Amts⸗ als wegen gemeiner Verbrechen, 
mit Ausnahme der in dieſem Strafgeſetzbuche (Th. I. Tit. 2. Abſchn. 3.) aus⸗ 
a benannten Fälle, nach den Vorſchriften der allgemeinen Landesgeſetze zu 

eſtrafen. 
Vergl. das Geſetz vom 15. April 1852. F. 1.; Beilage Littr. F. 


$. 84. 
Wenn gegen obere Militairbeamte auf Freiheitsſtrafe zu erkennen ift, fo 
müſſen die gegen Offiziere zuläſſigen Strafarten eintreten. 
6. 85. 


Iſt gegen Militair⸗Unterbeamte auf Freiheitsſtrafe zu erkennen, ſo muß 
gelinder Arreſt oder Feſtungsarreſt eintreten. 


$. 86. 
f Gegen Militairbeamte iſt mit der Verurtheilung zur Kaſſation oder Amts⸗ 
entſetzung und bei denjenigen, welche vertragsmäßig auf Kündigung angeſtellt 
ſind, mit der Entlaſſung aus ihrem Dienſtverhältniß, auf die in den allgemeinen 
Landesgeſetzen vorgeſchriebenen Strafarten zu erkennen. 


Zweiter 


I. Verbrechen 
gegen die mili⸗ 
tairiſche Treue. 
A. Verrath. 
1. Hochverrath/ 
Mafjeſtätsver⸗ 
brechen, Landes 
verrath im Frie · 
den. 


2. Kriegs 
verrath. 


Zweiter Titel. 


Von den einzelnen Verbrechen und deren Beſtrafung. 


Erſter Abſchnitt. 


Von den militairiſchen Verbrechen der Perſonen des 
Soldatenſtandes. 5 


$. 87. 


Hochverrath, Majeſtätsverbrechen und Landesverrath im Frieden find, wenn 
ſie von Perſonen des Goldatenſtandes begangen werden, zwar nach den allge⸗ 
meinen Landesgeſetzen zu beurtheilen, jedoch iſt die danach verwirkte Strafe zu 
ſchärfen, ſofern dieſelbe eine Verſchärfung zuläßt. 

Vergl. zu den §§. 86. 87, das Geſetz vom 15. April 1852. §. 1.) Beilage Lättr. F. 


$. 88. 


Wer vorſätzlich die Unternehmungen des Feindes befördert, oder zur Be⸗ 
günſtigung deſſelben den Preußiſchen oder verbündeten Truppen Nachtheil bereitet, 
insbeſondere wer 

1) ſich der, in den allgemeinen Landesgeſetzen in Bezug auf den Krieg als 

Landesverrätherei bezeichneten Verbrechen ſchuldig macht, 
2) dem Feinde das Geheimniß des Poſtens, das Feldgeſchrei oder die Loſung 
offenbart, oder a 

3) zur Begünſtigung des Feindes 

a) fi ihm ertheilten Befehle unausgeführt läßt, oder mangelhaft aus⸗ 

ührt, 

b) falſche Meldungen macht, oder richtige zu machen unterläßt, 
begeht einen Kriegsverrath und hat Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldaten⸗ 
ſtandes, Kaſſation und Feſtungsſtrafe, nach Umſtänden bis zu lebenswieriger 
Dauer, oder, wenn durch den Verrath ein erheblicher Nachtheil entſtanden iſt, 
die Todesſtrafe verwirkt. 

Vergl. das Geſetz vom 15. April 1852. §. 13. Beilage Littr. F. 


$. 89. 


Wer von verrätherifchen Handlungen oder Abſichten ($$. 87. und 88.) 
Kenntniß e und es unterläßt, ſeinen Vorgeſetzten dies ſofort anzuzeigen, iſt 
als Mitſchuldiger anzuſehen, und ebenſo wie der Verräther ſelbſt zu beſtrafen. 

$. 90. 


feinen militairiſchen Dienſtverhältniſſen entzieht, begeht das 
Deſertion. 


nicht das Gegentheil beweiſen, die Vermuthung für das Verbrechen der Deſertion, 
wenn ſie 


a 


$. 90. 
Dagegen ſoll jeder Mitſchuldige an einem Verrath ($$. 87. und 88.), 


welcher von demſelben zu einer Zeit, wo die Dienſtbehörde nicht ſchon ander- 
weitig davon unterrichtet war, und wo der Ausführung noch vorgebeugt werden 
kann, Anzeige macht und feine Mitſchuldigen angiebt, mit Strafe verſchont werden. 


§. 91. 


Wer nach ſeinem Eintritt in den Soldatenſtand ſich 8 e 
erbrechen der 


§. 92. 


B. Deſertion. 
1. Begriff. 


Bei Unteroffizieren und Gemeinen des Dienſtſtandes gilt, fo lange fie 2. Umftände, 


1) von ihrem Truppentheil oder Kommando ſich ohne Urlaub entfernen, ® 


welche die Ver⸗ 
muthung für 
das Verbrechen 
der Deſertion 
egründen. 


a) gegen Pers 


und in Friedenszeiten über 48 Stunden, in Kriegszeiten aber über 24 fen Aus 
Stunden ausbleiben; Dienftftandes. 


2) den auf beſtimmte Zeit erhaltenen Urlaub länger als 8 Tage über- 
ſchreiten, oder, falls ſie vor Ablauf des Urlaubs zurückberufen werden, 
ſich nicht ſofort geftellen; 

3) in Kriegszeiten es unterlaſſen, ſich dem Truppentheil, von welchem ſie 
abgekommen ſind, oder dem nächſten Truppentheil ſobald als möglich 
wieder anzuſchließen, oder 


4) 91 5 beendigter Kriegsgefangenſchaft nicht ſofort bei den Truppen 
melden. 


Vergl. den nachfolgenden Allerhöchſten Erlaß vom 29. Oktober 1859., betreffend die 
Modiſizirung der Beſtimmungen des $. 92. Nr. 1. und 2. und des F. 97: 

Auf Ihren Antrag will Ich zu den SS. 92. Nr. 1. 2. und 97. Theil L des 
Militair⸗Strafgeſetzbuchs Folgendes beſtimmen: 

J. Bei Gemeinen des Dienſtſtandes, welche noch nicht volle ſechs Monate dienen, 
ſoll in Friedenszeiten die Vermuthung für das Vergehen der Deſertion bis zum Be⸗ 
weiſe des Gegentheils erſt dann gelten, wenn ſie is von ihren Truppentheilen ohne 
Urlaub entfernen und über 14 Tage ausbleiben, oder den auf beſtimmte Zeit erhaltenen 
Urlaub länger als 14 Tage überſchreiten. 

II. Wenn Gemeine des Dienſtſtandes, welche noch nicht volle ſechs Monate 
dienen, in Friedenszeiten entweichen und innerhalb 14 Tagen, oder wenn ſie auf 
beſtimmte Zeit beurlaubt waren, innerhalb 14 Tagen nach Ablauf des Urlaubs frei⸗ 
willig zurückkehren, ſollen ſie nicht mit der Strafe der Deſertion, ſondern nur mit 
der Strafe der unerlaubten Entfernung oder Urlaubsüberſchreitung belegt werden. 

III. Die vorſtehenden Beſtimmungen unter J. und IL bleiben außer Anwendung, 
wenn die vorbezeichneten Gemeinen 

1) zu einem Kommando, oder 
2) zu 


2 


2) zu einem Truppentheil, der in Friedenszeiten kriegsbereit oder mobil ger 
macht iſt, 


gehören, vielmehr bewendet es alsdann bei den Vorſchriften der H. 92. Nr. 1. 2. 
und 97. Theil I. des Militair⸗Strafgeſetzbuchs. 


IV. Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft und iſt auf alle bis jetzt noch nicht 
rechtskräftig erledigte Fälle anzuwenden. 
Berlin, den 29. Oktober 1859. 
Im Namen Seiner Majeſtät des Königs. 
(gez.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
(gegengez.) von Bonin. 
An den Kriegsminiſter. 


F. 93. 


Gegen Offiziere des Dienſtſtandes begründen dieſe Umſtände ($. 92.) erſt 
in Verbindung mit andern nahen Anzeigen die Vermuthung der Deſertion. 


$. 94. 
b) son die Gegen die auf unbeſtimmte Zeit von ihren Truppentheilen Beurlaubten 
Za wen len und gegen Reſerviſten gilt, bis zum Beweiſe des Gegentheils, die Vermuthung 


Truppentheilen für das Verbrechen der Deſertion, 


muB gegen De 1) wenn fie ohne Exlaubniß auswandern, oder in fremde Kriegsdienſte 
ſerviſten. treten, 
2) wenn fie 
a) nach Empfang der Einberufungsorder von ihrem bisherigen Wohn⸗ 
ort ohne Exlaubniß ſich entfernen, oder ſich verſteckt halten, oder 
b) die vorgeſchriebene Meldung ihrer Aufenthaltsveränderung bei der 
Landwehrbehörde unterlaſſen haben, 
und ſich auch dann nicht einfinden oder melden, ſobald eine öffentliche Aufforde⸗ 
rung erfolgt, oder der Krieg ausbricht. 
Vergl. den Artikel 59. der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes. 
$. 95. 
3. Strafe gegen Die Deſertion in Friedenszeiten iſt 


beate Beier 1) das erſte Mal mit ſechsmonatlicher bis zweijähriger Feſtungsſtrafe, 
Y in Geiedend, 2) beim erſten Rückfall mit zwei- bis vierjähriger Feſtungsſtrafe, 
zeiten, 3) beim zweiten Rückfall mit Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande und 
zehn⸗ bis fünfzehnjähriger Baugefangenſchaft 
zu beſtrafen. 
§. 96. 
Wer ſich der Deſertion im Frieden ſchuldig macht, nachdem er en 
ea 
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Deſertion im Kriege rechtskräftig verurtheilt worden, hat vier- bis zehnjährige 
Feſtungsſtrafe verwirkt. 8 
IR 


Diejenigen Perſonen des Dienſtſtandes, welche in Friedenszeiten entweichen, 
und innerhalb acht und vierzig Stunden, oder wenn ſie auf beſtimmte Zeit beur⸗ 
laubt waren, innerhalb acht Tagen nach Ablauf des Urlaubs freiwillig zurück⸗ 
kehren, follen nicht mit der Strafe der Deſertion, ſondern nur mit der Strafe 
der unerlaubten Entfernung, oder Urlaubsüberſchreitung belegt werden. 


Vergl. die Anmerkung zu F. 92. Theil J. dieſes Geſetzbuchs. 


$. 98. 


Wer nach feiner Entweichung im Frieden innerhalb Jahresfriſt freiwillig 
zurückkehrt, iſt mit dem niedrigſten Grad der verwirkten Freiheitsſtrafe zu belegen, 
und wenn er ſich im erſten Verübungsfall befindet, jo kann bei beſonders mil- 
dernden Umſtänden von der außerdem für das e der Deſertion vor⸗ 


© 


geſchriebenen Strafe abgegangen werden ($. 103. 


. 9. 


Die Defertion in Kriegszeiten iſt das erſte Mal mit ſechs⸗ bis zehnjähriger 
Feſtungsſtrafe, im Rückfall aber mit 5 Tode zu beſtrafen. 5 


$. 100. 


Wer von feinem Poſten vor dem Feinde, oder aus einer belagerten 
Feſtung deſertirt, oder wer zum Feinde übergeht, iſt mit dem Tode zu beſtrafen. 


§. 101. 


Haben in Friedenszeiten zwei oder Mehrere ein Komplott zur Deſertion 
gemacht, und die letztere ausgeführt, ſo hat jeder Theilnehmer fünf⸗ bis zehn⸗ 
jährige Feſtungsſtrafe verwirkt. Liegt dabei ein Rückfall zur Beſtrafung vor, 
jo wird die wegen der Deſertion an fi) verwirkte Freiheitsſtrafe (F. 95.) durch 
Verlängerung um fünf bis zehn Jahre geſchärft. 

It in Fällen, wo ein Komplott zur Deſertion gemacht worden, die De⸗ 
ſertion nicht ausgeführt und liegt der Fall eines beendigten Verſuchs vor, ſo iſt 
die Strafe auf zwei Drittel; liegt der Fall eines nicht beendigten Verſuchs vor, 
auf die Hälfte der Strafe herabzuſetzen, welche zu erkennen ſein würde, wenn 
die Deſertion zur Ausführung gekommen wäre. 

Gegen den Anſtifter des Komplotts und den Rädelsführer wird die 
rau von den Theilnehmern verwirkte Strafe des ausgeführten oder verſuchten 
Deſertionskomplotts um die Hälfte verſchärft. 


$. 102. 


In Kriegszeiten haben die Theilnehmer eines Deſertionskomplotts, wenn 
die Deſertion zur Ausführung gekommen iſt, und nicht der Fall des F. 100. 
Bundes» Gejehbl. 1867. 3 vor⸗ 


b) in Kriegs ⸗ 
zeiten. 5 


e) im Komplott. 
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vorliegt, Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande und zehn⸗ bis zwanzigjährige Bau⸗ 
gefangenſchaft verwirkt. 

Iſt die Deſertion nicht ausgeführt, fo iſt die Strafe nach den Grund⸗ 
ſätzen des F. 101. zu ermäßigen. 
ö Den Anſtifter des Deſertionskomplotts und den Rädelsführer aber trifft, 
die Deſertion mag ausgeführt ſein oder nicht, die Todesſtrafe. 


$. 103. 
— Allgemeine Außer der Freiheitsſtrafe iſt bei dem Verbrechen der Deſertion, inſofern 
ſeimmungen nicht Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande eintreten muß, auf Verſetzung in die 
zweite Klaſſe des Soldatenſtandes zu erkennen. 


$. 104. 


Gegen Deſerteure, welche nach dem Atteſt eines Militairarztes zur Auf⸗ 
nahme in eine Feſtungs⸗Strafſektion, ſowie zur Fortſetzung des Militairdienſtes 
untauglich ſind, iſt, inſofern nicht Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande eintreten 
muß, auf Entlaſſung aus dem Militairverhältniß und, ſtatt der geſetzlich ver: 
wirkten Feſtungsſtrafe, auf verhältnißmäßige Zuchthausſtrafe zu erkennen. 

Anmerkung: An die Stelle der im F. 104. erwähnten Zuchthausſtrafe iſt in Folge 
der neueren Geſetzgebung »Gefängnißſtrafe« getreten. 


$. 105. 
Miilitairſträflinge, welche aus der Strafabtheilung entweichen, find jederzeit 
mit körperlicher Züchtigung zu belegen. 

Außer dieſer Strafe trifft ſie: 

a) in Friedenszeiten, inſofern nicht der Fall des §. 101. vorliegt, ſechs⸗ 
wöchentlicher ſtrenger Arreſt und Verſetzung in die zweite Klaſſe des 
Soldatenſtandes; 

b) im Rückfall aber, ſowie 

c) in Kriegszeiten 

die Strafe der Deſertion nach $$. 95. ff. 

Jedoch ſoll weder in dem Fall zu Littr. b. noch in andern Deſertions⸗ 
fällen, bei Beſtimmung der Strafe, die erſte Entweichung aus der Strafabthei⸗ 
lung (Littr. a.) als ein Deſertionsfall mitgerechnet werden. 

Vergl. den Allerhöchſten Erlaß vom 6. Mai 1848. Beilage Littr. D. 
$. 106. 
n Auf ein erhöhetes Strafmaaß innerhalb der geſetzlich vorgeſchriebenen 
Grenzen iſt gegen diejenigen Deſerteure zu erkennen, welche 

1) entwichen find, während fie mit einer Dienſtleiſtung beauftragt waren; 

2) von ihren Montirungsſtücken ſolche mitgenommen haben, deren ſie nicht 
nothwendig zu ihrer Bekleidung bedurften; 


a 


3) unter 


RT 
3) unter Mitnahme ihrer Waffen oder ihres Dienſtpferdes entwichen find; 


4) die Entweichung mit Gewalt an Sachen verübt, oder 


5) zur Verheimlichung ihres Verbrechens einen falſchen Namen ſich bei- 

gelegt haben. 
$. 107. 
Auf geſchärfte Freiheitsſtrafe ift gegen Deſerteure zu erkennen, wenn ſie 

1) vor ihrer rechtskräftigen Verurtheilung wegen Deſertion dieſes Ver⸗ 
brechen wiederholen; 

2) bereits wegen Deſertion im Frieden rechtskräftig verurtheilt ſind, und 
das Verbrechen der Deſertion im Kriege begehen; 

3) zum Dienſtſtande gehören und in ausländiſche Militairdienſte treten. 


$. 108. 


Gegen Perſonen, deren man nach der Entweichung nicht habhaft werden 4. Strafe gegen 
kann, iſt nach Vorſchrift der Strafgerichts⸗ Ordnung das Kontumazialverfahren nende De 
einzuleiten. Findet ſich der Abwefende auf die öffentliche Vorladung nicht ein, e 
fo iſt er durch das Kontumazial⸗Urtheil für einen Deſerteur zu erklären; auch 
ift zugleich auf die Konfiskation feines Vermögens zu erkennen. 

Vergl. zu den SS. 108. 109. das Geſetz, betreffend die an Stelle der Vermögenskonfis⸗ 
kation gegen Deſerteure und ausgetretene Militairpflichtige zu verhängende Geld- 
buße, vom 11. März 1850. (Geſez-Samml. für die Königlich Preußiſchen Staaten 
für 1850. S. 271.) — Beilage Littr. E. — wonach an die Stelle der Vermögens- 
konfiskation als Strafe gegen abweſende Deſerteure Geldbuße von funfzig bis 
Eintauſend Thalern getreten iſt. 


$. 109. 


Gegen Perſonen des Soldatenſtandes, welche nach einem Gefecht oder 
Rückzuge vermißt werden und innerhalb eines Jahres nach geſchloſſenem Frieden 
und nach Auslieferung der Gefangenen von ihrem Leben und Aufenthalt keine 
Nachricht geben, tritt, nach fruchtloſer Vorladung durch die öffentlichen Blätter, 
die Vermuthung des erfolgten Todes ein, und findet gegen fie das Kontumazial⸗ 
verfahren zum Zweck der Vermögenskonfiskation nicht ſtatt, inſofern ſich nicht 
ſpäter ermittelt, daß ſie des Verbrechens der Deſertion ſich ſchuldig gemacht haben. 


b. 110. 


Wer ein zu feiner Kenntniß gelangtes Deſertionsvorhaben feinem Vor- 5. Strafe der 
geſetzten anzuzeigen unterläßt, hat, nach Maaßgabe der Strafbarkeit dieſes Vor⸗ u. Paiste 
habens, Arreſt bis zu drei Wochen, in Kriegszeiten aber ſechsmonatliche bis ein De: 
jährige Feſtungsſtrafe verwirkt. i 

Iſt das Deſertionsvorhaben zur Ausführung gekommen, während es durch 
rechtzeitige Anzeige hätte verhindert werden können, ſo iſt die Unterlaſſung der 
Anzeige mit ſechswöchentlichem ſtrengen, Arreſt bis ſechsmonatlicher Feſtungsſtrafe, 
in Kriegszeiten aber mit ein- bis dreijähriger Feſtungsſtrafe zu ahnden. 

31* $. 111, 


e 


g. 111. 


Wer einen Andern zur Deſertion verleitet, ohne ſelbſt zu deſertiren, oder 
wer einem Deſerteur weſentliche Hülfe zum Entkommen leiſtet, iſt ebenſo zu be⸗ 
ſtrafen, als ob er ſelbſt zu der Zeit, wo er dieſes Verbrechen verübt, zum erſten 
Male deſertirt wäre. 

Iſt die Deſertion nicht zur Ausführung gekommen, ſo muß die Straf⸗ 
barkeit des Verleiters und des Gehülfen, ebenſo wie des Thäters ſelbſt, nach 
den allgemeinen Grundſätzen über die Beſtrafung des Verſuchs eines Verbrechens 
beurtheilt werden. 


F. 112. 


6. Strafe gegen Wenn Invaliden, welche zu beſonderen Dienſtleiſtungen nicht kommandirt 

Judaliden. ſind, aus den Invaliden⸗Verſorgungsanſtalten (Invalidenhäuſern, Veteranen⸗ 
Sektionen, Invaliden⸗Kompagnien) entweichen, ſo ſind ſie nicht als Deſerteure 
zu verfolgen und zu beſtrafen, ſondern nur mit der Strafe der unerlaubten Ent⸗ 
fernung zu belegen. 


$. 113. 
C. Verſtüm Wer in der Abſicht, zum Dienſt ſich untauglich zu machen, ſeine Ver⸗ 
melnng. ſtümmelung oder Verunſtaltung bewirkt, ſoll, wenn er dieſe Abſicht nicht voll- 


ſtändig erreicht hat, ſondern noch zu Dienſtleiſtungen und Arbeiten für mili⸗ 
tairiſche Zwecke verwendet werden kann, in die zweite Klaſſe des Soldaten⸗ 
ſtandes verſetzt und mit ſechswöchentlichem ſtrengen Arreſt oder mit Feſtungs⸗ 
ſtrafe bis zu ſechs Monaten, in Kriegszeiten aber mit ſechsmonatlicher bis 
zweijähriger Feſtungsſtrafe belegt und zur Ableiſtung ſeiner Dienſtverpflichtung 
in eine Arbeiter⸗Abtheilung eingeſtellt werden. 

Hat die Verſtümmelung oder Verunſtaltung aber die gänzliche Untauglich⸗ 
keit zu Dienſtleiſtungen und Arbeiten für militairiſche Zwecke zur Folge, jo iſt 
0 aus dem Soldatenſtande und ein⸗ bis dreijährige Baugefangenſchaft 
verwirkt. 


§. 114. 


Ebenſo, wie derjenige, welcher ſich ſelbſt verſtümmelt oder verunſtaltet hat, 
iſt zu beſtrafen, wer einen Anderen mit deſſen Zuſtimmung in der Abſicht, ihn 
zum Dienſt untauglich zu machen, verſtümmelt oder verunſtaltet. 

Hat er hierbei zugleich eine beſondere Amts? oder Berufspflicht verletzt, 
ſozſoll jederzeit zugleich auf Amtsentſetzung, oder auf den Verluſt der Befugniß 
zur Betreibung der Kunſt oder des Gewerbes für immer oder auf beſtimmte 
Zeit erkannt werden. 


$. 115. 


D. Sinnlatien. Wer durch wahrheitswidrige Vorſchützung von Krankheiten, oder durch 
ähnliche betrügliche Mittel, ſich der Verpflichtung zum Militairdienſt zu ent⸗ 
ziehen ſucht, iſt in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes zu verſetzen und mit 

ſechs⸗ 
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ſechswöchentlichem ſtrengen Arreſt oder mit Feſtungsſtrafe bis zu ſechs Mo⸗ 
en { in Kriegszeiten aber mit ſechsmonatlicher bis zweijähriger Feſtungsſtrafe 
zu belegen. 


$. 116. 
Die Verletzung der Dienſtpflichten aus Furcht vor perſönlicher Gefahr II. Verlegung 
iſt ebenſo zu beſtrafen, wie die Verletzung der Dienſtpflichten aus Vorſatz. in une 
$. 117. a 


Wer im Kriege vor dem Feinde aus Feigheit zuerſt die Flucht ergreift 
und die Kameraden durch Worte oder Zeichen zur Flucht verleitet, hat die Todes⸗ 
ſtrafe verwirkt und kann auf der Stelle niedergeſtoßen werden. 


$. 118. 


Wer außerdem aus Furcht vor perſönlicher Gefahr feiner Dienſtpflicht 
zuwider handelt, insbeſondere wer: 
1) vor dem Feinde die Flucht ergreift, heimlich zurückbleibt, ſich wegſchleicht 
oder verſteckt hält, 
2) Munition oder Waffen von ſich wirft, oder im Stich läßt, 
3) irgend ein Leiden wahrheitswidrig vorſchützt, um zurückzubleiben und der 
Gefahr ſich zu entziehen, 
ſoll mit Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes und mit ſtrengem 
Arreſt oder Feſtungsſtrafe bis zu drei Jahren belegt werden, inſofern ihn 
nicht nach $. 116. eine härtere Strafe treffen muß. 


9. 119. 


Wenn aus einer ſolchen Verletzung der Dienſtpflichten ($$ .116. und 118.) 
Nachtheil entſtanden, oder zu befürchten geweſen iſt, insbeſondere wenn dadurch 
Preußiſche Unterthanen oder Verbündete in Gefangenſchaft gerathen, verwundet 
worden, oder ums Leben gekommen ſind, ſo iſt auf Verſetzung in die zweite 
Klaſſe des Soldatenſtandes und dreijährige bis lebenswierige Feſtungsſtrafe, oder 
ſelbſt auf Todesſtrafe zu erkennen. 


$. 120. 


Legt jedoch in den Fällen der $$. 116. 118. und 119. der Angefchuldigte 
vor ſeiner Verurtheilung oder vor Vollſtreckung der Strafe hervorſtechende Be⸗ 
weiſe von Muth ab, ſo kann die Strafe unter das niedrigſte geſetzliche Maaß 
herabgeſetzt, nach Umſtänden auch ganz erlaſſen werden. 


g. 121. 


Ku Die Strafe, welche den Kommandanten einer belagerten Feſtung und die 
mit ihm für die Vertheidigung des Platzes verantwortlichen Offiziere wegen 
Pflicht- 
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Pflichtverletzung trifft, iſt jedesmal zu verſchärfen, wenn ſie den ihnen ertheilten 
beſonderen Inſtruktionen zuwider handeln. Sind darin für beſtimmte Fälle 
Strafen angedroht, ſo iſt danach die Strafbarkeit der Pflichtverletzung in ſolchen 
Fällen zu beurtheilen. 


$. 122. 


II. Verbrechen Wer unter Abweichung von dem vorgeſchriebenen Dienſtweg Geſuche oder 
gegen die Sub. Beſchwerden anbringt, ſoll mit Arreſt beſtraft werden. 

A. Vorſchrifts⸗ 

widriges Ans 

bringen von Ge 


5 9.128 

, g en u e ee a Ge 
2 5 12 ie ſchuldig ung g ni ‚it zu beſtrafen. 
8 §. 124. f 

2. im Oienſt. Wer im Dienſt ſich achtungswidrig gegen den Vorgeſetzten beträgt, laut 


Beſchwerde führt, oder auf einen erhaltenen Verweis, ohne von dem Vorgeſetzten 
dazu aufgefordert zu ſein, ſich gegen denſelben verantwortet, iſt nach Umſtänden 
mit mittlerem oder ſtrengem Arreſt zu beſtrafen. 

Wenn die achtungswidrigen Aeußerungen in Beleidigungen durch Worte, 
Geberden oder Zeichen, oder in wörtliche Drohungen übergegangen ſind, oder 
wenn das Verbrechen vor verſammeltem Kriegsvolk verübt worden iſt, ſo tritt 
ſtrenger Arreſt von mindeſtens vier Wochen oder Feſtungsſtrafe bis zu drei 
Jahren ein. Auch kann gegen Offiziere in ſolchen Fällen, bei beſonders er⸗ 
ſchwerenden Umſtänden, außer der Freiheitsſtrafe auf Dienſtentlaſſung erkannt 
werden. 


§. 125. 


C. Ungehorſam Ungehorſam gegen Dienſtbefehle durch Nichtbefolgung, Abänderung oder 
beſchle Dienst. Aeberſchreitung derſelben iſt mit Arreſt zu beſtrafen. 

5 Iſt durch den Ungehorſam ein erheblicher Nachtheil für den Dienſt ent⸗ 
ſtanden, oder zu beſorgen geweſen, ſo tritt Feſtungsſtrafe bis zu zehn Jahren 
ein. Im Kriege kann dieſe Strafe bis zu lebenswieriger Dauer verlängert 
werden. 

$. 126. 


D. Ausdrück⸗ Wer die Abſicht, einen erhaltenen Dienſtbefehl nicht zu befolgen, durch 
fie Dermeige Worte oder Geberden, durch Entlaufen, Losreißen, oder ſonſt durch Hand⸗ 
bers an lungen zu erkennen giebt, die jedoch nicht in Thätlichkeiten gegen den Vorgeſetzten 
n oder in den Verſuch zu dieſem Verbrechen übergehen, imgleichen derjenige, 
= welcher den Vorgeſetzten über einen erhaltenen Dienftbefehl oder Verweis zur 

Rede ſtellt, iſt mit dre ah Arreſt von mindeſtens vier Wochen oder mit 


Feſtungsſtrafe bis zu drei Jahren zu beſtrafen. : 
$. 127, 
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$. 127. 


Wird das Verbrechen der ausdrücklichen e e des Gehorſams 
oder der Widerſetzlichkeit ($. 126.) vor verſammeltem Kriegsvolk verübt, oder 
ſind damit Beleidigungen durch Worte, Geberden oder Zeichen, oder der Verſuch 
eines thätlichen Angriffs gegen den Vorgeſetzten verbunden, ſo iſt auf Feſtungs⸗ 
ſtrafe bis zu zehn Jahren und, nach Umſtänden, auf Dienſtentlaſſung, im Kriege 
aber auf Feſtungsſtrafe bis zu zwanzig Jahren und auf Dienſtentlaſſung, oder 
nach Umſtänden auf Entfernung aus dem Offizierſtande zu erkennen ($. 185.). 


9. 128. 


Wer einen feiner Vorgeſetzten thätlich angreift, oder denſelben mit deu E. Thätlche 
Waffe anzugreifen verſucht, hat im Kriege die Todesſtrafe verwirkt. 200 

Im Frieden tritt wegen dieſes Verbrechens zehnjährige bis lebenswierige Angeiff mit der 
Feſtungsſtrafe, inſofern aber die Thätlichkeit in ſchwere Körperverletzung über- Woffe 
egangen iſt, oder andere beſonders erſchwerende Umſtände vorhanden ſind, eben⸗ 
falls die Todesſtrafe ein. 

Gegen Offiziere iſt, wenn nicht die Todesſtrafe verwirkt iſt, außer der 
Freiheitsſtrafe auf Dienſtentlaſſung, oder nach Umſtänden auf Entfernung aus 
dem Offizierſtande zu erkennen. 


$. 129. 


Hat der Vorgeſetzte durch Ueberſchreitung der Grenzen feiner rechtmäßigen 
Gewalt, oder durch herabwürdigende Behandlung des Untergebenen, denſelben in 
den Fällen der $%. 123—128, zu dem Verbrechen gegen die Subordination ge⸗ 
reizt, ſo iſt dies nicht allein ein Milderungsgrund bei Zumeſſung der Strafe, 
ſondern es kann alsdann auch von den außer der Freiheitsſtrafe ſonſt zu er⸗ 
kennenden Strafen abgegangen, und in den Fällen des $. 128., wenn Todes⸗ 
ſtrafe verwirkt ſein würde, ſtatt derſelben auf zehnjährige bis lebenswierige 
Feſtungsſtrafe erkannt, wenn aber Feſtungsſtrafe eintritt, bis auf das Maaß von 
fünf Jahren herabgegangen werden. 


$. 130. 
Beleidigungen der Untergebenen gegen Vorgeſetzte, auch wenn fie außer F. Beleiti- 


gungen der Uns 


dem Dienſt verübt werden, find als Vergehungen gegen die Subordination an- zander ge 
zuſehen und nach $$. 124. und 128. zu beſtrafen. Vert ſche 85 


$. 131. 


Bei Beſtimmung des Strafmaaßes wegen Beleidigungen iſt, außer den 
allgemeinen Zumeſſungsgründen, das militairiſche Rangverhällniß des Beleidigten, 

nicht aber deſſen Standesverhältniß im bürgerlichen Leben zu berückſichtigen. 
Hat der Vorgeſetzte die ihm widerfahrene Ehrenkränkung durch eine geſetz⸗ 
widrige Behandlung des Untergebenen herbeigeführt, oder demſelben durch un⸗ 
paſ⸗ 


— 216 — 


paſſende Vertraulichkeit Veranlaſſung gegeben, die ſchuldige Achtung zu vergeſſen, 
fo iſt die ſonſt verwirkte Strafe nach $. 129. zu mildern. 

Sind Beleidigungen durch Verbreitung ſchmähender Schriften oder Dar⸗ 
ſtellungen vorgefallen, ſo iſt die an ſich verwirkte Strafe der wörtlichen Be⸗ 
leidigung zu ſchärfen. 

$. 132. 


e Wer einen Vorgeſetzten oder einen Höheren im Range aus dienſtlicher 
ee er Veranlaſſung zum Zweikampf herausfordert, iſt mit Feſtungsarreſt oder Feſtungs⸗ 
ſtrafe von minde ens Einem Jahre und mit Dienſtentlaſſung zu beſtrafen. 
Gleiche Strafe ſoll denjenigen treffen, der eine ſolche Herausforderung an⸗ 
nimmt. 


$. 133. 


Die Vollziehung eines ſolchen Zweikampfs ($. 132.) iſt mit Feſtungsarreſt 
oder Feſtungsſtrafe von mindeſtens fünf Jahren und mit Dienſtentlaſſung zu 
beſtrafen. - 

$. 134. 


H. Beleidigung, Wer ſich gegen Wachen (Ronden, Patrouillen, Schildwachen, Sauvegarden, 
ne u. Eskorten und Kaſernenwachen, überhaupt militairiſche Wachen jeder Art), welche 
gegen Wachen in Ausübung des Dienſtes begriffen und als ſolche zu erkennen ſind, der Be⸗ 
bannen. ge leidigung, des Ungehorſams oder der Widerſetzlichkeit ſchuldig macht, iſt ebenſo 
LER zu beſtrafen, als wenn er das Verbrechen gegen einen Vorgeſetzten verübt hätte. 
Eine gleiche Beſtrafung findet Statt, wenn ein ſolches Verbrechen gegen 

Landgendarmen bei Ausübung ihres Dienſtes begangen wird. 


$. 135. 


J. Auſwiege⸗ Wer vor verſammeltem Kriegsvolk in der Abſicht, ſeine Kameraden zur 
fung. Verweigerung des Gehorſams gegen ihren Vorgeſetzten zu verleiten, oder von 
demſelben etwas zu erzwingen, oder ihn von einer Dienſthandlung abzuhalten, 
ſich ungeziemend beträgt oder laut Beſchwerde führt, ſoll, ſelbſt wenn letztere 
begründet wäre, nach Maaßgabe des zu befürchten geweſenen oder wirklich ge⸗ 
ſtifteten Nachtheils, mit ſechs⸗ bis zwanzigjähriger Feſtungsſtrafe und nach Um⸗ 
ſtänden mit Dienſtentlaſſung, in Kriegszeiten aber mit dem Tode beſtraft werden. 

Meiche Strafe trifft denjenigen, der auf andere Weiſe feine Kameraden 
zum Ungehorſam oder zur Widerſetzung gegen den Vorgeſetzten zu verleiten ſucht, 
inſofern nicht der Fall des §. 137. vorliegt. 


$. 136. 


Wer die Abſicht, in Beziehung auf den Dienſt Mißvergnügen unter ſeinen 
Kameraden zu erregen, durch Worte oder andere Aeußerungen zu erkennen giebt, 
ſoll mit Arreſt, oder mit Feſtungsſtrafe bis zu drei Jahren, im Kriege aber mit 
ſtrengem Arreſt, oder mit Feſtungsſtrafe bis zu ſechs Jahren belegt wer on, 
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$. 137. 


Wenn zwei oder mehrere Perſonen des Soldatenftandes wegen Verübung K Meuterei. 


eines Verbrechens gegen die Subordination vorher übereingekommen ſind, ſo 
ſollen Anſtifter und Theilnehmer der Meuterei mit der für das vollendete Ver⸗ 
brechen vorgeſchriebenen Strafe, und wenn daſſelbe ausgeführt worden iſt, mit 
dieſer Strafe in geſchärftem Maaß belegt werden. 


$. 138. 


Dagegen ſollen diejenigen Theilnehmer, welche von der Meuterei zu einer 
Zeit, wo die Dienſtbehörde nicht ſchon anderweitig davon unterrichtet war und 
wo der Ausführung noch vorgebeugt werden kann, vollſtändige Anzeige machen, 
und ihre Mitſchuldigen angeben, mit Strafe verſchont werden. 


$. 139. 


Wer von einer Meuterei Kenntniß erhält, und aus Fahrläſſigkeit unter⸗ 
läßt, davon der Dienſtbehörde ſofort Anzeige zu machen, ſoll mit Arreſt, oder 
mit Feſtungsſtrafe bis zu drei Jahren belegt werden. 

Unterläßt er aber die Anzeige aus Vorſatz, ſo trifft ihn die Strafe des 
Theilnehmers. 


$. 140. 


Wenn drei oder mehrere Perſonen ſich öffentlich zuſammenrotten und die L. Miiteiti. 
Abſicht zu erkennen geben, ſich dem Vorgeſetzten mit vereinter Gewalt zu wider⸗ ſcher Aufruhr. 


ſetzen, oder etwas von ihm zu erzwingen, oder Rache an ihm zu nehmen, fo 
ſollen Anſtifter, Anführer und Rädelsführer des Aufruhrs mit dem Tode, die 
übrigen Theilnehmer aber mit zehn⸗ bis zwanzigjähriger Feſtungsſtrafe und Ver⸗ 
ſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes beſtraft werden. 

at an dem Aufruhr ein Vorgeſetzter Theil genommen, ſo iſt er mit der 
Strafe des Anſtifters zu belegen. Haben mehrere Vorgeſezte an dem Verbrechen 
Theil genommen, ſo trifft den höchſten unter ihnen, und bei gleichem Dienſt⸗ 
grad den Dienſtälteſten, die Strafe des Anſtifters. 


F. 141. 


ſt der Aufruhr in der Nähe des Feindes, oder mit bewaffneter Hand, 
oder unter Gewaltthätigkeiten gegen Vorgeſetzte verübt worden, ſo ſind nicht nur 
Anftifter, Anführer und Rädelsführer, ſondern auch die übrigen Theilnehmer 
mit dem Tode zu beſtrafen. 


$. 142. 


Diejenigen, welche perſönlich oder namentlich von dem Vorgeſetzten zum 
Gehorſam e ert worden ſind, und nicht Folge geleiſtet haben, ſowie 
Trommelſchläger, Horniſten oder Trompeter, welche in der Abſicht, den Aufruhr 
zu befördern, geſchlagen oder geblaſen, imgleichen diejenigen, welche durch Auf- 

Bundes ⸗Geſetzbl. 1867. 32 ruhr⸗ 


en 


ruhrzeichen zu dem Verbrechen aufgefordert haben, follen mit der Strafe des 
Anſtifters belegt werden. 


$. 143. 


Wenn die Theilnehmer an einem Aufruhr auf den Befehl des Vorgeſetz⸗ 
ten zur Ordnung und zum Gehorſam zurückkehren, und das Verbrechen noch 
keine weitere nachtheilige Folgen gehabt hat, ſo ſollen Anſtifter, Anführer und 
Rädelsführer mit zwei- bis ſechsjähriger, die übrigen Theilnehmer aber mit 
Feſtungsſtrafe bis zu zwei Jahren belegt werden. 

In Anſehung der letzteren darf nach Umſtänden ſelbſt der gänzliche Erlaß 
der Strafe ſtattfinden. 


$. 144. 


Perſonen des Soldatenſtandes, die an einem Aufruhr von Civilperſonen 
als Anſtifter, Rädelsführer oder Gehülfen Theil nehmen, ſind mit der in den 
allgemeinen Landesgeſetzen vorgeſchriebenen Strafe in geſchärftem Maaß zu belegen. 

Nehmen ſie aber mit bewaffneter Hand an einem ſolchen Aufruhr Theil, 
ſo ſind ſie ebenſo zu beſtrafen, als wenn ſie an einem militairiſchen Aufruhr 


Theil genommen hätten. 
Vergl. das Geſetz vom 15. April 1852. F. 1; Beilage Littr. F. 


F. 145. 


IV. Miß⸗ Wer im Kriege ohne gerechtfertigte Veranlaſſung fremde Unterthanen, 
ee a oder gefangene feindliche Militairperſonen mißhandelt, körperlich verletzt, oder 
walt im Kriege. tödtet, fol ebenſo, als ob das Verbrechen an diesſeitigen Unterthanen verübt 
A, An Per worden wäre, beſtraft und die Strafe geſchärft werden, wenn der Beſchädigte, 
en als das Verbrechen an ihm begangen wurde, krank oder verwundet, oder unter 

beſonderen militairiſchen Schutz geſtellt war. ? 


$. 146. 


B. An Sachen: Unerlaubtes Beutemachen iſt mit ſtrengem Arreſt oder mit Feſtungsſtrafe 
lat. lebte his zu zwei Jahren, und nach Umſtänden zugleich mit Verſetzung in die zweite 


05 Klaſſe des Soldatenſtandes zu belegen. 
. 147. 

0 Mit geſchärfter Feſtungsſtrafe und außerdem mit Verſetzung in die zweite 
Klaſſe iſt dieſes Verbrechen (F. 146.) zu beſtrafen, wenn es verübt wird: 

1) unter eigenmächtiger Entfernung von dem dienſtlich angewieſenen Platze); 

2) an Sachen der in Kriegsgefangenſchaft befindlichen Perſonen. 
Wer aber, um Beute zu machen, außer dem Gefecht Perſonen ſchwer verwun⸗ 
det oder tödtet, kann mit Feſtungsſtrafe bis zu lebenswieriger Dauer, oder, nach 
Umſtänden, ſelbſt mit dem Tode beſtraft werden. 9.145 
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$. 148. 


Wer im Kriege ohne Erlaubniß des kommandirenden Generals oder gegen 2. Plünderung 
ein ausdrückliches Verbot, bewegliches Gut der Landesbewohner im diesſeitigen 
oder fremden, ſelbſt feindlichen Staatsgebiet, mit Androhung oder Ausübung 
von Gewalt ſich zueignet, iſt wegen Plünderung mit Verſetzung in die zweite 
Klaſſe des Soldatenſtandes, körperlicher Züchtigung und mehrjähriger Feſtungs⸗ 
ſtrafe zu belegen, welche, wenn die Plünderung von Mehreren gemeinſchaftlich 
verübt worden, bis zu zehn Jahren erhöht werden kann. 

Sind bei Verübung einer Plünderung durch Gewaltthätigkeiten Perſonen 
körperlich ſchwer verletzt oder getödtet worden, ſo tritt außer der Verſetzung in 
die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes und körperlicher Züchtigung, zehnjährige 
bis lebenswierige Feſtungsſtrafe, oder, bei beſonders erſchwerenden Umſtänden, 
die Todesſtrafe ein. 

Vergl. den Allerhöchſten Erlaß vom 6. Mai 1848, Beilage Littr. D. 


$. 149. 


Bei der Plünderung im Komplott find Anftifter und Rädelsführer mit 
der Todesſtrafe, die übrigen Theilnehmer aber mit Verſetzung in die zweite 
Klaſſe des Soldatenſtandes, körperlicher Züchtigung und mehrjähriger bis lebens⸗ 
wieriger Seftungäftrafe, oder, bei beſonders erſchwerenden Umſtänden, mit der 
Todesſtrafe zu belegen. 

$. 150. 


Muthwillige oder boshafte Zerſtörung fremden Eigenthums iſt in Kriegs⸗ 3 Muthwillge 

zeiten mit ſtrengem Arreſt, oder mit Feſtungsſtrafe bis zu zwei Jahren, im Fall Seen nie 

beſonders erſchwerender Umſtände aber, wie Plünderung zu beſtrafen. ace, 
. inſonderheit 

Branöfiting. 


$. 151. 


Wer ohne dienſtliche Befugniß Kriegsſchatzungen, oder Zwangslieferungen 4. Erpreffung. 


erhebt, imgleichen derjenige, welcher ſeine Nequifitionsbefugnifje durch Mehrerhe⸗ . 


bung vorſaͤtzlich überſchreitet, ſoll mit Feſtungsſtrafe bis zu drei Jahren, und Zwangsliefe 


wenn das Verbrechen mit Androhung oder Verübung von Gewaltthätigkeiten dungen. 
verbunden geweſen, mit Feſtungsſtrafe bis zu zehn Jahren beſtraft werden. 

Sind die Gewaltthätigkeiten in ſchwere Körpervexletzung oder Tödtung 
übergegangen, ſo iſt zehnjährige bis lebenswierige Feſtungsſtrafe, oder nach Be— 
wandtniß der Umſtände die Todesſtrafe zu verhängen. 

Ward das Verbrechen in eigennütziger Abſicht verübt, fo tritt die Strafe 
der Plünderung ein. 


b. 152. 


Nachzügler oder Perſonen, die unter dem Vorwand der Krankheit oder 1) durch Ma 
Ermattung hinter den Truppen zurückbleiben, und den Landesbewohnern Nah: odirn. 
rungs- oder Bekleidungsſtücke wegnehmen, find wegen Marodirens mit Verſetzung 

32 · in 


in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes, körperlicher Süchfigung und Arreſt 


oder Feſtungsſtrafe bis zu zwei Jahren, wenn aber bei dem Marodiren Gewalt 
an Perſonen verübt worden iſt, mit der für das Verbrechen der Plünderung 
vorgeſchriebenen Strafe zu belegen. 

Vergl. den Allerhöchſten Erlaß vom 6. Mai 1848, Beilage Littr. D. 


$. 153. 


* 8 Wer Sachen, von denen er weiß, daß ſie durch ſtrafbare Gewaltthätigkeit 

Gewaltthätige im Kriege erlangt find, von demjenigen, welcher dieſes Verbrechen begangen hat, 

keiten im es aus gewinnſüchtiger Abſicht in Verwahrung nimmt oder an ſich bringt, ſoll mit 

heiten. ſtrengem Arreſt oder mit Feſtungsſtrafe bis zu zwei Jahren und, nach Be⸗ 
wandtniß der Umſtände, mit Verſetzung in die zweite Klaſſe des Solbatenſtandes 
belegt werden. 


V. Verletzung S. 154. 
der Dienſtpflich · Er 5 E N R 
ten bei Ausrich. Wer die ihm zur eigenen Benutzung gegebenen Dienſtgegenſtände verdirbt 


ee" oder abſichtlich verderben läßt, oder ſich derſelben ohne Erlaubniß entäußert, hat 
gen und Ueber Arreſt oder Feſtungsſtrafe bis zu Einem Jahr, bei erſchwerenden Umſtänden aber, 
schriften 1. B.. insbeſondere wenn er feine Waffen, fein Dienſtpferd oder das Futter deſſelben ver- 
zug auf die Be untreut, oder wenn die Beſchädigung aus Bosheit verübt iſt, außer der Freiheits⸗ 
a De ſtrafe, die Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes verwirkt. 
Verwaltung 

dienſtlich anver⸗ 

traut erhaltener 


Gegenſtände. $. 155; 


A, Beigäbi _, Wer die ihm dienſtlich anvertrauten, nicht zur eigenen Benutzung gegebenen 
gung oder Ber- Dienſtgegenſtände oder andere ihm dienſtlich zur Verwaltung oder Aufbewahrung 
züanfich ander, übergebene Sachen oder Gelder veruntreut, iſt mit Arreſt oder Feſtungsſtrafe 
kaut erhaltener bis zu fünf Jahren und mit Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes 


Gegenſtände. zu beſtrafen. 


Vergl. die nachfolgende, zu $. 155. unterm 17. Juni 1847. (Geſetz-Samml. für die 
Königlich Preußiſchen Staaten für 1847. S. 256.) ergangene Deklaration: 

Auf Ihren Vortrag erkläre Ich hierdurch zur Beſeitigung entſtandener Zweifel, 
daß die Beſtimmung des F. 155. Theil J. des Strafgeſetzbuchs für das Heer, wonach 
Militairperſonen des Soldatenſtandes wegen Veruntreuung dienſtlich zur Verwaltung 
oder Aufbewahrung ihnen übergebener Sachen oder Gelder mit Arreſt oder Feſtungs⸗ 
ſtrafe bis zu fünf Jahren und mit Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes 
u beſtrafen ſind, in allen Fällen Anwendung finden ſoll, wenn von Perſonen des 
Soldatenſtandes dienſtlich ihnen anvertraute, nicht zur eigenen Benutzung gegebene 
Sachen oder Gelder veruntreut worden, gleichviel ob ſie ihnen zur Verwaltung oder 
Aufbewahrung, oder aus einem anderen Grunde auf längere oder kürzere Zeit dienſtlich 
anvertraut worden ſind. 85 

Dieſe Deklaration iſt durch die Geſetz-Sammlung zu publiziren. 


Berlin, den 17. Juni 1847. Kal: 
} (gez.) Friedrich Wilhelm. 
An den Kriegsminiſter, General der Infanterie von Boyen. 8. 156 
. 156. 
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F. 156. 


Wer aus Fahrläſſigkeit oder Leichtſinn unrichtige Dienftattefte ausſtellt, B. Unrihtige 
oder unrichtige Rapporte, Meldungen oder Berichte abſtaktet, oder ſolche wiſſentlich Nagl ene 
weiter befördert, iſt, nach dem Grad des dadurch geſtifteten oder zu befürchten Rapporte und 
fel. Nachtheils, mit Arreſt oder mit Feſtungsſtrafe bis zu drei Jahren zu Berichte. 

eſtrafen. 

Sind Verbrechen dieſer Art vorſätzlich verübt, fo iſt außer der ſonſt ver- 
wirkten Strafe gegen Offiziere auf Entfernung aus dem Offizierftande, gegen 
Unteroffiziere auf Degradation und Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldaten⸗ 
ſtandes, und gegen Gemeine auf die zuletzt erwähnte Strafe zu erkennen. 


$. 157. 


Wer im Dienft oder in Beziehung auf denfelben durch Geſchenke oder C. Annahme 
Zuſicherungen einer Belohnung zu Pflichtwidrigkeiten ſich bereitwillig zeigt oder im Beſehung. 
verleiten läßt, hat ſtrengen Arreſt ame Klaſſe des bis zu ſechs Monaten, auch 
nach Umſtänden Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes verwirkt. 

Offiziere, welche eines ſolchen Verbrechens ſich ſchuldig machen, ſind mit 
Entfernung aus dem Offtzierſtande, Unteroffiziere aber mindeſtens mit Degra⸗ 
dation zu beſtrafen. 

$. 158. 


Der Befehlshaber einer Wache oder eines Kommandos, welcher feinen D. Pfihtser- 
Poſten eigenmächtig verläßt, iſt mit Arreſt oder mit Feſtungsſtrafe bis zu le — 
ſechs Monaten, in Kriegszeiten aber mit Feſtungsſtrafe bis zu Einem Jahr zu mandos und auf 
belegen. Mätſchen. 

War Gefahr vorhanden, oder iſt aus der Pflichtverletzung Nachtheil ent⸗ 
ſprungen, oder zu befürchten geweſen, ſo iſt nach Maaßgabe der Größe derſelben 
und des gegebenen verderblichen Beiſpiels auf Feſtungsſtrafe bis zu fünfjähriger, 
in Kriegszeiten aber auf Feſtungsſtrafe bis zu lebenswieriger Dauer, und bei 
beſonders erſchwerenden Umſtänden ſelbſt auf Todesſtrafe zu erkennen. 


$. 159. 


Schildwachen oder einzelne Poſten, die ſich niederſetzen oder niederlegen, 
das Gewehr aus der Hand laſſen, Taback rauchen, ſchlafen, über die Grenzen 
ihres Poſtens hinausgehen, denſelben vor erfolgter Ablöſung verlaſſen, oder ſonſt 
ihrer Dienſtinſtruktion entgegen handeln, find mit ſtrengem Arreſt von mindeſtens 
vierzehn Tagen, im Kriege aber mit ſtrengem Arreſt von mindeſtens vier Wochen, 
oder mit Feſtungsſtrafe bis zu zwei Jahren zu belegen. 

War Gefahr vorhanden, oder iſt aus der Pflichtverletzung Nachtheil ent⸗ 
ſtanden oder zu befürchten geweſen, ſo iſt Feſtungsſtrafe bis zu zehnjähriger, im 
Kriege aber Feſtungsſtrafe bis zu lebenswieriger Dauer, und bei beſonders 
erſchwerenden Umſtänden ſelbſt die Todesſtrafe verwirkt. 

$. 160, 
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$. 160. 


Wer als Befehlshaber einer Wache, als Schildwache, oder als Poſten 
ein Verbrechen, welches er verhindern konnte, und zu verhindern dienſtlich ver⸗ 
pflichtet war, wiſſentlich begehen läßt, iſt ebenſo zu beſtrafen, als ob er zur Aus⸗ 
übung des Verbrechens thätige Hülfe geleiſtet hätte, und dieſe Strafe noch zu 
1 wenn er das Verbrechen aus gewinnſüchtiger Abſicht hat geſchehen 
aſſen. 5 

§. 161. 

Wer ſich ohne Erlaubniß von der Wache entfernt, oder wer beim Kom⸗ 
mando oder auf Märſchen ſeinen Platz ohne Erlaubniß verläßt, iſt, wenn es 
nicht in der Abſicht geſchehen iſt, um zu deſertiren, mit Arreſt, im Kriege aber 
mit ſtrengem Arreſt von mindeſtens vier Wochen oder mit Feſtungsſtrafe bis zu 
ſechs Monaten zu beſtrafen. 

$. 162. 


n an Wer einen feiner Beaufſichtigung anvertrauten Verhafteten vorſätzlich oder 

Berdaftete und aus Furcht vor perfünlicher Gefahr entkommen läßt, iſt mit ſtrengem Arreſt von 

Uaterlaſſung mindeſtens vier Wochen oder mit Feſtungsſtrafe bis zu Einem Jahr zu belegen; 

3 Verhaſtun wenn ihm aber bekannt war, daß der Entſprungene ſich wegen Hochverraths 

oder wegen eines anderen im Geſetz mit Todesſtrafe bedrohten Verbrechens in 

Haft befand, mit Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes und Feſtungs⸗ 

ſtrafe bis zu lebenswieriger Dauer zu beſtrafen. Bei beſonders erſchwerenden 
Umſtänden kann ſelbſt die Todesſtrafe eintreten. 

Wer den ſeiner Beaufſichtigung anvertrauten Verhafteten aus Fahrläſſigkeit 
entkommen läßt, iſt mit Arreſt zu beſtrafen; wenn ihm aber bekannt war, daß 
der Entſprungene ſich wegen eines der vorgedachten ſchweren Verbrechen in Haft 
befand, mit Feſtungsſtrafe bis zu zehn Jahren und, nach Bewandtniß der Umſtände, 
mit Dienſtentlaſſung zu belegen. 

Gleiche Strafen treffen denjenigen, welcher der von ſeinem Vorgeſetzten 
ihm befohlenen oder der ihm dienſtlich obliegenden Verhaftung eines Verbrechers 
ſich nicht unterzieht. 

$. 163. 


F. Pfichtver⸗ Perſonen des Soldatenſtandes, welche bei Wahrnehmung der ihnen auf- 
ee etragenen adminiſtrativen oder richterlichen Geſchäfte ſich W zu 
abmintraten Schulden kommen laffen, find mit Berückſichtigung ihres beſonderen Dienſtver⸗ 


und richterlicher hältniſſes und der darauf Bezug habenden Reglements und Inſtruktionen nach 
Ss. den für Beamte gültigen Strafbeſtimmungen zu beurtheilen und zu beſtrafen. 


$. 164. 


VI Dergefun Die unerlaubte Entfernung, wenn ſie nicht für Deſertion zu erachten, iſt 
ge mit Arreſt zu beſtrafen. Wer ſich aber dieſes Verbrechens unter erſchwerenden 
Umſtänden ſchuldig macht, insbeſondere wer ſich dadurch mehrere Tage dem Dienſt 

ent⸗ 


1 
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entzieht, oder ſich ohne Erlaubniß aus dem Arreſtlokal begiebt, iſt mit Arreſt duct und Or. 

Da, ae vierzehn Tagen oder mit Feſtungsſtrafe bis zu ſechs Monaten Gang 

zu belegen. 8 5 W un 
Gegen Offiziere, die ohne Erlaubniß den einfachen Stubenarreſt verlaſſen, eh 


iſt auf Dienſtentlaſſung oder Entfernung aus dem Offizierftande zu erkennen. 


$. 165. 


Unteroffiziere und Gemeine, welche ohne Erlaubniß bis nach dem Zapfen⸗ 
ſtreich aus dem Quartier bleiben, oder in der Zeit vom Zapfenſtreich bis zur 
Reveille ſich aus demſelben entfernen, ſind mit mittlerem Arreſt oder bei beſon⸗ 
ders erſchwerenden Umſtänden, und namentlich beim Rückfall in dieſes Vergehen 
nach mehrmaliger Beſtrafung, mit Feſtungsſtrafe bis zu ſechs Monaten zu beſtrafen. 


$. 166. 


Urlaubsüberſchreitungen, welche fich nicht zum Verbrechen der Defertion 
geſtalten, ſind mit Arreſt, oder mit Feſtungsſtrafe bis zu ſechs Monaten zu 
beſtrafen. 

Auch kann gegen Offiziere bei beſonders erſchwerenden Umſtänden außer 
der Freiheitsſtrafe auf Dienſtentlaſſung erkannt werden. 


$. 167. 


Wer ſich, nachdem er zum Dienſt kommandirt worden, betrunken und ie 
dadurch zu demſelben untauglich gemacht hat, oder wer betrunken in den Dienſt ber in Die: 
kommt, oder ſich während des Dienſtes in den Zuſtand der Trunkenheit verſetzt, 
iſt mit ſtrengem Arreſt zu beſtrafen. 

Gegen Offiziere iſt auf Feſtungsarreſt und nach Befinden der Umſtände 
auf Dienſtentlaſſung zu erkennen. 


$. 168. 


Hazardſpiele find den Unteroffizieren und Gemeinen gänzlich unterſagt. C. Serarhfpiel 
Wer dieſem Verbot zuwider handelt, ſoll mit ſtrengem Arreſt, im Rückfalle aber, 
und beſonders wenn er aus dem Spiel ein Gewerbe macht, mit Feſtungsſtrafe 
bis zu Einem Jahr belegt werden. 
Vergl. zu den $$. 168. 169. das Geſetz vom 15. April 1852. §. 13; Beilage Littr. F. 


$. 169. 


Offiziere, welche Hazardſpiele aus Gewinnſucht ſpielen, haben Stubenarreſt, 
und im Rückfalle Feſtungsarreſt bis zu Einem Jahr, wenn ſie aber aus dem 
Spiel ein Gewerbe machen, Feſtungsarreſt und Dienſtentlaſſung verwirkt. 


$. 170. 
Unteroffiziere und Gemeine, welche ohne Genehmigung ihres vorgeſetzten b. Schulden; 


machen ohne 


Kommandeurs Schulden machen, haben Arreſt bis zu vierzehn Tagen rin Konfens. 
enn 


u a 


Wenn ſie aber dergleichen Schulden aus Hang zu Ausſchweifungen machen oder 
nicht im Stande ſind, die Schulden zu tilgen, ſo ſind ſie mit ſtrengem Arreſt 
von mindeſtens vierzehn Tagen, oder nach Umſtänden mit Feſtungsſtrafe bis zu 
ſechs Monaten zu belegen. 


F. 171. 
E. Verhei⸗ 


. Wenn Unteroffiziere oder Gemeine ohne Genehmigung ihres vorgeſetzten 
Konsens. Kommandeurs ſich verheirathen, ſo haben ſie Arreſt von mindeſtens vier Wochen 
oder Feſtungsſtrafe bis zu ſechs Monaten verwirkt. 


$. 172. 


Wenn Offiziere, welche verpflichtet ſind, die Genehmigung des Königs zu 
ihrer Verheirathung nachzuſuchen, dies unterlaſſen, oder ſich nach Verweigerung 
des Konſenſes dennoch verehelichen, ſo ſollen ſie mit viermonatlichem bis ein⸗ 
Ran Feſtungsarreſt, auch den Umſtänden nach mit Dienſtentlaſſung beſtraft 
werden. 


$. 173. 


F. Beleidi Beleidigungen unter den in Injurienſachen den Ehrengerichten unterwor⸗ 

L. her Offiiere fenen Offizieren find, wenn fie nicht als Inſubordination, oder als Mißbrauch 

unter einander. der Dienſtgewalt anzuſehen, kein Gegenſtand der gerichtlichen Unterſuchung, 
ſondern gehören vor die Ehrengerichte (Verordnung über die Ehrengerichte vom 
20. Juli 1843.). 


b. 174. 


2. der Unter- Beleidigungen der Gemeinen unter einander durch Worte, Geberden oder 

offiereund dl, Zeichen, ſowie leichte thätliche Beleidigungen derſelben unter ſich, find mit Arreſt, 

einander. Unter Unteroffizieren ebenfalls mit Arreſt, und bei beſonders erſchwerenden Um⸗ 
ſtänden mit Degradation zu beſtrafen. 


Vergl. das Geſetz vom 15. April 1852. F. 15, Beilage Littr. F. 


$. 175. 


Bei Beleidigungen unter Perſonen des Soldatenſtandes darf eine Bekannt⸗ 
machung der rechkskraftig erkannten Strafe durch öffentliche Blätter niemals 
ſtattfinden. 


$. 176. 
G. Schläge Schlägereien oder körperliche Beſchädigungen unter Unteroffizieren oder 


uche Nee e unter Gemeinen ſind, wenn ſie nicht in ſchwere Körperverletzung übergehen, ebenſo 
gen der Unter zu beſtrafen, wie thätliche Beleidigungen (§. 174.). x 
a Geht aber eine Schlägerei in ſchwere Körperverletzung über, fo tritt nach 
Befinden der Schwere der zugefügten Verletzung und der erfolgten oder nicht 
erfolgten Wiederherſtellung des Verletzten, dreimonatliche bis zehnjährige Feſtungs⸗ 
ſtrafe ein. 
Vergl. das Geſetz vom 15. April 1852. F. 13; Beilage Littr. F. 8 177 
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$. 177. 
Militairpolizeiliche Exzeſſe find mit Arreſt, oder, nach Umftänden, mit m. mitteiw 
Feſtungsſtrafe bis zu ſechs Monaten zu beſtrafen. f 1 
$. 178. 


Wer ſeine Dienſtgewalt gegen Untergebene zu N oder Forderungen, vn. mig 
die in keiner Beziehung zum Dienſt ſtehen, oder zu Privatzwecken mißbraucht, brauch be 
von Untergebenen Geſchenke fordert, ohne Vorwiſſen des gemeinſchaftlichen Vor Tata, 
geſetzten von ihnen Geld borgt oder Geſchenke annimmt, oder feine Untergebenen geſezten gegen 
ſonſt durch ſein Anſehen veranlaßt, gegen ihn Verbindlichkeiten einzugehen, die lat 
denſelben nachtheilig find, oder auf das gegenfeitige Dienſtverhältniß von nach- zweden. 
theiligem Einfluß ſein können, iſt mit Arreſt, oder, nach Umſtänden, mit De⸗ 

gradation oder Dienſtentlaſſung zu beſtrafen. 


$. 179. 


Vorgeſetzte, welche durch Mißbrauch ihrer Dienſtgewalt Untergebene ver⸗ 2) durch Ze 
anlaſſen, eine geſetzwidrige Handlung zu verüben, find mit der Strafe des Ur⸗ une ga 
hebers in geſchärftem Maaße, und außerdem, nach Umſtänden, mit Degradation tungen. 
oder Dienſtentlafſung zu belegen. 

Bei Sone der Strafe gegen den Vorgeſetzten iſt darauf Rückſicht zu 
nehmen, ob derſelbe den Untergebenen zu der treter Handlung nur verleitet, 
oder durch einen Befehl dazu beſtimmt hat. 


$. 180. 


Wer De feine Strafbefugniſſe überſchreitet, oder einen geſetzwidrigen 3) durch Ueber, 
Einfluß auf die Rechtspflege ausübt, ſoll mit Arreſt oder mit Feſtungsſtrafe bis ſcratung der 
zu drei Jahren belegt werden, auch kann außerdem bei erſchwerenden Umſtänden ad kenn. 
Dienſtentlaſſung eintreten. g gen Einfluß auf 

N 181 die Rechtspflege. 


Vorgeſetzte, die ſich der vorſchriftswidrigen Behandlung eines Untergebenen 4) durch vor. 
ſchuldig machen, follen, wenn dieſelbe nicht in thätliche Mißhandlung ausgeartet ahne 
iſt, mit Arreſt beſtraft werden. ehandlung. 


§. 182. 

Macht ſich der Vorgeſetzte einer ſolchen vorſchriftswidrigen Behandlung 
egen einen Offizier ſchuldig, ſo iſt er ie erſte Mal mit Arreſt, oder, nach 
Bewandtniß der Umſtände, mit Feſtungsarreſt bis zu drei Jahren zu beſtrafen. 

Im Rückfall kann außer der Freiheitsſtrafe zugleich auf Dienftentlaffung 
erkannt werden. 

§. 183. 


Wenn Vorgeſetzte der thätlichen Mißhandlung gegen ihre Untergebenen 
Bundes - Geſehbl. 1867. 33 ſich 


9 
ſich ſchuldig machen, ſo iſt dies gegen Offiziere mit Arreſt von mindeſtens vier⸗ 
Tr Tagen oder mit Feſtungsarreſt bis zu Einem Jahr und, nach Befinden der 
mſtände, mit Oienſtentlaffung, gegen Vorgeſetzte niederen Ranges aber mit 
mittlerem oder ſtrengem Arreſt und, nach Umſtänden, insbeſondere im Rückfall, 
mit Degradation oder Feſtungsſtrafe bis zu Einem Jahr zu ahnden. 


$. 184. 


Sind durch die Mißhandlung ſchwere körperliche Verletzungen zugefügt 
worden, oder haben dieſelben den Tod des Gemißhandelten zur Folge gehabt, 
ſo iſt die Strafe nach den in den allgemeinen Landesgeſetzen wegen des Ver⸗ 
brechens der ſchweren Körperverletzung oder Tödtung gegebenen Vorſchriften zu 
e a 
i ußer der nach den gedachten Vorſchriften zu ermeſſenden Freiheitsſtrafe 
iſt unter Umſtänden all auf Dlenſtenſlaſtung 15 99 Wa 

Vergl. das Geſetz vom 15. April 1852. §. 1.; Beilage Littr. F. 


$. 185. 


Diejenigen Handlungen, welche der Vorgeſetzte begeht, um einen thätlichen 
Angriff des Untergebenen abzuwehren, oder um ſeinen Befehlen im Fall der 
äußerſten Noth und dringendſten Gefahr Gehorſam zu verſchaffen, ſind nicht 
als Mißbrauch der Dienſtgewalt anzuſehen. 

Dies gilt namentlich auch für den Fall, wenn ein Offizier in Ermange⸗ 
lung anderer Mittel, den durchaus nothwendigen Gehorſam zu erhalten, in der 
Lage ſich befunden haben ſollte, von der Befugniß, den thätlich ſich ihm wider⸗ 
ſetzenden Untergebenen auf der Stelle niederzuſtoßen, Gebrauch machen zu müſſen. 


$. 186. 


Bei Zumeſſung der Strafe für die in den $$. 178. bis 184. genannten 
Verbrechen iſt auf die Größe und die Folgen des zugefügten Unrechts, ſowie 
auf den militairiſchen Rang des Gemißhandelten Rückſicht zu nehmen, und es 
auch als ein erſchwerender Umſtand anzuſehen, wenn die Mißhandlung gegen 
ber bead. verübt worden iſt, die ſich unverkennbar im Zuſtande der Trunken 

eit befand. 


$. 187. 


5) durch Ber Beleidigungen der Vorgeſetzten gegen Untergebene, auch wenn fie außer 
tigung. dem Dienſt verübt worden, find als Mißbrauch der Dienſtgewalt anzuſehen, und 
nach §§. 181 184. zu beſtrafen. . 


$. 188. 


B. der Wachen. Wachen oder Landgendarmen, welche in Ausübung des Dienſtes ſich des 
burn. ge. Mißbrauchs ihrer Dienſtgewalt ſchuldig machen, find ebenſo zu beſtrafen, wie 
Vorgeſetzte, die ſich ein ſolches Verbrechen gegen Untergebene zu Schulden kom⸗ 


men laſſen. Nach 
Machen 


ENT 


Machen fie ſich des Mißbrauchs der Dienſtgewalt gegen Perſonen ſchul⸗ 
dig, welche außer dieſem Dienſtverhältniß ihre Vorgeſetzten ſind, ſo iſt dies bei 
Zumeſſung der Strafe als ein erſchwerender Umſtand oder als ein Grund zur 
Verſchärfung der Strafe zu betrachten. 


$. 189. 


Wer aus Fahrläſſigkeit ſich eines militairiſchen Verbrechens oder der Ver⸗ Iii. Mil 
letzung feiner Dienſtpflichten ſchuldig macht, iſt, wenn in dieſem Geſetzbuch dafür banned pflicht, 
keine beſondere Strafe verordnet iſt, mit Arreſt, oder, nach Umſtänden, mit verlegungen 
Feſtungsſtrafe bis zu ſechs Monaten zu belegen. 363 

Iſt aber durch die Fahrläſſigkeit Nachtheil entſtanden, ſo kann nach 
Maaßgabe der Größe deſſelben Feſtungsſtrafe bis zu zehn Jahren, und ſelbſt 
Dienſtentlaſſung eintreten. 8 190 


Wer durch unvorſichtige Handhabung der Waffen Jemanden körperlich 
verletzt oder tödtet, iſt mit der in den allgemeinen Landesgeſetzen für fahrläſſige 
e oder Tödtung vorgeſchriebenen Strafe in geſchärftem Maaße 
zu belegen. 

Vergl. das Geſetz vom 15. April 1852. §. 1.; Beilage Littr. F. 


$. 191. 


Vorgeſetzte, welche ſich in der Aufſicht über ihre Untergebenen oder bei 
Beſtrafung derſelben nachläſſig beweiſen, ſollen mit Arreſt, und wenn ſie nach 
mehrmaliger Beſtrafung ſich einer gleichen Fahrläſſigkeit ſchuldig machen, mit 
Feſtungsſtrafe bis zu ſechs Monaten, auch nach Umſtänden mit Dienſtentlaſſung 
beſtraft werden. 

Zweiter Abſchnitt. 

Von den nicht militairiſchen Verbrechen der Perſonen 

des Soldaten ſtandes. 


§. 192. 


Diejenigen Verbrechen der Perſonen des Soldatenſtandes, welche weder 
in dieſem Geſetzbuch, noch in den Kriegsartikeln oder in anderen Militairgeſetzen 
als militairiſche Verbrechen aufgeführt werden, ſind, unter Berückſichtigung der 
im Titel I. Abſchnitt 2. bis 4. dieſes Geſetzbuchs enthaltenen Beſtimmungen, 
nach den Vorſchriften der allgemeinen Landesgeſetze zu beſtrafen, inſofern nicht 
in den Militairgeſetzen, insbeſondere in den Kriegsartikeln und den Verordnungen 
vom 20. Juli 1843. und 27. Juni 1844. wegen Beſtrafung ſolcher Verbrechen 
beſondere Vorſchriften ertheilt worden ſind. 


Anmerkung: 
Vergl. das Geſetz vom 15. April 1852. $. 1. Beilage Littr. F. 
Die Kriegsartikel vom 27. Juni 1844. und die Verordnung von demſelben Tage 
find antiquirt. 
Vergl. Beilage Littr. G. 
88 ˙ Dritter 
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Dritter Abſchnitt. 
Von den Verbrechen der Militairbeamten. 


F. 193. 


Wenn Militairbeamte zu einer Zeit, wo ſie bei kriegführenden Truppen 
ſtehen, ſich eines Amtsverbrechens ſchuldig machen und denſelben dadurch Gefahr 
oder Nachtheil bereiten, ſo ſind ſie mit geſchärfter Strafe zu belegen. 


F. 194. 


Wer ſich der Entweichung ſchuldig macht, während er ſeiner Militair⸗ 
n in einem Beamtenverhältniſſe genügt, iſt, unter Berückſichtigung der 
$$. 84 — 86. als Deſerteur nach Vorſchrift der $$. 95 — 107. zu beſtrafen und 
zugleich zur Entfernung aus dem Beamtenverhältniß zu verurtheilen. 

Wenn man des Entwichenen nicht habhaft werden kann, ſo kommen die 
Vorſchriften der $$. 108. und 109. zur Anwendung. 


$. 195. 


Militairbeamte, welche den ihren Militair⸗ oder ihren Amtsvorgeſetzten 
ſchuldigen Gehorſam verweigern, find nach den Beſtimmungen des $. 126. mit 
Wenn ein FR §§. 84 — 86. zu beſtrafen. 

Iſt die Verweigerung des Gehorſams mit Beleidigung des Vorgeſetzten 
be 8 Worte, Geberden oder Zeichen verbunden, ſo iſt dies ein Schärfungsgrund 
bei Zumeſſung der Strafe, geht die Beleidigung aber in Thätlichkeit über, fo ift, 
außer der Freiheitsſtrafe, ff Amtsentſetzung zu erkennen. 

Iſt die Thätlichkeit unmittelbar durch eine geſetzwidrige Behandlung des 
Untergebenen herbeigeführt, ſo kann von der Strafe der Amtsentſetzung abge⸗ 
gangen werden. 


$. 196. 


Machen Militairbeamte, während ſie bei kriegführenden Truppen ſtehen, 
ſich eines Verbrechens, welches in den $$. 145 — 153. als Gewaltthätigfeit im 
Kriege bezeichnet iſt, oder der a a an einem folchen Verbrechen ſchuldig, 
ſo iſt die Strafe gegen ſie nach den Beſtimmungen der genannten Haben 
abzumeſſen, und da, wo Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes 
eintreten würde, auf Amtsentſetzung zu erkennen. 


Zweiter 


Zdweiter Theil. 
Strafgerichts⸗ Ordnung. 


Erſter Titel. 
Von den Militairgerichten. 


Erſter Abſchnitt. 
Von dem Gerichtsſtande. 


F. 1. 


Der Militairgerichtsbarkeit find unterworfen: „di Du Bi 
1) ſämmtliche zum Soldatenftande gehörende Perſonen ohne Unterfchied; weben 
2) die Beamten der Militairverwaltung, welche in dem dieſem Geſetzbuch 

unter Littr. A. beigefügten Verzeichniß als Militairbeamte aufgeführt find; 


3) alle mit Inaktivitätsgehalt entlaſſene, alle zur Dispoſition geſtellte und 
alle mit Penſion verabſchiedete Offiziere 


4) die Militairlehrer und Söglinge der militairiſchen Bildungsanſtalten, 
ſoweit darüber durch beſondere Vorſchriften nichts anderes beſtimmt iſt. 


§. 2. 
Die Militairgerichtsbarkeit umfaßt die Strafſachen, mit Einſchluß der 
Injurien, ſoweit letztere der gerichtlichen Beſtrafung unterliegen. 


$. 3. 

Den Civilbehörden bleibt die Unterſuchung und Entſcheidung der Kontra⸗ 
ventionen gegen Finanz⸗ und Polizeigeſetze, und gegen Jagd- und Fiſcherei⸗ 
Verordnungen in dem Fall überlaſſen, wenn die Kontravention im Geſetz nur 
mit Geldbuße oder Konfiskation bedroht iſt. 

Sit dagegen im Geſetz die Kontravention nur oder alternativ mit Frei⸗ 
heitsſtrafe bedroht, oder trifft mit der Kontravention ein anderes Verbrechen 
zuſammen, fo ſteht die Unterſuchung und Entſcheidung ausſchließlich den Militair⸗ 
gerichten zu. 

Vergl. die Verordnung über die Disziplinarbeſtrafung in der Armee vom 21. Juli 1867. 
F. 2. Littr. d. — Armee⸗Verordnungsblatt für 1867. Nr. 14. 8 4 
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$. 4. 

II. insbefon- Durch Beurlaubung auf beſtimmte Zeit, oder durch einſtweilige Beſchäf⸗ 
u d zum tigung im Civil⸗Staatsdienſt oder im Kommunaldienſt wird der Militairgerichts⸗ 
Dienſtſtande ge ſtand der im F. 1. gedachten Perſonen nicht geändert. 

. Betrifft jedoch die Anſchuldigung lediglich ein Amtsverbrechen oder Ver- 
datenftandes, gehen im Civil⸗Staats⸗ oder Kommunaldienſt, und gehört der e 
n i icht dem 7 an, ſo ſteht es den Militairgerichten frei, die Unter⸗ 
gleichen der ati. ſuchung und Beſtrafung den Civilbehörden zu überlaſſen, welchen letzteren in 

Ace Of. jedem Fall das Disziplinarverfahren wegen kleiner Dienſtvergehen verbleibt. 
ne Die Vollſtreckung der Strafen erfolgt aber durch die Militairgerichte, 
welche ſie im geeigneten Fall zuvor in militairiſche Strafen umzuwandeln haben. 


$. 5. 
Der Militairgerichtsſtand beginnt für die Perſonen des Soldatenſtandes: 


1) wenn fie zur Ergänzung des Heeres aus der militairpflichtigen Mann⸗ 
ſchaft ausgehoben werden, 


a) mit dem Zeitpunkt, wo ſie zur Einſtellung in einen beſtimmten 
Truppentheil von Seiten der Erſatzbehörde dem zu ihrem Empfang 
beauftragten Kommando übergeben werden, und 


p) bei denen, welche nicht durch ein Militairkommando den a e 
theilen zugeführt werden, mit dem Tage, wo ihre Verpflegung durch 
die Militairverwaltung beginnt; 


2) wenn ſie freiwillig, ſei es zur Ablöſung ihrer geſetzlichen Militairver⸗ 
flichtung oder zum dauernden Militairdienſt eintreten, mit dem Zeitpunkt 
ihrer Einſtellung in den Truppentheil. 


Für die Militairbeamten beginnt derſelbe mit ihrer definitiven Anſtellung oder 
vertragsmäßigen Annahme. 


6. 6. 


2. der zum Alle zum Beurlaubtenſtande e Perſonen des Soldatenſtandes 
8 ſind während der Beurlaubung in Strafſachen den Civilgerichten unterworfen. 
ed Von diefen Strafſachen find ausgenommen und gehören vor die Militair- 
e oldaten⸗ 


ſtandes. gerichte : 
1) Ungehorſam und Widerſetzung gegen Befehle, die den Beurlaubten von 
ihren Vorgeſetzten in Gemäßheit der Dienſtordnung ertheilt werden; 
2) Deſertion; 

3) wenn Beurlaubte in der Militairuniform 
a) bei dem Zuſammentreffen mit höheren gleichfalls in Uniform be⸗ 
findlichen oder mit den in Ausübung des Dienſtes e 
er 


8 


Perſonen des Soldatenſtandes ſich eines Verbrechens ſchuldig machen, 
wodurch die Achtung gegen dieſe verletzt wird, 

b) an einem von Perſonen des Soldatenſtandes verübten militairiſchen 
Verbrechen Theil nehmen, oder 

e) ſich eines Mißbrauchs militairdienſtlicher Autorität ſchuldig machen; 

4) Inſubordination bei Anbringung von Geſuchen und Beſchwerden in mili- 

tairiſchen Dienſtangelegenheiten ; 

5) Herausforderungen und Zweikämpfe beurlaubter Landwehroffiziere und 
der mit Vorbehalt der Dienſtverpflichtung aus dem ſtehenden Heer aus⸗ 
geſchiedenen Offiziere. 

Trifft ein Verbrechen der zu 1. bis 5. bezeichneten Art mit einem gemeinen 
eee zuſammen, ſo iſt der Militairgerichtsſtand auch wegen des letzteren 
egründet. 


. 7. 


Wenn die zum Beurlaubtenſtande gehörenden Perſonen des Soldaten⸗ 
ſtandes zu dienſtlichen Zwecken einberufen werden, ſo haben ſie während dieſer 
Einberufung den Militairgerichtsſtand. Derſelbe beginnt: 

1) wenn die Einberufung zum Kriege oder wegen außerordentliche Zuſam⸗ 
menziehung der Reſerve oder der Landwehr erfolgt, mit dem Empfang 
der Einberufungsorder; 


2) wenn die Einberufung zu den größeren Uebungen ſtattfindet, mit dem 
Anfang des in der Einberufungsorder bezeichneten Geſtellungstages. 


In beiden Fällen hört dieſer Gerichtsſtand mit dem Ablauf des Tages der 
Wiederentlaſſung auf. 
Erfolgt dagegen 
3) die Einberufung zu den kleineren Uebungen oder zu anderen dienſtlichen 
Zwecken, ſo findet der Militairgerichtsſtand nur für die Dauer der An⸗ 
weſenheit des Beurlaubten im dienſtlichen Verhältniß ſtatt. 


Anmerkung: Kleinere Uebungen der Perſonen des Beurlaubtenſtandes finden nicht 
mehr ſtatt. Die durch das Geſetz, betreffend die Verpflichtung zum Kriegsdienſte, 
vom 9. November 1867. vorgeſchriebenen Uebungen gehören ohne Ausnahme zu 
den größeren Uebungen im Sinne der Beſtimmungen dieſes Strafgeſetzbuchs. 


$. 8. 


Die Militairgerichte dürfen jedoch in den Fällen des $. 7. zu 2. und 3. 
das Verfahren den Civilgerichten überlaſſen und den Angeſchuldigten dazu aus⸗ 
liefern, wenn ein gemeines Verbrechen vorliegt und damit kein militairiſches Ver⸗ 
brechen zuſammentrifft. 


F. 9. 


u ae 


$.9. 


1 Kommen Verbrechen, welche Perſonen des Soldatenſtandes vor dem Ein⸗ 
benen dag Sol. tritt in den Dienſtſtand verübt haben, erſt nach deren Eintritt zur Sprache, fo 
datenſtandes ſteht die Unterſuchung dem Militairgericht nur in dem Falle zu, wenn die wahr⸗ 
re ſcheinlich zu erwartende Strafe eine dreimonatliche Gefängnißſtrafe nicht überfteigt. 
d i. dem Iſt eine längere Freiheitsſtrafe zu erwarten, ſo muß der Angeſchuldigte entlaſſen 


Dienffland be und die Unterfuchung dem kompetenten Civilgericht überwieſen werden. 


gangen find, Anmerkung: Anter dreimonatlicher Gefängnißſtrafe iſt in den 0 912. eine bürger- 
liche ht verſtanden, welche nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen 
in ſechswöchigen Mittelarreſt ſich umwandeln läßt. 

Vergl. das Geſetz vom 15. April 1852. $. 8.; Beilage Littr. F. 


$. 10. 


Dieſes Verfahren ($. 9.) findet auch ſtatt, wenn die Unterfuchung bei dem 
Civilgericht eingeleitet und das Erkenntniß erſter Inſtanz dem Angeſchuldigten 
vor dem Eintritt in den Dienſtſtand noch nicht publizirt iſt. 


g. 11. 


War das Erkenntniß erſter Inſtanz dem Angeſchuldigten vor dem Eintritt 
in den Dienſtſtand bereits publizirt, ſo verbleibt die fernere Verhandlung und die 
Entſcheidung in zweiter Inſtanz dem Civilgericht, von welchem das Urtheil, ſobald 
es die Rechtskraft erlangt hat, dem Militairgericht zuzufertigen iſt. 


g. 12. 


Iſt von dem Civilgericht rechtskräftig erkannt und überſteigt die erkannte 
Freiheitsſtrafe nicht eine Gefängnißſtrafe von drei Monaten, ſo iſt dieſelbe durch 
das Militairgericht in eine verhältnißmäßige Militairſtrafe umzuwandeln und zur 
Vollſtreckung zu bringen; überſteigt aber die Freiheitsſtrafe eine dreimonatliche 
Gefängnißſtrafe, ſo muß der Angeſchuldigte zur Dispoſition der Aushebungsbehörde 
entlaſſen und an das Civilgericht zur Vollſtreckung der Strafe abgeliefert werden. 

Vergl. die Anmerkung zu F. 9. 


§. 13. 


Gegen Perſonen des Beurlaubtenſtandes, welche zum Kriege, zu einer 
außerordentlichen Zuſammenziehung der Truppen, oder zur Er Uebung 
(§. 7. Nr. 1. und 2.) einberufen werden, müſſen die bei den Civilgerichten ein- 
zuleitenden oder bereits eingeleiteten Unterſuchungen, ſowie die Strafvollſtreckung, 
für die Dauer dieſer militairiſchen Dienſtleiſtung des Einberufenen in den Fällen 
uspendirt bleiben, wo nicht die Verhaftung entweder bereits erfolgt iſt, oder bei 
er Unterſuchung geſetzlich eintreten muß. 


$. 14. 
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K. 14. 


Die ii den n Unterſuchung, welche beim Eintritt des Termins der Bere 
Entlaffung aus dem Dienftftande noch ſchwebt, kann, wenn dieſelbe ein gemeines den Baan. 
dete um Gegenſtande hat, und kein gerichtlich zu beſtrafendes militairiſches tenftand began. 
Verbrechen damit n inſofern der Angeſchuldigte nicht verhaftet iſt, e Mo 
dem Civilgericht überlaſſen werden. 


§. 15. 


Kommt ein während des Dienſtſtandes begangenes Verbrechen erſt nach 
dem Uebertritt in den Beurlaubtenſtand zur Sprache, ſo ſteht deſſen Unterſuchung 
und Beſtrafung nur dann den Civilgerichten zu, wenn das Verbrechen zu den 
gemeinen gehört und mit keinem gerichtlich zu beſtrafenden militairiſchen Verbrechen 
zuſammentrifft. 

Vergl. die Anmerkung zu F. 7. 


$. 16. 
Der Millitairgerichtsſtand hört auf IV. Gang- 
8 5 liches Aufhören 
1) bei Offizieren: des Militaire, 
gerichtsſtandes. 


a) durch Verabſchiedung ohne Penſion, mit der Beſchränkung, daß 
diejenigen ohne Penſion verabſchiedeten Offiziere, denen die Erlaubniß 
ertheilt worden iſt, Militairuniform zu tragen, bei den nach der 
Verordnung vom 20. Juli 1843. zu beſtrafenden Herausforderungen 
und Duellen den Milltairgerichtsſtand behalten; ; 

b) durch Kaſſation, Entfernung aus dem Offizierſtande und Dienſt⸗ 
entlaſſung 


2) bei Unteroffizieren und Gemeinen: mit dem Ausſcheiden aus den Militair- 
verhältniſſen durch Verabſchiedung, Entlaſſung oder Ausſtoßung aus dem 
Soldatenſtande (bei Gendarmen: mit . oder Ausſtoßung aus 
der Gendarmerie); 


3) bei Militairbeamten: durch Verabſchiedung, Entlaſſung, Kaſſation und 
Amtsentſetzung; 


4) wenn Militairperſonen im Civil⸗Staatsdienſt oder im Kommunaldienſt 
definitiv angeſtellt werden. 


8. 17. 


Kommt ein von einer Militairperſon begangenes militairiſches oder ge⸗ 
meines Verbrechen erſt nach dem gänzlichen Ausſcheiden aus den Militairverhält⸗ 
niſſen zur Sprache, ſo gehört die Sache ausſchließlich vor die Civilgerichte. 

Wegen Fortſetzung einer vor dieſem Ausſcheiden bei den Militairgerichten 
begonnenen Unterſuchung kommen die Beſtimmungen des $. 14. zur Anwendung. 

Bundes- Geſehbl. 1867. 3⁴ 9 18. 


. In Kriegszeiten haben außer den im F. 1. bezeichneten Perſonen den 
bürgen. Militairgerichtsſtand: 
ſtand in Kriegs, 


zeiten. 1) alle Perſonen, welche den kriegführenden Truppen zugetheilt ſind, oder 
zu deren Gefolge gehören; 
2) die zu den kriegführenden Truppen des Preußiſchen Heeres zugelaſſenen 
fremden Offiziere und deren Gefolge; 
3) die Kriegsgefangenen; 
4) alle Unterthanen des Preußiſchen Staats, oder Fremde, welche auf dem 


Kriegsſchauplatze den Preußiſchen Truppen durch eine verrätheriſche 
Handlung Gefahr oder Nachtheil bereiten. 


In dem unter Nr. 4. angegebenen Fall tritt dieſer außerordentliche Gerichtsſtand 
nur von dem Zeitpunkt ein, wo der König oder in deſſen Namen der Feldherr 
ſolches verordnet und öffentlich bekannt macht. 

Vergl. den Artikel 63. der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von der Gerichtsbarkeit. 


§. 19. 
ne und Die Militairgekichtsbarkeit iſt entweder die höhere oder die niedere. 
richtsbarkelt 

§. 20. 


Vor die höhere Gerichtsbarkeit gehören alle Straffälle: 
1) der Offiziere und der oberen Militairbeamten; 


2) der Portepee⸗Unteroffiziere, wenn eine härtere Strafe als Arreſt im Geſetz 
angedroht iſt 

3) der Unteroffiziere ohne Portepee und der Gemeinen, wenn im Geſetz eine 
härtere Strafe angedroht iſt als Arreſt, Degradation, Verſetzung in die 
zweite Klaſſe des Soldatenſtandes oder Züchtigung 

4) der unteren Militairbeamten, wenn im Geſetz eine härtere Strafe an⸗ 
gedroht iſt als Gefängniß oder Arreſt ) 

5) wenn gegen Landgendarmen oder gegen Invaliden auf Entlafjung zu 
erkennen iſt. 

Vergl. den Allerhöchſten Erlaß vom 6. Mai 1848; Beilage Littr. D. 


. 21. 
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b. 21. 


Der niederen Gerichtsbarkeit verbleiben alle Straffälle, welche nicht vor 
| die höhere Gerichtsbarkeit gehören. 


b. 22. 
Die Millitairgerichtsbarkeit wird verwaltet: D. 3 
1) durch das General-Auditoriat; keit. 


2) durch die Korps-, Divifions- und Regimentsgerichte; 

3) durch die Garnifongerichte; 

4) bei dem mediziniſch⸗chirurgiſchen Friedrich - Wilhelms - Inftitut nebſt der 
damit in Verbindung ſtehenden mediziniſch⸗chirurgiſchen Akademie: durch 
das für dieſe Anſtalten beſtehende beſondere Gericht, bei deſſen jetziger 
Organiſation es ſein Bewenden behält. 


§. 23. 
Die Korpsgerichte beſtehen: 
aus dem kommandirenden General des Armeekorps als Gerichtsherrn 
und dem Korpsauditeur ; 
die Diviſionsgerichte: 
aus dem Kommandeur der Diviſion als Gerichtsherrn und den Diviſions⸗ 
Auditeuren, 
die Regimentsgerichte: 
aus dem Kommandeur des Regiments als Gerichtsherrn und dem unter- 
| ſuchungsführenden Offizier; 
die Garniſongerichte: 
aus dem Gouverneur oder Kommandanten als Gerichtsherrn und dem 
Gouvernements⸗ oder Garniſonauditeur. 


Den Befehlshabern, welche gegenwärtig, außer den hier benannten, gerichts⸗ 
herrliche Befugniſſe ausüben, verbleiben dieſe Befugniſſe in dem bisherigen 
Umfang. 
b. 24. 
Für jeden Unterſuchungsfall iſt das Unterſuchungs- und das Spruchgericht 
beſonders zu beſtellen. 
$. 25. 
In Kriegszeiten bleiben 
a) die nöthigen Modifikationen bei Organiſation und Verwaltung der Mili⸗ 
tairgerichte, und 
34 · b) die 


III. Kompetenz. 


1. der Regi- 


ment ssgerichte. 


2. der Divi⸗ 
ſionsgerichte. 


3. der Korps⸗ 
gerichte. 


„ 


b) die dem Heerführer und den Kommandanten belagerte Feſtungen danach 
zu ertheilenden Inſtruktionen 


der Beſtimmung des Königs vorbehalten. 


F. 26. 


Die Gerichtsbarkeit der Korps⸗, Diviſions⸗ und Regimentsgerichte er⸗ 
ſtreckt ſich auf alle Perſonen und Straffälle, über welche die Gerichtsbarkeit 
den im F. 22. unter Nr. 3. und 4. genannten Gerichten nicht ausſchließlich bei- 
gelegt iſt. 

N 


Die Gerichtsbarkeit der Regimentsgerichte iſt auf die niedere beſchränkt, 
und erſtreckt ſich über die zum Etat des Regiments gehörenden Unteroffiziere, Ge⸗ 
meine und Militair⸗Unterbeamten. Der Regimentskommandeur iſt jedoch befugt, 
in Fällen, die zur höheren Gerichtsbarkeit gehören, wenn weder das kompetente 
oder ein anderes mit höherer Gerichtsbarkeit verſehenes Militairgericht, noch ein 
Civilgericht am Orte iſt, Verhandlungen, die zur Feſtſtellung des 1 
dienen und keinen Aufſchub leiden, durch den unterſuchungsführenden Offizier 
unter Zuziehung eines zweiten Offiziers aufnehmen zu laſſen. Die aufgenommenen 
Verhandlungen müſſen aber unverzüglich an das kompetente Militairgericht ab- 
gegeben weihen 


$. 28. 
Die Divifionsgerichte haben: 
1) die höhere Gerichtsbarkeit über alle zum Diviſionsverband gehörende 
Militairperſonen; 
2) die niedere Gerichtsbarkeit über alle zum Dienſtbereich des Diviſions⸗ 
Kommandeurs gehörende Unteroffiziere, Gemeine und Militair⸗Unter⸗ 
beamten, die keinem Regimentsgericht der Diviſion unterworfen ſind. 


§. 29. 
Die Korpsgerichte haben: 


1) die höhere Gerichtsbarkeit über alle Militairperſonen in dem Bezirk des 
Generalkommandos, welche nicht der Gerichtsbarkeit der im Korpsbezirk 
befindlichen Diviſionsgerichte unterworfen find; 


2) die niedere Gerichtsbarkeit über alle zu keinem Diviſionsverband ge⸗ 
hörende Unteroffiziere, Gemeine und Militair⸗Unterbeamte im Bezirk des 
Generalkommandos, welche nicht der Gerichtsbarkeit eines im Korps⸗ 
bezirk befindlichen Regimentsgerichts unterworfen ſind. 


$. 30. 
Wenn Militairperſonen von verſchiedenen Armeekorps der gemeinſchaft⸗ 
lichen 


a 
lichen Verübung eines Verbrechens befchuldigt werden, fo iſt wegen ſämmtlicher 
Angeſchuldigten die Gerichtsbarkeit desjenigen kommandirenden Generals begrün⸗ 
det, in deſſen Korpsbezirk das Verbrechen begangen iſt. 


$. 31. 


Vor die Garniſongerichte gehören ausſchließlich alle Vergehungen, die als 4 de Gamir 
Exzeſſe gegen die öffentliche Ruhe und Sicherheit am Orte zu betrachten, ober Mist 
die gegen beſondere, in Beziehung auf die Feſtungswerke und Vertheidigungs⸗ 
mittel ergangene Anordnungen, oder die im Wacht⸗ oder Garniſondienſt ver⸗ 
übt ſind. j 

$. 32. 


Die Garniſongerichte haben außerdem ſowohl die höhere als die niedere 
Gerichtsbarkeit: 


1) über alle Militairperſonen, die zum Etat des Gouvernements oder der 
Kommandantur gehören; 


2) über die Feſtungsarreſtaten des Militairſtandes, die Militairſträflinge und 
die Arbeiter - Abtheilungen; 


3) über diejenigen Militairperſonen, deren eigene mit Gerichtsbarkeit ver- 
ſehene Befehlshaber nicht zur Beſatzung gehören, ſowie über die am 
Orte befindlichen Militairperſonen, deren Befehlshaber nicht mit Gerichts⸗ 
barkeit verſehen ſind. 


§. 38. 


Treffen mehrere Verbrechen zuſammen, von denen das eine zur höheren, Se 
das andere zur niederen Gerichtsbarkeit gehört, ſo gebührt die Kognition über Vefimmunger. 
alle Verbrechen dem Militairgericht, welchem die höhere Gerichtsbarkeit zuſteht. 


$. 34. 


Bei dem Zuſammentreffen mehrerer zur niederen Gerichtsbarkeit gehörigen 
Verbrechen iſt, wenn die Strafen zuſammengenommen die Grenzen dieſer Ge 
richtsbarkeit überſteigen, die Sache an das mit der höheren Gerichtsbarkeit ver⸗ 
ſehene Gericht abzugeben. 


F. 35. 


Wenn Militairperſonen, welche nicht ſämmtlich der Gerichtsbarkeit eines 
und deſſelben Militairgerichts unterworfen ſind, gemeinſchaftlich ein Verbrechen 
verüben, ſo ſteht die Gerichtsbarkeit dem Militairgericht zu, deſſen Gerichtsherr, 
dem Rang nach, der nächſte Befehlshaber aller Angeſchuldigten iſt. 

Werden verſchiedene Verbrechen verübt, welche mit einander im Zuſammen⸗ 
gung ſtehen, ſo findet daſſelbe Verfahren ſtatt, wie bei gemeinſchaftlich verübten 

erbrechen. 5 
$. 36. 
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§. 36. 


In Gouvernementsſtädten und Feſtungen tritt in dem Fall des $. 35. die 
Kompetenz des Garniſongerichts ein, wenn der gemeinſchaftliche höhere Befehls⸗ 
haber nicht zur Beſatzung des Orts gehört. 


$. 37. 


In Straffällen, welche vor die höhere Gerichtsbarkeit gehören, ift die Sache 
auch bei eintretendem Garniſonwechſel, oder bei Veränderung der dienſtlichen 
Stellung des Angeſchuldigten, von dem Militairgericht zu beendigen, bei welchem 
die Einleitung der förmlichen Unterſuchung ſtattgefunden hat. 


$. 38. 


Der kommandirende General iſt befugt, aus dienſtlicher Rückſicht den 
Militairgerichten des Korpsverbandes in Straffällen, welche vor das Korpsgericht 
gehören, die Unterſuchung und die Aburtheilung zu übertragen, wenn beſondere 
Umſtände ſolches erfordern. 


F. 39. 


Werden bei Truppentheilen, welche ihre Garniſon an einem Orte haben, 
wo ſich kein Militairgericht befindet, Verbrechen verübt, die we Maaßregeln 
erfordern, ſo iſt der daſelbſt kommandirende Offizier befugt, das Civilgericht des 
Orts zu requiriren, alle Ausmittelungen vorzunehmen, die am Orte ſelbſt oder 
ſonſt im Bezirk des Gerichts erfolgen müſſen und keinen Aufſchub leiden, bis 
entweder ein Inquirent von dem kompetenten Militairgericht geſandt, oder der 
Verbrecher nach dem Sitz des Militairgerichts gebracht werden kann. In den 
Fällen, wo weder das eine noch das andere zuläſſig iſt, kann von Seiten des 
kompetenten Militairgerichts auch das Civilgericht zur Führung der Unterſuchung 
requirirt werden. 10 

$. 40. 


Militairbefehlshaber, denen zur Ausübung ihrer gerichtsherrlichen Befug⸗ 
niſſe ein Auditeur oder unterſuchungsführender Offizier nicht zugetheilt iſt, haben 
die ihnen zuſtehenden Unterſuchungen durch Reeguiſtton des nächſten Militair⸗, 
oder, bei beträchtlicher Entfernung deſſelben, des Civilgerichts führen zu laſſen. 


. 41. 


Die Obduktion der Leichname von Militair⸗ oder Civilperſonen gehört vor 
die Militairgerichte, wenn Verdacht vorhanden iſt, daß eine Militairperſon an 
dem Tode des Entleibten Schuld iſt. Die 7 Beſichtigung des Leichnams 
einer Militairperſon, welche durch Selbſtmord oder einen Unglücksfall ums Leben 
gekommen iſt, ſowie die Ermittelung der Todesurſache und der Veranlaſſung 
zum Selbſtmord, gebührt den Milttairgerichten. Befindet ſich kein Militair- 
gericht am Ort, ſo iſt das Civilgericht um Aufnahme der Verhandlungen zu 
requiriren. 7 Di 

ie 


27 N * Sie Le N 
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Die aufgenommenen Verhandlungen find wie bisher an das General⸗ 
Auditoriat einzuſenden. 


b. 42. 


Die Auslieferung eines flüchtigen, im Auslande befindlichen Verbrechers 
iſt von den Militairgerichten bei dem Kriegsminiſterium in Antrag zu bringen, 
inſofern hierüber die beſtehenden Kartelkonventionen oder andere Beſtimmungen 
nicht beſondere Vorſchriften enthalten. 


. 43. 


Kein Gerichtsherr darf in die Gerichtsbarkeit eines andern eingreifen; es 
bewirkt jedoch keine Nichtigkeit des Verfahrens, wenn die Unterſuchung oder das 
Erkenntniß durch ein Militairgericht erfolgt iſt, welches überhaupt befugt war, 
in einer zur höheren Gerichtsbarkeit gehörigen Sache die Unterſuchung zu führen 
oder zu erkennen. 

Dies findet auch ſtatt, wenn das inkompetente Gericht nur die niedere 
Gerichtsbarkeit hat, und der vor dieſes Gericht gezogene Fall zur niederen Gerichts⸗ 
barkeit gehört. 


Dritter Abſchnitt. 
Von den Unterſuchungsgerichten. 


F. 44. 


Das Unterſuchungsgericht ift von dem Gerichtsherrn zu beſtellen, dem die 1. Beſtelung 
Gerichtsbarkeit über den Angeſchuldigten zuſteht. 15 a 
richts. 


$. 45. 


In den vor die höhere Gerichtsbarkeit gehörenden Straffällen beſteht das 1. Beſcgung: 
Unterſuchungsgericht aus dem Auditeur als Inquirenten und zwei zur Unterſuchung mn; 210 
kommandirten Offizieren. Bei Verbrechen der Gemeinen, mit Ausnahme der vor die höhere 
dee de d. h. der mit Todesſtrafe oder lebenswieriger Freiheitsſtrafe im Aa 12 


eſetz bedrohten Verbrechen, bedarf es nur der Zuziehung eines Offiziers. hören, 
$. 46. 
Die zu den Unterſuchungsgerichten zu kommandirenden Offiziere ſollen fein, 
in Unterſuchungen: 
1) ex en Gemeine, wenn nicht Hauptverbrechen den Gegenſtand derſelben 
ilden, 
ein Lieutenant; 
2) gegen Gemeine bei Hauptverbrechen, und gegen Unteroffiziere, 


zwei Lieutenants, 
3) gegen 


3) gegen einen Lieutenant, 
ein Hauptmann oder Rittmeiſter und ein Lieutenant; 

4) gegen einen Hauptmann oder Rittmeifter, N 
ein Major und ein Hauptmann oder Rittmeifter; 

5) gegen Offiziere höheren Grades, 
ein Offizier des nächſt höheren und ein Offizier des gleichen Dienſt⸗ 
grades des Angeſchuldigten, oder, in Ermangelung des erſteren, zwei 
Offiziere von dem Dienſtgrade des Angeſchuldigten. 


$. 47. 

Betrifft die Unterſuchung einen Militairbeamten, ſo ſind die zum Unter⸗ 
ſuchungsgericht zu kommandirenden Offiziere nach dem Militairrang des Ange⸗ 
ſchuldigten, wenn aber derſelbe keinen beſtimmten Militairrang hat, nach deſſen 
bürgerlichen Rangverhältniſſen zu ernennen. Außerdem ſoll bei Dienſtverbrechen, 
wenn die Dienſtbehörde darauf anträgt, ein höherer Militairbeamter von dem 
Dienſtzweig des Angeſchuldigten zu den Verhandlungen zugezogen werden. 


$. 48. 


Der Auditeur kann durch einen im Richteramt ſtehenden, oder zum höheren 
Richteramt qualifizirten Civil⸗Juſtizbeamten erſetzt werden. 


$. 49. 
B. In Straf. In den vor die niedere Gerichtsbarkeit gehörenden Straffällen beſteht das 
ten, Bo Unterſuchungsgericht aus dem Auditeur oder dem unterſuchungsführenden Offizier 
e als Inquirenten und einem Lieutenant. 
gehören. 
$. 50. 
In Unterſuchungsſachen gegen Militair⸗Unterbeamte bei denjenigen Militair⸗ 
erichten, wo Aktuarien angeſtellt ſind, genügt es, wenn der Auditeur mit Zuzie⸗ 
118 des Aktuarius die Unterſuchung führt. 
F. 51. 
C. In Unter- Werden Unterſuchungen gegen Perſonen des Soldatenſtandes auf Requi⸗ 


1 fition durch die Civilgerichte geführt, fo iſt unter Berückſichtigung der Rang⸗ 
gerichte geführt verhältniſſe des Angeſchuldigten ($. 46.) ein Offizier zuzuziehen, inſofern dies 


werden. ohne Schwierigkeit und Koſtenaufwand geſchehen kann. 


g $. 52. 

D. Bei ge. Wenn zwiſchen Militair⸗ und Civilperſonen Beleidigungen oder Thätlich⸗ 
Auhagen an keiten wechſelſeitig vorfallen, oder wenn ein 1 von Militair- und Civil⸗ 
Mititarr« und perſonen gemeinſchaftlich verübt wird, fo muß die Unterſuchung von einem aus 
Civitperſonen. Militair⸗ und Civilgerichtsperſonen zuſammengeſetzten Gericht geführt — 

er 


Ei 


Der kompetente Gerichtsherr ernennt die Militairmitglieder. Der höchſte 
N Offizier hat in dieſem gemeinſchaftlichen Unterſuchungsgericht den 
orrang. 
Die Verhandlungen, welche die Mitangeſchuldigten des Militairſtandes 
betreffen, ſind zu beſonderen Akten zu nehmen. 


F. 53. 


Nach beendigter Unterſuchung iſt zuerſt gegen die angeklagten Militair⸗ 
perſonen von dem Militairgericht zu erkennen. Wenn beſondere Umſtände ein 
Anderes erfordern, fo iſt darüber die Entſcheidung des Königs durch das General- 
Auditoriat einzuholen. 


$. 54. 


Die zu den Unterfuchungsgerichten zu kommandirenden Offiziere müſſen E. Algemeine 

die Eigenſchaft vollgültiger Zeugen haben. 9 
$. 55. 

Wenn Perſonen des Soldatenſtandes zu vernehmen find, die einen höheren 
Rang haben, als der höchſte zum Unterſuchungsgericht kommandirte Offizier, ſo 
iſt nach den obwaltenden Umſtänden und bei Verhandlungen von beſonderer 
Wichtigkeit ein höherer Offizier dabei zuzuziehen, der dem Range des höchſten 
unter den zu Vernehmenden entſpricht (§. 46.). 


$. 56. 


Ohne dringende Veranlaſſung darf im Laufe der Unterſuchung ein Wechſel 
in der Perſon der dazu kommandirten Offiziere nicht ftattfinden. 


$. 57. 


Wenn die Vorſchriften wegen Beſetzung des Unterſuchungsgerichts bei 
einer Verhandlung, aus welcher ein Grund zur Entſcheidung hergenommen iſt, 
verabſäumt worden find, fo iſt das geſprochene Erkenntniß nichtig (§. 268.). 

Jedoch ſoll, wenn das Erkenntniß rechtskräftig geworden, von Amtswegen 
die Aufhebung nicht beantragt werden. a 


$. 58. 


Wenn der Angeſchuldigte ein einzelnes Mitglied des Unterſuchungsgerichts Il. Bon der 
ablehnt, und der Gerichtsherr die Ernennung eines anderen Mitgliedes verweie Yplhnung cn 
gert, fo hat der kommandirende General über den Antrag zu entſcheiden. Weiſt der des Unter 


derſelbe den Ablehnungsantrag zurück, ſo iſt, wenn der Angeſchuldigte dabei ſich ee 


nicht beruhigt, die Entſcheidung des Königs durch das General-Auditoriat ein- 


zuholen. 
Wird einem Ablehnungsantrage gegen den Auditeur Folge gegeben, fo 
hängt es von den Dienſtverhältniſſen des Gerichtsherrn ab, ob er unmittelbar 
Bundes- Geſetzbl. 1867. 35 einen 
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einen anderen Auditeur ſtatt des abgelehnten ſubſtituiren kann, oder einen anderen 
Gerichtsherrn deshalb zu requiriren hat. Von der erfolgten Subſtitution iſt 
dem General-Auditoriat durch den Gerichtsherrn ungeſäumt Nachricht zu geben. 


§. 59. 
Die Ablehnung iſt für begründet zu erachten gegen Mitglieder des Unter⸗ 
ſuchungsgerichts, welche 

1) bei dem Ausfall der Unterſuchung ein Intereſſe haben, 

2) mit dem Angeſchuldigten in offenbarer Feindſchaft leben, wofür die recht⸗ 
liche Vermuthung begründet wird durch gerichtliche Anſchuldigung grober 
Verbrechen, verübte Thätlichkeiten gegen das Leben oder die Geſundheit, 
ehrenrührige Schmähungen und Prozeſſe über einen beträchtlichen Theil 
des Vermögens, inſofern nicht anzunehmen iſt, daß die feindſeligen Ge⸗ 
ſinnungen durch Wiederausſöhnung oder durch den Verlauf mehrerer 

Jahre gehoben worden, 

3) in der Sache als Zeugen aufgeſtellt werden ſollen. 

Außer dieſen Gründen ſind aber auch andere, in dienſtlichen oder perſön⸗ 
lichen Verhältniſſen beruhende Einwendungen zu berückſichtigen. 


$. 60. 


In den Fällen des F. 58. find bis zur erfolgten Entſcheidung nur ſolche 
Verhandlungen, welche zur Feſtſtellung des Thatbeſtandes dienen, oder bei denen 
Gefahr im Verzuge iſt, von dem beſtellten Unterſuchungsgericht vorzunehmen. 


Vierter Abſchnitt. 
Von den Spruchgerichten. 
$. 61. 
Gegen Perſonen des Soldatenſtandes wird 
1) in den zur höheren Gerichtsbarkeit gehörenden Straffällen durch ein 
Kriegsgericht, und g 
2) in den zur niederen Gerichtsbarkeit gehörenden durch ein Standgericht 
erkannt. Das Rechtsmittel der weiteren Vertheidigung findet bei Erkenntniſſen 
der Kriegs⸗ oder Standgerichte nicht ſtatt. 
Gegen Militairbeamte wird durch Inſtanzengerichte erkannt. 


§. 62. 


1. Uber Der Das Kriegs- und das Standgericht ift, der Dienſtordnung gemäß, von 

Bent, dem Beteblehaher anzuordnen, dem die Beſtellung des Unterfuchungsgerichts 
Kriegs ⸗ und zul x 

Gtandgerihte, zuſtan f $. 63. 


1 


F. 63. 


Wenn ein in Unterfuchung befindlicher Offizier, vor der Beſtellung des . 
erkennenden Gerichts, wegen beſonderer Umſtände die Berufung der Mitglieder gr 
des Gerichts aus dem Dienſtbereich des kompetenten Gerichtsherrn ablehnen 


ſollte, ſo hat er ſich auf dem Dienſtwege an den König zu wenden. 
F. 64. 


Ein Kriegsgericht beſteht, mit alleiniger Ausnahme des im $. 65. gedachten 2. Belehung, 


Falles, aus fünf Richterklaſſen, von denen der Präſes eine Klaſſe bildet, und 
aus dem Auditeur, als Referenten. 

Zu einem Kriegsgericht ſind nach dem Grade des Angeſchuldigten als 
Richter zu berufen: 


1) über einen Gemeinen: 
a) ein Major als Präſes, 
b) zwei Hauptleute (Nittmeifter), 
c) zwei Lieutenants, 
d) drei Unteroffiziere, 5 
e) drei Gefreite oder beziehungsweiſe drei gemeine Soldaten; 
2) über einen Unteroffizier und die übrigen zu dieſer Kategorie gehörenden 
Perſonen des Soldatenſtandes: 
a) ein Major als Präſes, 
b) zwei Hauptleute (Rittmeiſter), 
c) zwei Lieutenants, 5 N 
ch drei Sergeanten oder beziehungsweiſe drei Wortepee-Unteroffiziere, 
e) drei Unteroffiziere; 
3) über einen Premier- oder Sekondelieutenant: 
a) ein Oberſtlieutenant als Präſes, 
b) zwei Majore, 5 
e) zwei Hauptleute (Rittmeiſter) , 
d) zwei e und 
e) zwei Sekondelieutenants 
4) über einen Hauptmann (Rittmeiſter): 
a) ein Oberſt als Präſes, 
b) zwei Oberſtlieutenants, 
e) zwei Majore, 
d) zwei Hauptleute (Rittmeiſter), 
e) zwei Premierlieutenants; 
5) über einen Major oder Oberſtlieutenant: 
a) ein Generalmajor als Präſes, 
b) zwei Oberſten, 
35* c) zwei 


5 
e) zwei Oberſtlieutenants, 


) zwei Majore, 
e) zwei Hauptleute (Rittmeiſter) , 
6) über einen Oberſten: 
a) ein Generallieutenant als Präſes, 
b) zwei Generalmajore, 
c) zwei Oberſten, 
d) zwei Oberſtlieutenants, 
e) zwei Majore. 


Bei Verbrechen, die mit Todes- oder lebenswieriger Freiheitsſtrafe bedroht ſind, 
müſſen, mit Ausnahme der Klaſſe des Präſes, auch die Richterklaſſen der Offiziere 
mit drei Perſonen beſetzt werden. 


6. 65. 


Zu einem Kriegsgericht über einen General gehören, inſofern der König 
die Beſetzung nicht Selbſt beſtimmt: ’ 


1) außer einem höheren General als Präſes, 


2) drei Richterklaſſen, von welchen eine jede aus drei Perſonen beſtehen 
muß, und zwar dergeſtalt, daß die unterſte Klaſſe einen Grad geringer 
und die oberſte einen Grad höher ſteht als der Angeſchuldigte. 


F. 66. 


b) des Stand Ein Standgericht beſteht aus fünf Richterklaſſen, von denen der Präſes 
zn. eine Klaſſe bildet, und aus einem Auditeur oder unterſuchungsführenden Offizier 
als Referenten. 5 
§. 67. 


Zu einem Standgericht ſind nach dem Grade des Angeſchuldigten zu 
berufen: 


1) über einen Gemeinen: 
a) ein Hauptmann (Rittmeiſter) als Präſes, 
b) zwei Premierlieutenants, 
e) zwei Sekondelieutenants, 
d) zwei Unteroffiziere, 
e) zwei Gefreite oder beziehungsweiſe zwei gemeine Soldaten; 


2) über einen Unteroffizier und die übrigen zu dieſer Kategorie gehörenden 
Perſonen des Soldatenftandes: 
a) ein Hauptmann (Rittmeiſter) als Präſes, 
b) zwei Premierlieutenants, 
c) zwei Sekondelieutenants, 
d) zwei Sergeanten oder beziehungsweiſe zwei Portepee-Unteroffiziere, 
e) zwei Unteroffiziere. 


F. 68. 


Fl EN 


$. 68. 
In den vor die höhere Gerichtsbarkeit gehörenden Straffällen der Militair- I; Aber Mi 
beamten hat der kommandirende General des Armeekorps, zu welchem der Ange- en 


ſchuldigte gehört, das erkennende Gericht zu beſtellen. N. Gericht der 


ff 5 
“DI Sten, 


$. 69. fällen, welche 
vor die höhere 
Daſſelbe beſteht aus fünf Einzelnrichtern, und zwar: N 


1) einem Stabsoffizier (als Präſes), 

2) einem Hauptmann (Rittmeifter), 

4 | zwei Auditeuren und 

5) einem anderen oberen Militairbeamten, wo möglich von dem Dienſtzweige 
des Angeſchuldigten. 


Von den Auditeuren iſt der eine zugleich als Referent zu beſtellen. Der Audi- 
teur, welcher die Unterſuchung geführt hat, darf in der nämlichen Sache nicht 
zum erkennenden Richter beſtellt werden. 

Steht der Angeſchuldigte im Range den Stabsoffizieren gleich, ſo iſt ein 
General zum Präſes zu beſtellen und anſtatt eines Hauptmanns oder Rittmeiſters 
(ad 2.) ein Stabsoffizier zuzuziehen. 


$. 70. 


In Straffällen, welche vor die niedere Gerichtsbarkeit gehören, hat der s N 5 
zur Unterſuchung kompetente Gerichtsherr auch das erkennende Gericht zu beſtellen. vor die nicdere 
Gerichtsbarkeit 


$. 71. gehören. 


Daſſelbe beſteht aus fünf Einzelnrichtern, und zwar: 
1) einem Hauptmann (Rittmeiſter) als Präſes, 
2) einem Lieutenant, 
3) zwei Militair⸗Anterbeamten, wo möglich von dem Dienſtzweige des An⸗ 
4) geſchuldigten, oder in deren Ermangelung, zwei Unteroffizieren, 
5) dem . oder unterſuchungsführenden Offizier, der zugleich Refe⸗ 
rent iſt. 
Die Beſtimmung des F. 69., wonach der Inquirent nicht zum erkennenden 
Richter beſtellt werden darf, findet auf Beſetzung dieſer Spruchgerichte keine 
Anwendung. 


9. 72. 


Gegen Erkenntniſſe der Spruchgerichte über Militairbeamte iſt das Rechts- B. Gerigt der 
mittel der weiteren Vertheidigung zuläſſig. Das Erkenntniß zweiter Inſtanz zweiten Juſtanz. 
erfolgt durch das General-Auditoriat. 

% F. 73. 


III. Allgemeine 
Beſtimmungen. 


I. Des Ge⸗ 
richtsherrn. 


— 2 


$. 73. 


Das Spruchgericht über Mitangeſchuldigte des Soldatenſtandes iſt nach 
Verſchiedenheit ihrer Dienſtgrade zu beſetzen. Wegen eines jeden Mitangefchul- 
digten ſtimmen nur die ſeinetwegen beſtellten Richterklaſſen ab, der Präſes aber 
iſt nach dem Dienſtgrad des höchſten unter den Angeſchuldigten zu ernennen, und 
iſt zugleich Präſes wegen der übrigen Mitangeſchuldigten. 


$. 74. 


In Ermangelung der zur Beſetzung eines Spruchgerichts erforderlichen 
Offiziere des vorgeſchriebenen Dienſtgrades kann der fehlende durch den darauf 
folgenden Dienſtgrad erſetzt werden. 


F. 75. 


Zu Mitgliedern eines Spruchgerichts dürfen nur Perſonen beſtellt werden, 
welche die Eigenſchaften vollgültiger Zeugen haben. Wer ſich ſelbſt in Unter— 
ſuchung befindet, wer zum Unterſuchungsgericht gegen den Angeſchuldigten kom⸗ 
mandirt geweſen, oder wer als Zeuge in der Sache vernommen iſt, ſoll nicht 
zum Spruchgericht berufen werden. 


$. 76. 


Die Nichtbefolgung der in dieſem Abſchnitt ($$. 61 — 71. 73 — 75.) ent⸗ 
haltenen Vorſchriften wegen Beſetzung der Spruchgerichte hat die Nichtigkeit des 
Erkenntniſſes zur Fol 


ge. 
Jedoch ſoll, wenn das Erkenntniß rechtskräftig geworden, von Amtswegen 
die Aufhebung nicht in Antrag gebracht werden. 


Fünfter Abſchnitt. 
Von den Befugniſſen und Pflichten der Militairgerichtsperſonen. 


rg 


Der Gerichtsherr hat, als Vorſtand des Militairgerichts, bei allen Ver⸗ 
fügungen deſſelben die Leitung und Entſcheidung. Auf die richterlichen Funk⸗ 
tionen des Auditeurs oder unterſuchungsführenden Offiziers einzuwirken, ſteht ihm 
nur in den durch dieſes Geſetzbuch vorgeſchriebenen Grenzen zu. 

An Verhandlungen der von ihm beſtellten Unterſuchungs⸗ und Spruch⸗ 
gerichte darf der Gerichtsherr perſönlich nicht Theil nehmen. Er iſt verpflichtet, 
die Geſchäftsführung des Auditeurs oder des ien eee Offiziers 
zu beauffichtigen und wahrgenommene Unordnungen oder Geſetzwidrigkeiten dem 
General⸗Auditoriat zur Abhülfe und Rüge anzuzeigen, inſoweit er hierzu nach 
den beſonderen Dienſtvorſchriften nicht ſelbſt befugt iſt. 

Er 


ea 


Er iſt verpflichtet, die Gefängniſſe des Gerichts von Zeit zu Zeit zu revi⸗ 
diren, oder für deren Viſitation zu ſorgen. 

Alle im Namen des Gerichts zu erlaſſenden Verfügungen ſind von ihm 
und dem Auditeur oder dem unterſuchungsführenden Offizier zu vollziehen. 

In Behinderungsfällen gehen ſeine gerichtsherrlichen Befugniſſe auf ſeinen 
Stellvertreter im Kommando über. 


$. 78. 


Der Auditeur iſt dem Gerichtsherrn bei Ausübung der gerichtsherrlichen 5 
Befugniſſe deſſelben als richterlicher Beamter zugeordnet. Me: 

Er hat die Geſetzlichkeit der im Namen des Gerichts zu erlaſſenden Ver⸗ 
fügungen zu vertreten. 

In Betreff ſeiner Pflichten als Gerichtsperſon finden die Vorſchriften der 
allgemeinen Landesgeſetze Anwendung. 


§. 79. 
Wenn der Auditeur die Anweiſungen des Gerichtsherrn in 1 auf 


feine richterlichen Pflichten mit den geſetzlichen Vorſchriften oder feinen Inſtruk⸗ 
tionen nicht vereinbar hält, ſo hat er dem Gerichtsherrn dagegen Vorſtellung 


zu machen. 

Verbleibt derſelbe bei ſeiner Verfügung, ſo hat der Auditeur ſolche auf 
die alleinige Verantwortung des Gerichtsherrn zu aa „jedoch den Hergang 
in den Akten zu vermerken und dem General-Auditoriat davon Anzeige zu machen. 


F. 80. 


Der unterſuchungsführende Offizier iſt von dem Gerichtsherrn aus den II. Des unter- 
Subaltern- Offizieren des Truppentheils zu ernennen, und vor Antritt feiner be Se. 
en von dem Gerichtsherrn unter Zuziehung eines Offiziers dahin zu 
vereidigen: 


daß er die Obliegenheiten des ihm übertragenen Amtes mit Gewiſſen⸗ 
haftigkeit und Unparteilichkeit, den Geſetzen gemäß, erfüllen, auch ſich 
davon durch kein Anſehen der Perſon, keine Leidenſchaft oder andere 
Nebenabſichten abhalten laſſen wolle. 


Ueber die erfolgte Vereidigung iſt eine Verhandlung aufzunehmen und bei 
den Akten des Gerichts aufzubewahren. 
$. 81. 


Der unterſuchungsführende Offizier hat in dem Umfang ſeines militair⸗ 
gerichtlichen Wirkungskreiſes mit dem Auditeur gleiche Befugniſſe und Pflichten, 
auch haben die in dieſem Wirkungskreiſe vor beſetztem Gericht von ihm aufge⸗ 
nommenen Verhandlungen die Beweiskraft gerichtlicher Urkunden. 


$. 82. 


er A: 


$. 82. 


re Die bei den Militairgerichten angeftellten Aktuarien ſtehen zunächſt unter 
wars. dem Auditeur. 
Wegen ihrer beſonderen Amtspflichten ſind ſie nach den ihnen ertheilten 
Inſtruktionen zu beurtheilen. 


$. 83. 


505 1 Die zu den Unterſuchungsgerichten kommandirten Offiziere haben für die 

geren ton. Erhaltung der militairiſchen Ordnung während der Verhandlungen zu ſorgen, 

mandicten Off. auch dahin zu ſehen, daß die Ausſagen genau in die von ihnen mit zu unter⸗ 

Dr zeichnenden Protokolle aufgenommen werden, und daß der Inhalt derſelben über- 
haupt mit dem wirklichen Hergang übereinſtimmt. 


$. 84. 


Hat ein folcher Offizier (F. 83.) Erinnerungen zu machen, fo find dieſelben 
von ihm dem Inquirenten, jedoch nicht in Gegenwart des zu Vernehmenden, 
mitzutheilen. Wenn darüber keine Vereinigung ſtattfindet, ſo kann der Offizier 
die Aufzeichnung ſeiner Erinnerungen am Schluß des Protokolls verlangen und 
dem Gerichtsherrn davon Anzeige machen. 

Wenn es, insbeſondere bei militairiſchen Verbrechen, zur näheren Feſt⸗ 
ſtellung des Thatbeſtandes auf gl Kenntniß und richtige Würdigung der 
militairiſchen Verhältniſſe weſentlich ankommt, fo müſſen die zur Unterfuchung 
kommandirten Offiziere in Verbindung mit dem Inquirenten dahin wirken, daß 
der militairiſche Geſichtspunkt dabei feſtgehalten und der zu Vernehmende ver⸗ 
anlaßt werde, über die ihnen zur Ermittelung des richtigen militairiſchen Stand⸗ 


punktes erheblich ſcheinenden Umſtände ſofort vollſtändige Auskunft zu ertheilen. 


$. 85. 
5 nn Ge. Die Geſchäfte der Gerichtsboten ſind durch Ordonnanzen zu verſehen. 
ri oten. 
Sechſter Abſchnitt. 
Von dem General-Auditoriat. 


$. 86. 
Das General-⸗Auditoriat iſt der oberſte Militairgerichtshof. Es iſt die 
Rekursinſtanz, ſowie die begutachtende Behörde in den, in dieſem Geſetzbuch 
näher bezeichneten Fällen. 


Daſſelbe bildet die zweite Inſtanz in Strafſachen der Militairbeamten und 
iſt die vorgeſetzte Dienſtbehörde der Auditeure und Aktuarien. 


$. 87. 


. SP 
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$. 87. 


Das General⸗Auditoriat hat die Geſchäftsführung der Militairgerichte nach 
den darüber beſtehenden beſonderen Vorſchriften zu beauffichtigen und etwanigen 
Beſchwerden in militairgerichtlichen Angelegenheiten abzuhelfen, auch die Zweifel 
über die Kompetenz der Militairgerichte oder über die Anwendung und Aus⸗ 
legen der Militairgeſetze zu erledigen, nöthigenfalls zur Entſcheidung des Königs 
zu bringen. 

Gegen die rechtlichen Beſcheide des General-Auditoriats findet nur der 
Rekurs an den König ſtatt. i 


$. 8s. 


Der Geſchäftskreis des General-Auditoriats, inſoweit derſelbe ſich nicht 
aus dieſem Geſetzbuch ergiebt, iſt durch beſondere Inſtruktionen beſtimmt. 


Zweiter Titel. 


Von dem Verfahren. 


Erſter Abſchnitt. 
Von dem Verfahren gegen Perſonen des Soldatenſtandes. 


$. 89. 


Die Militairgerichte haben in Unterſuchungsſachen von Amtswegen zu ver⸗ 
fahren, inſofern nicht Ausnahmen durch die Geſetze ausdrücklich beſtimmt ſind. 


$. 90. 


Das Verfahren der Militairgerichte in Strafſachen der Perſonen des 
Soldatenſtandes iſt entweder das kriegsrechtliche oder das ſtandrechtliche ($. 61.). 


Erſte Abtheilung. 
Von dem Verfahren in e vor die höhere Gerichtsbarkeiſt 
gehören. 
(Kriegsrechtliches Verfahren.) 


§. 91. 


Wenn der Gerichtsherr von einem, in dem Bereich feiner Gerichtsbarkeit I. unter- 
verübten Verbrechen Kenntniß erhält, jo hat er den ihm zugetheilten Auditeur fıngöverfah- 
anzuweiſen, den Thatbeſtand feſtzuſtellen. 15 ‚Sultan 

interſuchung. 


Bundes- Geſetbl. 1867. 36 §. 92. 
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$. 92. 


Bei Feſtſtellung des Thatbeſtandes iſt nach den, dieſem Geſetzbuch unter 


Littr. B. beigefügten Beſtimmungen zu verfahren. 


$. 93. 


1) Thatbericht. Der Feſtſtellung des Thatbeſtandes muß ein vollſtändiger Thatbericht 
(species facti) vorangehen, welcher in der Regel von dem nächſten mit der 
Disziplinar⸗Strafgewalt über den Angeſchuldigten verſehenen Vorgeſetzten an⸗ 
zufertigen iſt. 


§. 94. 
2) Hausſuchun. Hausſuchungen dürfen von den Militairgerichten nur in Militairgebäuden 
Sn oder in Wohnungen von Militairperſonen vorgenommen werden. 
Gegen Perſonen einer anderen Gerichtsbarkeit darf die Hausſuchung nur 
durch das kompetente Gericht oder durch die Polizei erfolgen. 
$. 95. 
ra Als Sachverſtändige und Tagatoren ſollen vorzugsweiſe Militairperſonen, 
ger: inſofern ſie dazu geeignet ſind, nach vorher erfolgter Vereidigung zugezogen 
ch im Alge werden. 
meinen. 1 
$. 96. 
e * Zu Dollmetſchern ſind nur ſolche Militairperſonen zu wählen, die als 


zuverläſſig bekannt find, und die Sprache des zu Vernehmenden geläufig ſprechen 
und, wo möglich, auch ſchreiben. Der Beſtellung zum Dollmetſcher muß jedes- 
mal die Vereidigung vorangehen. 


$. 97. 


ee In Fällen, wo es der Zuziehung von Aerzten oder der Einholung ärzt⸗ 
licher Gutachten bedarf, iſt, wenn nicht Gefahr im Verzuge vorhanden iſt, ſtatt 
des Phyſikus ein Regiments⸗, Bataillons oder Stabsarzt, und ſtatt des ge- 
richtlichen Wundarztes ein Kompagnie⸗ oder Eskadron⸗Chirurg, der die wund⸗ 
ärztlichen Staatsprüfungen beſtanden hat, zuzuziehen. 


Anmerkung: Die Kompagnie- (Eskadron-) Chirurgen heißen jetzt: Militair-Unterärzte. 
9 5 


$. 98. 
4) Suspenſion Wird in Folge des gerichtlichen Verfahrens die Suspenſion des Ange- 


von Dient. ſchuldigten vom Dienſt nothwendig, jo hat der Gerichtsherr ſolche zu verfügen. 
$. 99. 
>) Berhaftung, Ob der Angeſchuldigte zu verhaften fei, oder deſſen Verhaftung fortdauern 


olle, 


* 
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folle, hat der Gerichtsherr zu beſtimmen. Des Diebſtahls, des Betruges, der 
Deſertion oder anderer ſchwerer Verbrechen Angeſchuldigte, ſind bei hinreichenden 
Verdachtsgründen jederzeit zu verhaften. Andere Angeſchuldigte können von der 
Unterſuchungshaft befreit bleiben, wenn nicht zu beſorgen iſt, daß ſie das Ver⸗ 
brechen fortſetzen, die Flucht ergreifen, oder die Freiheit zur Erſchwerung der 
Unterſuchung mißbrauchen werden. 


§. 100. 


Mitangeſchuldigte in derſelben Unterſuchungsſache ſind während der Unter⸗ 
ſuchung, ſofern es die Umſtände geſtatten, von einander abzuſondern. Gefähr⸗ 
liche Verbrecher ſind ſtets in einſamer Haft zu halten. 


F. 101. 


Die Befreiung von der Unterſuchungshaft gegen Kaution findet bei Per⸗ 
ſonen des Soldatenſtandes nicht ſtatt. 

Sicheres Geleit kann ausgetretenen Angeſchuldigten nur auf Befehl des 
Königs ertheilt werden. 


$. 102. 
Nach dem Erfolg der vorläufigen Unterfuchung hat der Gerichtsherr auf . Entfhci. 


den Vortrag des Auditeurs zu beſtimmen, und darüber eine Verfügung zu den wdller Bath 


Akten zu geben: ren. 


1) ob das Verfahren einzuſtellen oder fortzuſetzen, und ob in letzterem Fall 
das kriegsrechtliche oder das ſtandrechtliche Verfahren einzuleiten, oder 


2) ob der Fall nur disziplinariſch zu rügen ſei. 
$. 103. 


Wenn gegen einen General, Brigadekommandeur, Feſtungskomman⸗ 
danten, Regimentskommandeur, oder gegen einen Flügel⸗Adjutanten die Unter⸗ 
ſuchung einzuleiten iſt, ſo muß in Friedenszeiten unbedingt, im Kriege aber, 
inſofern die Verhältniſſe es geſtatten dazu der Befehl des Königs eingeholt 
werden. 

$. 104. 


Iſt die Eröffnung der förmlichen Unterſuchung verfügt, fo darf das Ver⸗ C. Fornliche 
fahren Licht mehr lt ſondern es muß in der Sache erkannt Nabel Unterſuchung. 

Ergiebt ſich im Laufe der Unterſuchung, daß dieſelbe noch auf andere 
Verbrechen oder auf Mitſchuldige auszudehnen iſt, jo muß auch hierüber; die 
Entſcheidung des Gerichtsherrn eingeholt werden. 


$. 105. 
Wenn ſich im Laufe der Unterſuchung 8 „daß dieſelbe zur Kompetenz 
a 


der niederen Gerichtsbarkeit gehört, jo muß die Sache an das kompetente Regi- 
36* ments⸗ 


* 


— Oo ae, 


mentsgericht abgegeben werden, inſofern nicht im zweiten Abſchnitt des erſten 
Titels Ausnahmen dieſerhalb beſtimmt ſind. 


$. 106. 
D. Lügen vor Wegen Lügen vor Gericht findet keine Disziplinarſtrafe ftatt; dem Ange⸗ 


. ſchuldigten iſt aber vorzuhalten, daß hartnäckiges Leugnen oder freches Lügen 
die Erhöhung ſeiner Strafe zur Folge habe. 
$. 107. 
E. Verheißung In den Fällen, in welchen nach den allgemeinen Landesgeſetzen Veran⸗ 
der Gnade. laſſung vorhanden ift, dem Angeſchuldigten Begnadigung zu verheißen, muß die 
Genehmigung des Königs zu dieſer Verheißung durch das General-Auditoriat 
eingeholt werden. i 
Vergl. das Geſetz vom 15. April 1852. F. 1; Beilage Littr. F. 
$. 108. 
% 7 Bei militairiſchen Verbrechen kann in Ermangelung anderer Beweismittel 
er jagen: 


1) der Burg, auf den Grund der eidlichen, auf 5 beruhenden Ausſage 

ſehten. des Vorgeſetzten — wenn ihn nicht ſelbſt eine Verſchuldung bei der Sache trifft, 
oder feine Glaubwürdigkeit nicht durch beſondere Umſtände geſchwächt wird — 
auf die geſetzliche Strafe erkannt werden. 


$. 109. 


2) der Wacht Unter denſelben Vorausſetzungen (F. 108.) kann der eidlichen Ausſage 
nonnſchaften einer Perſon des Soldatenſtandes über militairiſche Verbrechen gleiche Beweis⸗ 
dur Aufehlhal kraft beigelegt werden, wenn der Zeuge das Verbrechen e hat, 
zung der fen während er ſich in Ausübung des Wachtdienſtes oder ſonſt zur Aufrechthaltung 
Nach amp er der öffentlichen Ordnung, Ruhe und Sicherheit im Dienft befand, und wenn 
Gerhet aufte durch die Ausſage nicht derjenige beſchuldigt wird, der dem Zeugen während der 
tunen Mil, Ausübung des Dienftes vorgeſetzt war. 


tairs. 


$. 110. 


H. Artikulirtes Bei militairiſchen Verbrechen findet das artikulirte Verhör nicht ſtatt, 
Scle ter Ui doch ſollen in wichtigen oder verwickelten Fällen dem Angeſchuldigten beſtimmte 
tefugung. Fragen, welche zur näheren Aufklärung der Sache dienen können, vorgelegt, 

und die darauf ertheilten Antworten mit deſſen eigenen Worten niedergeſchrieben 


werden. 
& 141. 


Im Schlußtermin hat der Angeſchuldigte, wenn er verhindert ſein ſollte, 
vor dem Kriegsgericht perſönlich zu erſcheinen, oder wenn fein Erſcheinen mit 
beſonderen Schwierigkeiten verbunden tft, ſich zu erklären, ob er ſelbſt einen 
Stellvertreter ernennen, oder deſſen Beſtellung dem Gerichtsherrn überlaſſen = 

um 


N a 


Zum Stellvertreter darf in Unterſuchungsſachen wegen militairiſcher Ver⸗ 
brechen nur eine Militairperſon gewählt werden. 


g. 112. 


Wird eine bereits abgeſchloſſene Unterſuchung von der niederen an die 
höhere Gerichtsbarkeit abgegeben ($. 208.), jo müſſen die Verhandlungen dem 
Angeſchuldigten vor gehörig beſetztem Unterſuchungsgericht zu ſeiner nochmaligen 
Schlaßerklarung vorgelegt werden. 


$. 113. 


Bei entſtehendem Bedenken, ob die den Angeſchuldigten wahrſcheinlich 
treffende Strafart, nach der körperlichen Beſchaffenheit deſſelben, anwendbar ſein 
werde, muß hierüber das Gutachten eines Arztes vor Abſchluß der Unterſuchung 
erfordert und zu den Akten gebracht werden. 


$. 114. 


Dem Angeſchuldigten iſt in allen Fällen geſtattet, ſich ſelbſt, entweder H. Vertpeibi- 
ſchriftlich oder zum gerichtlichen Protokoll, zu vertheidigen. gung. 


9. 115. 


Bei gemeinen Verbrechen iſt in Friedenszeiten der Angeſchuldigte nur 
dann befugt, ſich durch einen Rechts verſtändigen ſchriftlich oder zum gerichtlichen 
Protokoll vertheidigen zu laſſen, wenn dieſelben mit einer härteren Strafe als 
dreijähriger Freiheitsentziehung bedroht ſind. 


$. 116. 

Iſt das gemeine Verbrechen mit Todesftrafe bedroht, fo treten in Friedens- 

zeiten wegen der Zuziehung des Vertheidigers die allgemeinen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften ein. 8 17 


Bei militairiſchen Verbrechen darf der „ngeiehulbigte ſeine Verteidigung 
nur dann durch einen Anderen, der jedoch eine Militairperſon ſein muß, führen, 
wenn das Verbrechen mit mehr als zehnjähriger Freiheitsſtrafe oder mit Todes- 
ſtrafe bedroht iſt wird die Vertheidigung durch einen Anderen geführt, ſo kann 
ſie nur zum gerichtlichen Protokoll erfolgen. 


$. 118. 


Die Vertheidigung darf mit aller Freimüthigkeit geführt werden, aber 
nicht in eine abſichtliche Verletzung des Dienſtanſehens ausarten. 


9. 119. 


Der Vertheidiger kann die Akten im Beiſein des Inquirenten an der Ge— 
richts. 
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richtsſtelle einſehen. Die Aushändigung der Akten in Unterſuchungsſachen, welche 
militairiſche Verbrechen betreffen, iſt unſtatthaft. Iſt der Angeſchuldigte ver⸗ 
haftet, jo kann der Vertheidiger ſich mit demſelben nur in Gegenwart des In 
quirenten beſprechen. 


$. 120. 


Bei dem artikulirten Verhör und im Schlußtermin ift der Vertheidiger 
zuzuziehen, wenn er am Sitz des Gerichts anweſend iſt. Vor dem Kriegsgericht 
iſt die Vertheidigung nur durch den Angeſchuldigten ſelbſt oder deſſen Stellver— 
treter zum Protokoll geſtattet. 


$. 121. 


In Fällen, wo die Zuordnung eines Vertheidigers oder die ſchriftliche 
Vertheidigung durch einen ſolchen unzuläſſig iſt, hat der Inquirent im Schluß⸗ 
termin den Angeſchuldigten mit ſeinen Vertheidigungsgründen beſonders zu hören 
und dieſelben zu Protokoll zu nehmen, wenn er nicht ſelbſt ſchriftlich ſich ver- 
theidigen will. 


§. 122. 


Il. Spruchber⸗ Nach Berichtigung des Vertheidigungspunktes hat der Auditeur dem Ge⸗ 
FR en richtsherrn über die Spruchreife der Akten Vortrag zu halten. 
nge Werden die Akten ſpruchreif befunden, ſo iſt das Spruchgericht von dem 


der Akten. Gerichtsherrn zu beſtellen. 


F. 123. 
B. Abhaltung Der Gerichtsherr hat nach genommener Rückſprache mit dem Auditeur 
f das Spruchgericht anzuordnen. 
F. 124. 
1) Eröffnung Von dem Präſes des Spruchgerichts, der vor der Abhaltung des Kriegs⸗ 


der Spruch. gerichts, wenn ein militairiſches Verbrechen den Gegenſtand der Unterſuchung 

3 bildet, mit dem Inhalt der Akten ſich vollſtändig bekannt zu machen hat, iſt die 
Anordnung wegen Eröffnung der Sitzung zu treffen und für die Erhaltung der 
militairiſchen Dienſtordnung während derſelben zu ſorgen. 


$. 125. 


2) Prüfung ter Iſt das Richterperſonal verſammelt, fo hat der Auditeur zu prüfen, ob 
Seſtzung des das Gericht vorſchriftsmäßig beſetzt iſt, etwanige Mängel aber dem Präſes an- 
Spruchgerichts. zuzeigen, um deren Abſtellung zu bewirken. 


6. 126. 


Wird das Gericht vorſchriftsmäßig beſetzt gefunden, fo iſt der Angeſchul⸗ 
digte oder 5 Stellvertreter vorzulaſſen, der Zweck der Verſammlung durch 
den Auditeur bekannt zu machen und der Angeſchuldigte oder deſſen N 

treter 


ee ER EEE De er 
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treter zu befragen, ob er Einwendungen gegen die Mitglieder des Gerichts zu 
machen habe. 


F. 127. 
Werden ſolche Einwendungen erhoben (89. 59. und 75.), fo iſt der Be⸗ 3) Einmentun 


theiligte darüber zu hören und nach einstweiliger Entlaſſung deſſelben und des zan Srlgtiter 
Angeſchuldigten, auf den Vortrag des Auditeurs, über den Grund oder Ungrund des Sprusge 
der e von den übrigen Richtern klaſſenweiſe nach Stimmenmehrheit a 
zu entſcheiden. 

Im Fall die Stimmen gleich getheilt ſind, giebt die Stimme des Präſes 
den A ei 


15 Bei Prüfung der erhobenen Einwendungen gilt die Beſtimmung des 


$. 128. 


Werden die Einwendungen gegründet befunden, fo muß ftatt des unzu⸗ 
läſſigen Richters ein anderer Rechter beſtellt werden. Kann dies nicht ſofort ge- 
ſchehen, ſo iſt die Sitzung aufzuheben. Das letztere muß auch geſchehen, wenn 
der Präſes oder der Auditeur rekuſirt werden ſollte. 

Wird der Auditeur rekuſirt, fo gilt die Beſtimmung des $. 58. Ueber 
den Hergang muß ein Protokoll aufgenommen und daſſelbe dem Gerichtsherrn 
vorgelegt werden. 


$. 129. 


Sind gegen die Mitglieder des Gerichts keine Einwendungen gemacht, oder 5 


die erhobenen erledigt, fo hat der Präſes die Richter an die Wichtigkeit des Yarefung der 
Richteramts mit der Ermahnung zu erinnern: Akten. 


(den Geſetzen gemäß Recht zu ſprechen, wie fie es vor Gott und Seiner 
Majeſtät dem Könige zu verantworten gedenken, und ſich weder durch 
Anſehen der Perſon, noch durch eine Nebenabſicht von einem unpartheiiſchen 
Urtheilsſpruch abhalten zu laſſen.“ 


fiche wird das Richterperſonal durch den Auditeur mit folgendem Eide ver- 
pflichtet: 
„Ich ſchwöre zu Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden, daß ich, der 
mir übertragenen Richterpflicht eingedenk, in der Unterſuchung wider dec. 
dergeſtalt Recht ſprechen will, wie es nach meiner adſehaſten Ueber⸗ 
zeugung, den Akten und Geſetzen gemäß iſt dc.“ 


$. 130. 


ef Nach der Eidesleiſtung iſt der Inhalt der Akten durch den Auditeur vor- 
zuleſen. 
„Daß die Vorhaltung und Vereidung, ſowie die Vorleſung der Akten vor- 
ſchriftsmäßig erfolgt iſt, muß in dem Protokoll vermerkt werden. 

§. 131. 


re 


$. 131. 
eig re en Der Auditeur hat demnächſt den Angeſchuldigten zu befragen, ob er zur 
deln. cel, Sache noch etwas anzuführen habe, und deilen Erk ärung in das Protokoll auf⸗ 


zunehmen. Hierauf wird daſſelbe mit dem Angeſchuldigten abgeſchloſſen und der 
Letztere aus der Verſammlung entlaſſen. l s 


$. 132. 
eee Nach Entlaſſung des Angeſchuldigten hat der Auditeur dem verſammelten 
en Gericht über die Lage 5 Sache und das anzuwendende Geſetz Vortrag zu halten 


und in Gemäßheit des §. 138. ſeinen Antrag zu ſtellen, wie nach ſeiner recht⸗ 
lichen Ueberzeugung zu erkennen ſei. 

Dem Eomeien des Präſes bleibt es anheimgeſtellt, die aus dem dienſt⸗ 
lichen Geſichtspunkt ihm erforderlich ſcheinenden Bemerkungen dem Antrag des 
Auditeurs beizufügen. 

$. 133. 

Der Vortrag muß den Richtern in ſchriftlicher Abfaſſung vorgeleſen und 
zu den Akten gebracht werden, wenn der Auditeur ſein Sm 12 Todesſtrafe, 
Kaſſation, da aus dem Offizierſtande, Dienſtentlaſſung, Ausſtoßung aus 
dem Soldatenſtande, Ausſtoßung oder Entlaſſung aus der Gendarmerie, auf 
mehr als dreijährige Freiheitsſtrafe, oder auf Freiſprechung von einem Verbrechen 
richtet, welches mit einer dieſer Strafen bedroht iſt. 


§. 134. 


Der Auditeur hat in allen Fällen den weſentlichen Inhalt des Vortrages 
mit ſeinem Voto und den demſelben zum Grunde gelegten geſetzlichen Vorſchriften 
in das Protokoll aufzunehmen. 


$. 135. 


Sollte einer der Richter über den Inhalt der Akten, oder über das anzu- 
wendende Geſetz Zweifel äußern, ſo muß der Auditeur ihm die erforderliche Auf⸗ 
klärung ertheilen; der ordnungsmäßige Gang der Verhandlung darf dadurch aber 
nicht geſtört werden. 8 136 


7) Abſtimmung. Nach beendigtem Vortrag des Auditeurs hat der Präſes die Richter anzu⸗ 
weiſen, ſich klaſſenweiſe abgeſondert über die von dem Auditeur ihnen vorzulegenden 
Fragen (F. 138.) zu berathen, und zu einem gemeinſchaftlichen Voto in der Klaſſe 
gu vereinigen. Die Richter dürfen dabei an dem freimüthigen Ausſpruch ihres 
Urtheils in keiner Art behindert werden. 


$. 137. 


Die Mitglieder verſchiedener Klaſſen dürfen ſich über das abzugebende 
Votum untereinander nicht beſprechen. en 
. 138. 


$. 138. 
Der Auditeur hat den Richtern die Frage zur Beantwortung vorzulegen: 


ob der Angeſchuldigte freizuſprechen oder zu beſtrafen und welche Strafe 
in letzterem Falle gegen ihn zu erkennen ſei? 
Hierauf giebt jede Richterklaſſe, die unterſte zuerſt, im Beiſein des Präſes, ihr 
Votum dem Auditeur ab, der ſolches in das Protokoll aufnimmt. 
Iſt das Votum auf Freiſprechung gerichtet, ſo muß der Auditeur die 
Erklärung darüber erfordern: 


a) ob die Freiſprechung eine völlige oder vorläufige ſein, und 


b) im Falle der völligen Freiſprechung, ob dieſelbe wegen nicht erwieſener 
Schuld, oder wegen erwieſener Unſchuld eintreten ſolle? 


Jeder Richter hat ſeinen Ausſpruch zu unterſchreiben. 
Der Präſes giebt ſeine Stimme zuletzt ab. 


$. 139. 


Weicht der Ausſpruch der Klaſſe oder eines Richters von dem gutachtlichen 
Antrag des Auditeurs weſentlich ab, ſo ſind die Gründe dafür anzugeben. Iſt 
der Ausſpruch den klaren Vorſchriften der Geſetze entgegen, ſo muß der Auditeur 
die Anſicht zu berichtigen ſuchen und, wenn dies ohne Erfolg bleibt, die abweichende 
Meinung, mit den dafür angegebenen Gründen, in das Protokoll aufnehmen. 


; $. 140. 


Sollte das Spruchgericht durch Stimmenmehrheit die Akten für nicht 
ſpruchreif erklären, ſo iſt der Beſchluß von dem Auditeur auszufertigen, von dem 
Präſes und dem Auditeur zu unterſchreiben, und dem Gerichtsherrn zur weiteren 
Veranlaſſung vorzulegen. 155 derſelbe gegen die Ausführung des Beſchluſſes 
Bedenken, jo iſt die Sache dem General-Auditoriat zur Verfügung einzuſenden. 
Sind die Bedenken gegen die Spruchreife der Akten erledigt, ſo muß in der 
Sache erkannt werden. 


Wenn durch Stimmenmehrheit die Akten für ſpruchreif erklärt werden, ſo 
ſind die überſtimmten Mitglieder des Kriegsgerichts, nach Aufſtellung ihrer Bedenken, 
ihre Stimme hinſichtlich der Strafbarkeit des Angeſchuldigten, ſowie der Art und 
des Maaßes der Strafe, nach Lage der Akten, definitiv abzugeben verbunden. 


g. 141. 


Das Spruchgericht, welches für einen Straffall der höheren Gerichtsbar⸗ 
keit beſtellt iſt, hat das Urtheil auch dann zu ſprechen, wenn ſich ergiebt, daß 
die zu erkennende Strafe die Grenzen der niederen Gerichtsbarkeit, oder der 
Disziplinarſtrafgewalt nicht überſteigt. 

Bundes- Gefehbl. 1867. 37 $. 142. 


Sr 


$. 142. 
Det Zu einem gültigen Urtheil ift die unbedingte Stimmenmehrheit erforderlich. 
der Stimmen. Wenn ſich bei Zählung der Stimmen entweder über die Strafbarkeit, oder 


über die Art, oder das Maaß der Strafe die unbedingte Mehrheit für eine 
Meinung nicht ergiebt, ſo iſt die Stimme für die härteſte Strafe der nächſt 
gelinderen ſo lange beizuzählen, bis die unbedingte Stimmenmehrheit vorhanden iſt. 
Hiernach iſt auch bei Berechnung der Stimmen in den einzelnen Richter⸗ 
klaſſen zu verfahren. e 
Sind die Mitglieder einer aus zwei Perſonen beſtehenden Richterklaſſe 
unter ſich verfchiedener Meinung, fo gilt die gelindere für den Ausſpruch der Klaſſe. 


§. 143. 
2) Ergebniß der Nach erfolgter Abſtimmung hat der Auditeur die Stimmen ſorgfältig zu 
Abstimmung. berechnen, das Ergebniß der Abſtimmung den Richtern bekannt zu machen und 
in das von ihm und dem Präſes zu unterſchreibende Protokoll zu bringen, 
zugleich aber in dem Protokoll zu bemerken, daß die Richter von dem Ergebniß 

der Abſtimmung in Kenntniß geſetzt worden. 


$. 144. 


3) Geheimpat- . Nach dem Schluß des Protokolls hat der Präſes die Mitglieder des Kriegs- 

zung der Ab- gerichts an die Pflicht zu erinnern, die Verhandlungen und das Ergebniß der 
ſünmurg. Abſtimmung ſorgfältig geheim zu halten. 

i Hierauf iſt die Verſammlung durch den Präſes zu entlaſſen, und von 
ee über den Ausfall des Kriegsgericht dem Gerichtsherrn Meldung zu 
machen. 

$. 145. 


ee Das Erkenntniß iſt von dem Auditeur auszufertigen und muß enthalten: 


1 1) als Eingang, den Vor- und Zunamen des Angeſchuldigten, ſowie die 
Charge und Benennung des Truppentheils, in welchem derſelbe dient; 


2) die Erkenntnißformel, in welcher das Verbrechen, worüber das Urtheil 


gefällt worden, anzugeben und im Fall der re die Strafe, 
ihrer Art und Dauer nach, genau zu bezeichnen, auch wo die Verpflich- 
tung, Koſten und Stempel zu zahlen, eintritt, dieſelbe auszusprechen, 
wenn aber das Urtheil auf Freiſprechung lautet, die Art derſelben aus⸗ 
zudrücken iſt / 

die nähere Angabe der perſönlichen und dienſtlichen Verhältniſſe des An⸗ 
geſchuldigten, auch ob derſelbe ſchon früher wegen gleicher oder anderer 
Verbrechen beftraft worden ift; eine aktenmäßige Darſtellung des Sach⸗ 
verhältniſſes und die Gründe ber Entſcheidung, mit Anführung der in 
Anwendung gebrachten Geſetzesſtellen. 


3 


— 


FS. 146. 


ee 


Zr 


F. 146. 


Hinſichtlich der Vollziehung des Erkenntniſſes verbleibt es bei dem bis⸗ 
herigen Verfahren. 


b. 147. 


Weicht die Ausfertigung des Erkenntniſſes von dem Inhalt des Abſtim⸗ 
mungsprotokolls ab, ſo entſcheidet das letztere. 


F. 148. 


Hat der Auditeur auf Grund einer unrichtigen Berechnung der Stimmen 
oder ſonſt aus Verſehen das Erkenntniß nicht richtig ausgefertigt, ſo wird ohne 
Weiteres vom Gerichtsherrn die Anfertigung einer richtigen Ausfertigung ver⸗ 
fügt, und ſelbige ſodann in der im H. 146. angegebenen Art vollzogen. 


b. 149. 


Ein Antrag des Spruchgerichts auf Erlaß oder Milderung der erkannten D. Bernatis 
Strafe durch die Gnade des Königs iſt nur zuläſſig, wenn die Mehrzahl der Be e 
Richterklaſſen ſich bewogen finden ſollte, darauf anzutragen. ſach des Sprach 

Ueber den Beſchluß muß eine befondere Verhandlung aufgenommen und beach, 


dem Erkenntniß beigefügt werden. 


$. 150. 
Erkenntniſſe der Kriegsgerichte bedürfen zu ihrer Rechtsgültigkeit der BE E. Betätigung 
ſtätigung. = Erkenntnif⸗ 
$. 151. 
Die Einſendung des Erkenntniſſes zur Beſtätigung erfolgt durch den 1) Einfendung 
Befehlshaber, welcher das Spruchgericht beſtellt hat, 5 derſelbe die Be⸗ ur Wan e 
ſtätigung nicht ſelbſt zu ertheilen hat. „ 


$. 152. 


Wenn das Erkenntniß durch den König zu beſtätigen iſt, ſo muß daſſelbe 
durch das General- Auditoriat eingereicht, auch ein, von dem Auditeur anzufer- 
tigender und zu unterſchreibender Aktenauszug beigefügt werden, welcher in ge⸗ 
drängter Kürze die perſönlichen und dienſtlichen Verhältniſſe des Angeſchuldigten, 
eine aktenmäßige Darftellung des Sachverhältniſſes, die Angabe der in Anwen⸗ 
dung gebrachten Geſetze und die Erkenntnißformel enthalten muß. 


$. 153. 


In Fällen, wo die Beſtätigung nicht durch den Befehlshaber erfolgt, 
welcher das Spruchgericht beſtellt hat, iſt bei der Einſendung des Exkenntniſſes 
zur Beſtätigung eine beglaubigte Abſchrift deſſelben beizufügen. 

57 F. 154. 


5 
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$. 154. 
Wc Die Beſtätigung erfolgt durch den König: N 
1) in den Fällen, wo die allgemeinen Landesgeſetze dies Peel nament⸗ 
lich: wenn wegen Hoch- oder Landesverraths, wegen Duells oder Her⸗ 


ausforderung zu demſelben, oder auf Ausſtoßung aus dem Soldaten⸗ 
ſtande erkannt iſt / 


2) wenn das Erkenntniß gegen einen Offizier ergangen tft; 
3) wenn gegen einen Portepeefähnrich auf Degradation erkannt iſt; 


4) wenn gegen Militairperſonen des Soldatenſtandes vom Feldwebel ab- 
wärts auf mehr als zehnjährige Feſtungsſtrafe erkannt ift; 


5) wenn gegen Militairperſonen des Soldatenſtandes vom Feldwebel ab- 
wärts, die zum Gardekorps gehören, über drei Jahre Feſtungsſtrafe 
erkannt iſt, und 


6) wenn gegen dieſelben Chargen in der Armee (Nr. 5.) wegen eines 
Verbrechens gegen die Subordination auf mehr als dreijährige Feſtungs⸗ 
ſtrafe erkannt worden. 


Die 8%. 154—161. find aufgehoben und an deren Stelle die nachſtehenden Beſtimmungen 
des Allerhöchſten Erlaſſes vom 1. Juni 1867. getreten: 


Ich will nach Ihrem Antrage das den oberen Militairbefehlshabern delegirte 
Recht zur Beſtätigung kriegsrechtlicher Erkenntniſſe zur Abkürzung des Geſchäftsganges 
anderweit regeln, und beſtimme daher, was folgt: 
* J) Füllen: Beſtätigung bleiben vorbehalten die kriegsrechtlichen Erkenntniſſe in den 
Fällen: 
a) wenn auf Todesſtrafe oder lebenswierige Freiheitsſtrafe erkannt iſt, 
b) wenn das Erkenntniß gegen einen Offizier ergangen iſt, mag daſſelbe auf 
Strafe oder Freiſprechung lauten, 
e) wenn gegen einen Portepeefähnrich auf Degradation, oder 
d) gegen Perſonen des Soldatenſtandes vom Feldwebel abwärts wegen mili- 
tairiſcher Verbrechen — ſei es auch in Verbindung mit gemeinen Vergehen — 
auf mehr als zehnjährige Feſtungsſtrafe erkannt iſt. 
2) Der Kriegsminiſter beſtätigt — mit Ausnahme der sub 1. bezeichneten Fälle — 
die Erkenntniſſe der Kriegsgerichte: 
a) wenn gegen Landgendarmen auf mehr als einjährige Freiheitsſtrafe, 
b) wenn gegen Landgendarmen und gegen andere Perſonen des Soldatenſtandes, 
als Mitangeſchuldigte, in der nämlichen Sache erkannt iſt. 
N 3) Der kommandirende General beſtätigt die, nicht zu Meiner oder des Kriegs⸗ 
ö 3 miniſters Betätigung gehörenden kriegsrechtlichen Erkenntniſſe gegen alle Perſonen 
des Soldatenſtandes ſeines Armeekorps: 
a) wenn auf mehr als einjährige. Freiheitsſtrafe, 
b) wenn wegen Deſertion in contumaciam erkannt, 
e) wenn gegen Invaliden die Entlaſſung aus dem Militairverhältniß verhängt iſt. 
Derſelbe hat zugleich das Beſtätigungsrecht eines Diviſionskommandeurs 
(Nr. 8.) bei Erkenntniſſen gegen Perſonen des Soldatenſtandes, welche 
a) nach den SS. 29. und 30. Theil II. des Militair⸗Strafgeſetzbuchs unter der 
Gerichtsbarkeit des Korpsgerichts ſtehen, oder 


b) der 
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b) der Gerichtsbarkeit der Garniſongerichte im Korpsbezirk unterworfen ſind 
und in keinem Diviſionsverbande ſtehen. 

4) Der kommandirende General des Gardekorps beſtätigt, gleich dem kommandiren⸗ 
den General eines jeden andern Armeekorps, die kriegsrechtlichen Erkenntniſſe 
gegen taten schaften der Truppentheile des Gardekorps, ohne Rückſicht auf deren 

islokation. 

5) Der Gouverneur von Berlin beſtätigt in den Fällen, in welchen von ihm das 
aue Au angeordnet iſt, die Erkenntniſſe in dem dem kommandirenden General 
eines Armeekorps zugeſtandenen Umfange. 

6) Der Oberbefehlshaber der Marine hat innerhalb feines Dienſtbereichs das Be- 
ſtätigungsrecht in demſelben Umfange, wie der kommandirende General eines 
Armeekorps. 

7) Zur Beſtätigung des Diviſionskommandeurs und der mit gleichen F 
ichen Rechten verſehenen Befehlshaber gelangen die kriegsrechtlichen Erkenntniſſe 
gegen Perſonen des Soldatenſtandes der ihnen untergebenen Truppentheile in 
allen, nach vorſtehenden Beſtimmungen unter Nr. 1. bis 6. nicht davon aus⸗ 
genommenen Fällen. 

8) In gleichem Umfange wie der Kommandeur einer Diviſion haben das Beſtäti⸗ 
gungsrecht innerhalb ihres Dienſtbereichs: 

a) der Inſpekteur der Beſatzungstruppen in Mainz, 
b) der Chef der Landgendarmekie, y 

e) der Kommandant des Invalidenhauſes in Berlin, 
d) die Chefs der Marineſtationen. 

9) Die auf die Beſtätigung e Erkenntniſſe ſich beziehenden allgemeinen 
Beſtimmungen der SS. 162. 163. Theil II. des Militair⸗Strafgeſetzbuchs bleiben 
unverändert in Geltung; auch werden die Vorſchriften über das Verfahren bei 
der Beſtätigung in den SS. 164. bis 175. 1. o. durch dieſe Meine Order nicht 
betroffen. 7 

ch beauftrage Sie, wegen Publikation und Ausführung dieſer Order das 
Erforderliche zu veranlaſſen. 
Berlin, den 1. Juni 1867. 
(gez.) Wilhelm. 
(gegengez.) von Roon. 
An den Kriegs- und Marineminiſter. 


$. 155. 
Der Kriegsminiſter beſtätigt die Erkenntniſſe der Kriegsgerichte, ſoweit 
ſie nicht der Beſtätigung des Königs bedürfen, N BEN eee Dee 


1) En auf mehr als drei Jahre bis einſchließlich zehn Jahre Freiheits- 
rafe, 


2) wenn gegen Landgendarmen auf mehr als einjährige Freiheitsſtrafe, 


3) wenn gegen Landgendarmen und gegen andere Perſonen des Soldaten⸗ 
ſtandes, als Mitangeſchuldigte in der nämlichen Sache, erkannt iſt, 


4) een gegen Invaliden auf Entlaſſung aus dem Militairverhältniß er- 
ann 
$. 156. 


Kriegs miniſter. 


— 262 — 


$. 156. 


= 1 5 5 Der kommandirende General beſtätigt die nicht zur Beſtätigung des Kö⸗ 
madre nigs oder des Kriegsminiſters gehörenden kriegsrechtlichen Erkenntniſſe gegen alle 


Generale Perſonen des Soldatenftandes feines Armeekorps: 


(Korps » Kom- 
mandeute). 1) wenn auf mehr als einjährige bis einſchließlich dreijährige Freiheits— 
ſtrafe/ 
2) wenn wegen Deſertion in contumaciam erkannt iſt. 


$. 157. 


Der kommandirende General hat zugleich das Beſtätigungsrecht eines 
Diviſionskommandeurs bei Erkenntniſſen gegen Perſonen des Soldatenſtandes, 
welche 


1) 1285 der Gerichtsbarkeit des Korpsgerichts ſtehen ($$. 29. und 30.), 
oder 


2) der Gerichtsbarkeit der Garniſongerichte im Korpsbezirk unterworfen 
ſind, und in keinem Diviſionsverbande ſtehen. 


$. 158. 


Der kommandirende General des Gardekorps beſtätigt gleich dem kom⸗ 
mandirenden General eines jeden anderen Armeekorps die kriegsrechtlichen Erkenntniſſe 
egen Leute des Gardekorps, mit Ausnahme Ba Truppentheile dieſes 
Korps, welche im Bezirk eines anderen als des dritten Armeekorps dislozirt ſind. 


$. 159. 


Der Gouverneur von Berlin beftätigt in den Fällen, in welchen von ihm 
das Kriegsgericht angeordnet iſt, die Erkenntniſſe, gleich dem kommandirenden 
General eines Armeekorps. 


$. 160. 


5) Beftätigung Zur Beſtätigung des Diviſionskommandeurs und der mit gleichen gerichtö- 

Tara herrlichen Rechten verſehenen Befehlshaber gelangen die riegsrechtlichen Erkennt⸗ 

deure. niſſe gegen Perſonen des Soldatenſtandes ihres Dienſtbereichs in den, $$. 
154159. nicht ausgenommenen Fällen. 


$. 161. 


In gleichem Umfang, wie der Kommandeur einer Divifion, haben das 
Beſtätigungsrecht innerhalb ihres Dienſtbereichs: 


1) der Kommandeur der Garde- Infanterie und der Kommandeur der Garde⸗ 
Kavallerie, mit Ausnahme derjenigen Truppentheile des Gardekorps, 
welche im Bezirk eines anderen als des dritten Armeekorps dislocirt ſind; 

2) der 
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2) der Inſpekteur der Beſatzungstruppen in den Bundesfeftungen ; 
3) der Chef der Landgendarmerie und 
4) der Kommandant des Invalidenhauſes bei Berlin. 


$. 162. 


Bei einem Erkenntniß gegen mehrere Angeſchuldigte muß die Beſtätigung 
gleichzeitig über alle durch einen Beſtätigungsberechtigten erfolgen; in den Fällen 
des F. 154. bleibt es jedoch der Beſtimmung des Königs vorbehalten, ob die 
Beſtätigung des Erkenntniſſes gegen einzelne Mitangeſchuldigte durch die betreffen⸗ 
den Befehlshaber erfolgen ſoll. 

Vergl. zu den $$. 162. 163. 164, die Anmerkung zu $. 154. 


$. 163. 


Wenn außer den Fällen des §. 154. bei einem Erkenntniß gegen mehrere 
Angeſchuldigte die Beſtätigung wegen eines derſelben dem Kriegsminiſter zuſteht, 
ſo hat dieſer dem Erkenntniß die Beſtätigung auch wegen aller übrigen Mitange⸗ 
ſchuldigten zu ertheilen, und ebenſo geht das Beſtätigungsrecht des Diviſions⸗ 
kommandeurs auf den kommandirenden General über, wenn dem Letzteren die 
Beſtätigung des Erkenntniſſes wegen eines der Mitangeſchuldigten zuſteht. 


F. 164. 
Der Beſtätigung des Erkenntniſſes muß ein ſchriftliches Rechtsgutachten 
zum Grunde liegen. 
Daſſelbe iſt zu erſtatten: 


1) durch das General-Auditoriat, wenn das Erkenntniß der Beſtätigung des 
Königs oder des Kriegsminiſters bedarf; 


2) durch einen Auditeur, wenn ein Korps⸗ oder Diviſionskommandeur 
oder einer der in den $$. 159. und 161. genannten Befehlshaber daſſelbe 
zu beſtätigen hat. 

Die Begutachtung darf nicht durch den Auditeur erfolgen, der Referent im Kriegs- 
gericht war. Iſt dem beſtätigenden Befehlshaber nur ein Auditeur zugetheilt und 


derſelbe Referent geweſen, ſo muß die Begutachtung einem andern Auditeur aus 


dem Korpsbezirk aufgetragen werden. 
$. 165. 


RE; 


6) Allgemeine 
Beſtimmungen. 


F. Verfahren 
bei der Beſtäti⸗ 


gung. 
1) Rechtsgut⸗ 
achten. 


Der Begutachtende hat zu prüfen, ob in dem Verfahren die geſetzlichen Vor⸗ 


ſchriften beobachtet und ob bei der Entſcheidung die Geſetze richtig angewendet ſind. 
Nach dem Befund der Prüfung muß in dem Gutachten ein beſtimmter 

Antrag gemacht werden. 8 1 
. 166. 


a 


$. 166. 


2) Beräefih- Iſt der Antrag auf Vervollſtändigung der Akten gerichtet, ſo hat der 
a ns beftätigende Befehlshaber, wenn er dem Antrage beitritt, dieſelbe zu nee 
tenz. tritt er dem Antrage nicht bei, ſo iſt die Sache dem General-Auditoriat einzuſenden. 
In den Fällen, welche zur Begutachtung des General-Auditoriats gehören, haben 
die Militairgerichte die von demſelben für nöthig erachtete Vervollſtändigung der 
Akten zu bewirken. 
$. 167. 


Die Beſtätigung darf nicht erfolgen, wenn das Erkenntniß in dem Gut⸗ 
achten oder von dem beſtätigenden Befehlshaber für ungeſetzlich erachtet wird. 
Vielmehr iſt ein ſolches Erkenntniß zur Prüfung der gegen die Geſetzmäßigkeit 
deſſelben erhobenen Bedenken mit den Akten und dem Gutachten dem General⸗ 
Auditoriat zu überſenden. 8. 168 


Hält das General-Auditoriat die Bedenken gegen die Geſetzmäßigkeit des 
Erkenntniſſes nicht für begründet, fo iſt letzteres von ihm dem betreffenden Befehls- 
haber zur Beſtätigung zurückzuſenden. 


$. 169. 

Wird dagegen das Erkenntniß vom General-Auditoriat, als geſetzwidrig, 
zur Aufhebung geeignet befunden, ſo iſt daſſelbe unmittelbar dem Könige zur Ent⸗ 
ſcheidung darüber zu überreichen, 

ob das Erkenntniß aufzuheben und anderweit in der Sache zu erkennen ſei. 


$. 170. 


Erfolgt die Aufhebung des Erkenntniſſes, ſo dürfen zu dem alsdann an⸗ 
zuordnenden Spruchgericht die Perſonen, welche bei Abfaſſung des aufgehobenen 
Erkenntniſſes mitgewirkt haben, nicht zugezogen werden. 


F. 171. 


Wird das Erkenntniß in dem Rechtsgutachten zwar für geſetzlich erachtet, 
aber auf Milderung der erkannten Strafe angetragen, ſo hängt es von dem 
Ermeſſen des beſtätigenden Befehlshabers ab, ob und in wie weit er den Antrag 
auf Milderung der Strafe berückſichtigen, oder die erkannte Strafe beſtätigen will. 


F. 172. 


3) Milderungs- Das Milderungsrecht darf, außer den Fällen der $$. 120. und 143. 
ae Theil I. dieſes Strafgeſetzbuchs, weder bis zum Erlaß erkannter Strafen oder 
ſchlaheber bis zur Herabſetzung derſelben unter das geringſte geſetzliche Maaß, noch bis zur 
Umwandlung erkannter Strafarten in andere ausgedehnt werden. Nur in denje⸗ 

nigen Fällen, wo das Verbrechen mit Arreſt- oder Feſtungsſtrafe in den as 

e⸗ 


— 265 — 


bedroht iſt, kann der beſtätigende Befehlshaber ſtatt der Feſtungsſtrafe Arreſt 
und, wo nur ſtrenger Arreſt vorgeſchrieben iſt, mittleren oder gelinden Arreſt bei 
der Beſtätigung eintreten laſſen. 

Auch kann der beſtätigende Befehlshaber in dem Fall des $. 98. Theil I. 
dieſes Geſetzbuchs die erkannte Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes 
weglaſſen, und der Degradation in den Fällen des $. 40. Nr. 2. und 3. Theil I. 
dies Geſetzbuchs Arreſt ſubſtituiren. 


$. 173. 


Das Erkenntniß darf bei der Beſtätigung nicht geſchärft werden, weder © Unzuläfig- 
durch Erhöhung des Strafmaaßes oder der Strafart, noch durch Hinzufügung ang 
nicht erkannter Strafbeſtimmungen. 


$. 174, 

Iſt ein kriegsrechtliches Erkenntniß von einem nicht kompetenten Befehls ) urig. 
haber beſtätigt worden, fo iſt die Beſtätigung ungültig und das Erkenntniß der en 
kompetenten Behörde zur Beſtätigung vorzulegen. 3 
5 N 175 fehlshaber. 


Die Beſtätigung muß ſchriftlich erfolgen, von dem beſtätigenden Befehls- 9) Ferm der 
haber unterſchrieben und fo abgefaßt werden, daß daraus beſtimmt h . 9. 
wohin das Erkenntniß beſtätigt worden iſt. 


$. 176. 


Die Erkenntnißformel und die Beſtätigungsorder find ungeſäumt dem 6. Publitation. 
Angeſchuldigten vor vollſtändig beſetztem Unterſuchungsgericht ($$. 45—47.) von 
dem Auditeur durch Vorleſung zu publiziren auch iſt ihm gleichzeitig bekannt zu 
machen, daß das Erkenntniß nunmehr rechtskräftig ſei. 


$. 177. 


Dem Angeſchuldigten ſind auf ſein Verlangen die Entſcheidungsgründe 
bekannt zu machen. Auch kann ihm Abſchrift des Erkenntniſſes mit den Ent⸗ 
ſcheidungsgründen auf ſeine Koſten ertheilt werden, wenn kein Mißbrauch davon 
zu beſorgen iſt; im Fall völliger Freiſprechung iſt die Erkenntnißformel ihm 
koſtenfrei auszufertigen. BE 

Ueber die ſtattgehabte Publikation iſt ein Protokoll aufzunehmen, auch, 
daß und wann dieſelbe erfolgt ſei, unter der Beſtätigungsurkunde zu vermerken. 

Artheile, welche die bürgerliche Todesſtrafe wegen gemeiner Verbrechen 
verhängen, werden ſtets durch die Civilgerichte publizirt (§. 183.). 


$. 178. 


Von jedem rechtskräftigen Erkenntniß muß der Dienſtbehörde des Ange⸗ 
ſchuldigten Mittheilung gemacht werden. 
Bundes- Gefehbl. 1867. . 38 $. 179, 
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$. 179. 


War der Antrag auf Unterſuchung von einer Civilbehörde ausgegangen, 
IP derſelben von dem Ausfall der rechtskräftigen Entſcheidung Nachricht zu 
geben. 


$. 180. 


H. Voll Die Vollſtreckung des rechtskräftigen Erkenntniſſes hat der Befehlshaber 
be ed nen zu veranlaſſen, welchem die Anordnung des Spruchgerichts zuſtand. 
B um 85 : 
eſtimmungen. 
$. 181. 


Die Vollſtreckung muß ohne Verzug und genau nach dem Inhalt der 
Beſtätigungsorder erfolgen. N 
$. 182, 


2) Ummand⸗ Wenn nach Vorſchrift der Geſetze eine 5 erkannte Strafe in 
ung EP eine andere umzuwandeln ift, fo geſchieht dies durch ein Reſolut des kompetenten 


tig erkannter 
$. 183. 


Strafen. Militairgerichts. 

3) Vollſtreckung Zur Vollſtreckung der wegen militairiſcher Verbrechen verwirkten Todes⸗ 

der Tobesſtrafe ſtrafe find 18 Mann zu kommandiren, welche in drei Gliedern hintereinander 
dergeſtalt aufzuſtellen ſind, daß das erſte Glied in einer Entfernung von fünf 
Schritten dem Deliquenten gegenüberſteht. 

Im Uebrigen find dabei die in den allgemeinen Landesgeſetzen hinſichtlich 
e von Todesſtrafen beſonders vorgeſchriebenen Förmlichkeiten zu 
eachten. 

Die Vollſtreckung der bürgerlichen Todesſtrafe erfolgt durch die Civil— 
gerichte. Der Verurtheilte iſt hierzu nach der Beſtätigung des Erkenntniſſes an 
das Landes⸗Juſtizkollegium, in deſſen Gerichtsbezirk er ſich befindet, e und 
durch daſſelbe die Publikation und Vollſtreckung des Erkenntniſſes zu bewirken. 


$. 184. 


4) Volftredung Wenn auf Zuchthausſtrafe erkannt, oder wenn die erkannte Baugefangen- 

brass ſchaft als ne zu vollſtrecken ift, jo muß der rechtskräftig Verur⸗ 

: theilte zur Strafvollziehung durch das betreffende Generalkommando der Civil⸗ 
behörde überwieſen werden. 


$. 185. 


Gemeine, gegen welche auf Feſtungsſtrafe erkannt ift, ſollen, wenn nicht 
beſondere Gründe dagegen obwalten, gleich nach abgehaltenem Spruchgericht zum 
vorläufigen Antritt der Strafe zur Feſtung abgeführt werden. 


$. 186. 


Zum Feſtungsarreſt Verurtheilte, ſo wie diejenigen, gegen welche ir 
er 
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der Freiheitsſtrafe auf Degradation, Kaſſation, Entfernung aus dem Offizier- 
ſtande, Dienſtentlaſſung, Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande oder Entlaſſung 
aus dem Militairverhältniß erkannt iſt, dürfen vor eingetretener Rechtskraft des 
Erkenntniſſes zum Antritt der Strafe nicht abgeführt werden. 

Iſt neben der Ausſtoßung oder der Entlaſſung auf Baugefangenſchaft 
oder Zuchthausſtrafe und zugleich auf körperliche Züchtigung erkannt, ſo wird die 
ee il. vollzogen, nachdem die Aufnahme des Verbrechers in die Strafanſtalt 
erfolgt iſt. 

Anmerkung: Die Beſtimmung des F. 186. Alinea 2. iſt aufgehoben. 
Vergl. den Allerhöchſten Erlaß vom 6. Mai 1848, Beilage Littr. D. 


$. 187. 


Allen in Haft befindlichen Angeſchuldigten, welche zu einer härteren Frei⸗ 
heitsſtrafe als Arreſt verurtheilt worden, iſt die Strafe vom Tage der Abfaſſung 
des Erkenntniſſes zu berechnen. 

Erfolgt die Verhaftung erſt nach Abfaſſung des Erkenntniſſes, ſo iſt die 
Strafe vom Tage der Verhaftung zu berechnen. 


$. 188. 


Wird gegen einen in Unterſuchungshaft befindlichen Angeſchuldigten blos 
auf eine Arreſtſtrafe erkannt, ſo muß der Verurtheilte gleich nach abgehaltenem 
Spruchgericht, wenn nicht beſondere Umſtände dies bedenklich erſcheinen laſſen, 
aus der Haft entlaſſen und die Vollſtreckung der Strafe bis nach erfolgter Be⸗ 
ſtätigung des Erkenntniſſes ausgeſetzt werden. 


. 189. 


Die kommandirenden Generale ſind befugt, die Vollſtreckung rechtskräftig 
erkannter Arreſtſtrafen in außergewöhnlichen Fallen auf einige Zeit ausſetzen zu 
laffen, wenn das Intereſſe des Dienſtes es unumgänglich erfordert. 


$. 190. 


Wenn auf Märſchen, im Lager oder ſonſt, den örtlichen Umſtänden nach, 
die Anwendung der Arreſtſtrafen gegen Unteroffiziere und Gemeine nicht ſtatt⸗ 
finden kann, fo ſoll für die Dauer der Strafzeit, ſtatt des gelinden und mittleren 
Arreſtes, Entziehung gewohnter Genüſſe, z. B. des Branntweins und des Tabacks, 
und bei Gemeinen zugleich vorzugsweiſe Seranziehung zu vorkommenden Arbeiten 
eintreten, ſtatt des ſtrengen Arreſtes aber Anbinden an einen Baum oder an eine 
Wand dergeſtalt, daß der Beſtrafte ſich nicht niederlegen oder ſetzen kann. 

Dieſes Anbinden darf jedoch den Zeitraum von drei Stunden täglich nicht 
überſteigen, und muß die Vollſtreckung dieſer Strafen vor den Augen des Publi⸗ 
kums möglichſt vermieden werden. 

Vergl. die Verordnung über die Disziplinarbeſtrafung in der Armee vom 21. Juli 1867. 
F. 5.) Armee⸗Verordnungsblatt für 1867. Nr. 14. 


88 · $. 191, 


Be 


8 
$. 191. 


Wenn in Kriegszeiten der Vollſtreckung der wegen Deſertion erkannten 
Feſtungsſtrafe zeitige Hinderniſſe entgegenſtehen, ſo kann der Heerführer denſelben 
andere paſſende Strafen unter dem Vorbehalt der Genehmigung des Königs auf 
eigene Verantwortung ſubſtituiren. 


$. 192. 


5) Vollſreckung Wenn Beſitzer von Orden und Ehrenzeichen 
der Strafe an 


Beſtzern von 1) zur Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande, Kaſſation oder Verſetzung in 
Dien Ehren. die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes verurtheilt ſind, oder wenn 


zeichen. 
2) Freiheitsſtrafe gegen ſie erkannt und der Fall von der Art iſt, daß nach 
den beſtehenden Vorſchriften die Entſcheidung des Königs über den 
Verluſt der Orden und Ehrenzeichen eingeholt werden muß, 


ſo darf die Strafe an dem Verurtheilten nicht eher vollzogen werden, als dieſe 
Entſcheidung erfolgt iſt. 


$. 193. 


6) Vollſtreckung Die Urtheile, in denen auf Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande erkannt 
Bat kn worden, find durch das Amtsblatt der Regierung, in deren Bezirk der Verur⸗ 
ſoßung aus theilte feine Heimath hat, oder, wenn er ein Ausländer iſt, durch das Amtsblatt 
dem Solaten der Regierung, in deren Bezirk der Garniſonort liegt, zur öffentlichen Kenntniß 


Fa erkannt zu bringen. 


F. 194. 

7) Vermerk Zu den Unterſuchungsakten muß ein ſchriftlicher Vermerk gebracht werden 
5 a daß das Exkenntniß zur Vollſtreckung gelangt ift. 8 
reckung zu den 
Er $. 195. 


J. Revifion der Dem General⸗Auditoriat find von drei zu drei Monaten die von den kom⸗ 
rechtskräftigen mandirenden Generalen, den Diviſionskommandeuren und den in den $$. 159. 
Erknntnift- und 161. genannten Befehlshabern beſtätigten rechtskräftigen Erkenntniſſe gegen 
Perſonen des Soldatenſtandes nebſt dem dazu gehörigen Gutachten und der 
Beſtätigung zur Prüfung einzuſenden. 
Vergl. die Anmerkung zu F. 154. 


Zweite Abtheilung. 


Von dem Verfahren in Straffällen, N vor die niedere Gerichtsbarkeit 
gehören. a 


(Standrechtliches Verfahren.) 
$. 196. 
Bei dem Verfahren in Strafſachen, welche vor die niedere Gerichtsbarkeit 
ge⸗ 
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gehören, kommen die Beſtimmungen der erſten Abtheilung dieſes Abſchnitts mit 
nachfolgenden Abweichungen zur Anwendung. 


$. 197. 


Einer vorläufigen Unterſuchung bedarf es nicht, wenn die Sache im Dis⸗ I. Unter 
ziplinarwege bereits fo weit aufgeklärt ift, daß auf den Grund der ftattgefundenen fahne Wer 


Ermittelungen die Einleitung der förmlichen Unterfuchung verfügt werden kann. 


$. 198. 


Steht der objektive Thatbeſtand feſt und legt der Angeſchuldigte vor, A. Beweis, 
Gericht ein freies Geſtändniß ab, welches die Hauptumſtände der That enthält wafrahne. 
und mit anderen ermittelten Umſtänden nicht im Widerſpruch ſteht, ſo bedarf 
es keiner weiteren Beweisaufnahme. 

Zur Erlangung des Geſtändniſſes dürfen auch im ſtandrechtlichen Ver— 

115 keine verfängliche Fragen, Drohungen oder Gewaltmittel angewendet 
werden. 
$. 199. 


Legt der Angeſchuldigte ein zureichendes Geſtändniß ($. 198.) nicht ab, fo 
muß zur Aufnahme des Bemeifes geſchritten werden. N 8 


$. 200. 


Die Zuziehung eines Vertheidigers findet nicht ftatt, das Ergebniß der B. Lertpeiti. 
Verhandlungen iſt jedoch bei dem Abſchluß der Sache dem Angeſchuldigten vor- gung. 
zuhalten, und nachdem er mit ſeinen Vertheidigungsgründen gehört worden iſt, 
ſind 5 zu Protokoll zu bringen. 

ines beſonderen Schlußtermins bedarf es nicht. 


§. 201. 


Bei geringen militairiſchen Vergehen bleibt es dem Ermeſſen des kom- C. Bawistraſt 
petenten Militairgerichts überlaſſen, den Ausſagen der Vorgeſetzten, welchen die Ver e 
Verſicherung der Wahrheit an Eidesſtatt beigefügt iſt, die Beweiskraft der eid⸗ 

— Ausſage beizulegen und dieſelben von der förmlichen Eidesleiſtung zu ent- 
inden. 
$. 202. 


Eine Vereidigung der Richter findet nicht ftatt; denſelben ift aber die im II. Sprugver, 
$. 129. vorgeſchriebene Ermahnung wegen Erfüllung ihrer Richterpflicht durch tz na, 
den Präſes zu ertheilen. tung der Rice 


$. 203. ter. 


Der Vortrag des Referenten kann ſchriftlich oder mündlich gehalten werden. B. Vortrag des 
In beiden Fällen find jedoch der weſentliche Inhalt des Vortrags, das Votum Referenten. 
und die demſelben zum Grunde gelegten Geſetzesſtellen in das Protokoll auf⸗ 


zunehmen. 
$. 204. 
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$. 204. 


Form und In dem Erkenntniß, welches gleich nach der „ des Spruchgerichts 
Fuba. auszufertigen iſt, find die Hauptumſtände, auf denen die Entſcheidung beruht, 
und die zum Grunde gelegten Geſetzesſtellen anzugeben. 
Die Ausfertigung iſt von dem Präſes und dem Referenten zu unterſchreiben 
und dem Gerichtsherrn zur Beſtätigung vorzulegen. 


F. 205. 


D. Beſtäti⸗ Die Beſtätigung des Erkenntniſſes erfolgt durch den Befehlshaber, dem 
dane. die Beſtellung des Spruchgerichts zuſtand, inſofern nicht für einzelne Fälle Aus- 
nahmen von dieſer Regel durch beſondere Verordnungen beſtimmt ſind. 


$. 206. 


Bei der Beſtätigung find die Vorſchriften der $$. 172. 173. 175. zu be⸗ 
folgen. Der Begutachtung des Erkenntniſſes bedarf es nicht, der Befehlshaber 
hat ſich jedoch durch Einſicht der Akten in den Stand zu ſetzen, die Beſtätigung 
nach ſeiner gewiſſenhaften Ueberzeugung ertheilen zu können. 


$. 207. 


E. Publita. Die Publikation und Vollſtreckung des Erkenntniſſes muß ſofort nach der 

tat. Beſtätigung deſſelben erfolgen. Eine Anrechnung der inzwiſchen etwa erlittenen 

f Haft auf die erkannte Freiheitsſtrafe findet nur dann ſtatt, wenn die Beſtätigung 
durch außerordentliche Umſtände verzögert worden iſt. 


F. 208. 


III. Abgabe Ergiebt ſich im Laufe der Unterſuchung, oder bei der Aburtheilung, daß 
dal derten die Sache vor die höhere Gerichtsbarkeit gehört, fo find die Verhandlungen an 
petenz. das kompetente Gericht abzugeben. 


F. 209. 


IV. erledi- Wenn bei dem Verfahren, bei der Aburtheilung oder bei der Beſtätigung 
— 2 Swell. Zweifel entſtehen, ſo ſind zu deren Erledigung die Verhandlungen, im Fall ein 
Auditeur Inquirent oder Referent iſt, an das General-Auditoriat, wenn aber 
ein unterſuchungsführender Offizier Inquirent oder Referent iſt, dem nächſten, 

mit der höheren Gerichtsbarkeit verſehenen Vorgeſetzten einzureichen. 


6. 210. 


V. Reviſion Die von den unterſuchungsführenden Offizieren gegen Perſonen des Sol⸗ 
ende datenſtandes abgefaßten Erkenntniſſe ſind mit den Akten, von drei zu drei Mo⸗ 
; naten, an den mit der höheren Gerichtsbarkeit verſehenen Befehlshaber einzuſenden 

und durch einen Auditeur ſeines Dienſtbereichs zu revidiren. Von 
(Is 
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dabei bemerkten Verſtößen gegen die Geſetze hat der Auditeur dem Befehlshaber 
Anzeige zu machen, auch über die vorgenommene Reviſion bei dem General⸗ 
Auditoriat ſich auszuweiſen. { 


Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Verfahren gegen Militairbeamte. 


g. 211. 


Die Vorſchriften des erſten Abſchnitts dieſes Titels finden auch auf Militair⸗ 
beamte mit folgenden Abweichungen Anwendung. 


b. 212. 


Gegen Beamte, welche einem Militairbefehlshaber und gleichzeitig einer 1. Verfahren 
Verwaltungsbehörde oder einem Verwaltungsvorgeſetzten untergeordnet find, maße Juan. 
darf wegen Verbrechen, bei deren Beurtheilung es auf die beſondere Kenntniß 4. 8 
der Wiſſenſchaft oder 15 des Beamten ankommt, oder wodurch adminiſtrative in fh 
Vorſchriften verletzt ſind, die Einleitung der vorläufigen, ſo wie der förmlichen 1 ge Ants. 
u Unterſuchung nur auf den Antrag der vorgeſetzten Dienſtbehörde oder Verbreen, 
es Verwaltungsvorgeſetzten des Angeſchuldigten erfolgen. 

Anmerkung: Der $. 212, iſt in Folge des Artikels 97. i ngs⸗ 
llrtunde vom 355 8 1550 a Kraft 158 r e DENE 


$. 213. 


Iſt die Unterſuchung wegen anderer als der im $. 212. bezeichneten Ver⸗ 2. ba anderen 
brechen einzuleiten, jo muß der Verwaltungsbehörde oder dem Verwaltungs- Verbrechen. 
vorgeſetzten durch den Gerichtsherrn von der Einleitung der Unterſuchung Nach- 

richt gegeben werden. 


Anmerkung: Der . 213. erſtreckt ſich ſeit Aufhebun des 6. 212, auf alle gerichtliche 
Unterſuchungen 75 Militairbeamte. 9 8 f gerichtlich 


$. 214. 


Wird ein auf Kündigung angeftellter Militairbeamter während der Unter 3. Befahren 
ſuchung aus dem Beamtenverhältniß entlaſſen, und verbleibt derſelbe unter der Sad 
Militairgerichtsbarkeit, fo ift das Verfahren nach Maaßgabe feines Militair⸗ſung eines auf 
verhältniſſes fortzuſetzen. ar 

Tritt der Entlaſſene unter die Civilgerichtsbarkeit, fo ift die Unterſuchung deln Bam. 
an das zuſtändige Civilgericht abzugeben. War aber vor der Entlaſſung bereits 
ein Erkenntniß in erſter Inſtanz ergangen und publizirt, ſo hat in den vorſtehend 
. Fällen das Militairgericht die Sache nach den Vorſchriften dieſes 


bſchnitts fortzuſetzen. 5. 213 


Die Amtsſuspenſion wegen Amtsverbrechen (F. 212.) zu verfügen, bleibt gun 
der en . 


8 


155 1 und beziehungsweiſe dem Verwaltungsvorgeſetzten 
überlaſſen. 

Muß die Suspenſion des Beamten wegen anderer Verbrechen eintreten, 
ſo iſt ſie von dem, mit Gerichtsbarkeit über den Angeſchuldigten verſehenen 
Militairvorgeſetzten und der Verwaltungsbehörde oder dem Verwaltungsvorgeſetzten 
gemeinſchaftlich zu verfügen. 


$. 216. 
DDerhaftung. Wegen Befreiung von der Unterfuhungshaft gegen Kaution finden die 
Beſtimmungen der allgemeinen Landesgeſetze Anwendung. 
F. 217. 
6. Beweis. Die Beſtimmungen der $$. 108—109. wegen der Beweiskraft finden auf 
Militairbeamte nicht Anwendung. 
$. 218. 
et Ebenso findet die Beſtimmung des F. 110. wegen des artikulirten Verhörs 
788 in Unterſuchungen gegen Militairbeamte keine Anwendung. 
$. 219. 
8. Vertheidi⸗ In Anſehung der Vertheidigung treten die Vorſchriften der allgemeinen 
au: Landesgeſetze ein. - 
$. 220. 
B. Spruch Die Mitglieder der Spruchgerichte, mit Ausnahme der Auditeure und der 


Befahren. unterſuchungsführenden Offiziere, haben den Richtereid ($. 129.) zu leiſten, der 
de Neha ihnen von dem Referenten abzunehmen iſt. 


F. 221. f 


2. Abjtimmung. Jedes Mitglied des Spruchgerichts hat Eine Stimme. 

Der Referent hat ſeine Stimme zuerſt abzugeben, demnächſt die Stimmen 
der übrigen Richter und des Präſes einzuſammeln und in das Protokoll auf⸗ 
unehmen. 

u Die bei Erkenntniſſen gegen Perſonen des Soldatenſtandes zuläſſigen 
Gnadengeſuche der Spruchgerichte ſind bei Erkenntniſſen gegen Militairbeamte 
unſtatthaft. 


§. 222. 
3. Ausferti Das Erkenntniß iſt von dem Referenten in einem Exemplar auszufertigen, 


gung des 


kennis. mit dem Gerichtsſiegel zu verſehen und von dem Präſes und dem Referenten zu 
unterſchreiben. 


F. 223. 


e Bei der Publikation iſt dem Angeſchuldigten bekannt zu machen, daß “m 
u. Vollſtreckung. as 


Bi 


a 


das Rechtsmittel der weiteren Vertheidigung gegen das Erkenntniß innerhalb zehn 
Tagen freiſtehe. Befindet ſich der Angefchuldigte in Haft und iſt gegen denſelben 
auf Feſtungsarreſt erkannt, ſo muß die Strafe vom Tage der Publikation des 
Erkenntniſſes gerechnet werden. 


$. 224. 


Beruhigt ſich der Angeſchuldigte bei dem Erkenntniß, oder meldet er inner- 5. eintritt der 
halb der vorgeſchriebenen Friſt das Rechtsmittel der weiteren Vertheidigung nicht Rechtskraft. 
an, ſo iſt das Erkenntniß rechtskräftig, inſofern daſſelbe nicht der Beſtätigung 
bedarf, in welchen Fällen die Rechtskraft erſt mit der Publikation des beſtätigten 
Erkenntniſſes eintritt. 


$. 225. 


Ergreift der Verurtheilte das Rechtsmittel der weiteren Vertheidigung, fo u. Berfahren 
ſind bei dem ferneren Verfahren die Vorſchriften der allgemeinen Landesgeſetze „ nr 
über das Verfahren in zweiter Inſtanz zu befolgen. . 

$. 226. 

Das Erkenntniß zweiter Inſtanz iſt von dem General-Auditoriat ab⸗ 

zufaſſen. N 
$. 227. 

Wegen des Rechtsmittels der Aggravation und wegen Beſtätigung der 
Erkenntniſſe gegen Militairbeamte kommen die in den allgemeinen Landesgeſetzen 
hierüber in Abſicht auf Civilbeamte ertheilten Vorſchriften zur Anwendung. Die 
Einreichung dieſer Erkenntniſſe zur Beſtätigung erfolgt durch das General- 
Auditoriat. 

b. 228. 


Wenn Militairbeamte und Perſonen des Soldatenſtandes Mitangeſchuldigte ul. usfaftung 
in der nämlichen Sache find, fo ſoll über die Beamten erſt dann erkannt werden, des Erkennt. 


wenn das Erkenntniß gegen die mitbetheiligten Perſonen des Soldatenſtandes Mienen 


rechtskräftig geworden iſt. = und Perſonen 
In Injurienſachen iſt in dieſen Fällen die Vorſchrift des §. 233. zu ande Mitan 
beachten. geſchuldigte ſind. 


Dritter Abſchnitt. 
Von dem Verfahren bei Beleidigungen. 


§. 229. 


Inſofern Beleidigungen Gegenſtand des gerichtlichen Verfahrens ſind, und 
nicht die Fälle der $$. 130. 134. und 187. Th. I. dieſes Geſetzbuchs vorliegen, 
findet gegen Militairperſonen das in dieſem Geſetzbuch vorgeſchriebene Unter⸗ 
ſuchungsverfahren unter den in dieſem Abſchnitt angegebenen Modifikationen ſtatt 
($. 173. Th. J.). 

Bundes ⸗Geſetzll. 1867. 39 $. 230. 
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§. 230. 
br N Die Vereidigung des Denunzianten iſt unzuläſſig. 
gung des De⸗ 
nunzianten. 

$. 231. 
n Vor Abfaſſung des Erkenntniſſes iſt der Denunziant mit dem Inhalt der 
Denunzianten. Akten zu feiner Erklärung bekannt zu machen. 

9 3 

$. 232. 

R Gegen Erkenntniſſe wider Perſonen des Soldatenſtandes iſt auch in 


wechſelſeitigen Injurienſachen weder das Rechtsmittel der weiteren Vertheidigung, 
noch ein Milderungs⸗ oder Aggravationsgeſuch zuläſſig. i 
a $. 233. 

IV. Roll In wechſelſeitigen Injurienſachen zwiſchen Perſonen des Soldatenſtandes 
baue. und Perſonen, welche nicht zum Soldatenſtande gehören, iſt das Erkenntniß gegen 
die Erſteren nicht eher zu vollſtrecken, als bis gegen die nicht zum Soldaten⸗ 
ſtande gehörigen Perſonen rechtskräftig erkannt iſt. 


§. 234. 
V. Bekannt Von dem Ausfall des Erkenntniſſes iſt dem Denunzianten Nachricht 
machung des zu geben 
mit ben dafl f 8 i 
a Catan $. 235. 
e Zurück Der Antrag auf Zurücknahme der 3 wegen der einer Militair- 
—.— der perſon bei Ausübung ihres Dienſtes oder in eziehung auf denſelben zuge⸗ 


fügten Beleidigung kann nur mit Genehmigung der vorgeſetzten Dienſtbehörde 


geſchehen. 
Anmerkung: Der F. 235. iſt in Folge der neueren Geſetzgebung antiquirt. 
; $. 236. 
VII. Mitthei⸗ In Injurienſachen, bei denen Militairperſonen betheiligt find, it ihrer 


Wiaſtbrherben. Dienſtbehörde von der Klage und demnächſt von dem rechtskräftigen Erkenntniß 
Mittheilung zu machen. 


F. 237. 
VIII. Berjäh- Bei wechſelſeitigen Injurien unterbricht die rechtzeitig von der einen Par⸗ 
Na tei angebrachte Klage auch für die andere Partei die Verjährung. 

$. 238. 
IX. Berpfliche Wird der Antrag auf Beſtrafung als unbegründet abgewieſen, oder vor 


zung des De der Eröffnung des Erkenntniſſes zurückgenommen, fo find die Koſten und Stempel 


nunzianten, die 
Koſten zu tra⸗ durch 
gen. 
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durch ein Reſolut des Militairgerichts, welchem die Einleitung der Unterſuchung 
zuſtand, dem Denunzianten ohne Unterſchied, ob derſelbe zum Militair- oder 
Civilſtande gehört, aufzuerlegen, inſofern ihm nicht auch in Injurienſachen die 
Sportelfreiheit zuſteht. Gegen dieſes Reſolut iſt der Rekurs an das General⸗ 
Auditoriat zuläſſig. 3 


Wird der Antrag auf Beſtrafung nach Eröffnung des Erkenntniſſes zurück⸗ 
enommen, ſo verbleibt es wegen der Koſten bei den Feſtſetzungen des Erkennt⸗ 
niſſes, wenn die Parteien ſich hierüber nicht anderweit mit einander vereinigen. 


$. 240. 


Erfolgt ein völlig freiſprechendes Erkenntniß, fo ift darin die Koſten⸗ 
pflichtigkeit des Denunzianten nach den Grundſätzen des §. 238. auszusprechen. 

Gegen dieſen den Koſtenpunkt betreffenden Theil des Erkenntniſſes ift der 
Rekurs an das General-Auditoriat zuläſſig. 


b. 241. 


Ergiebt ſich bei der Unterſuchung der Verdacht wiſſentlich falſcher Denun- X. Berfabrer 
ziation, jo bleibt dem Denunziaten überlaſſen, bei dem zuständigen Richter auf Fa 


Unterſuchung und Beſtrafung gegen den Denunzianten anzutragen. ziationen. 


vierter Abſchnitt. 
Von dem Kontumazialverfahren gegen Deferteure. 
$. 242. 


Wenn die dienſtlichen Ermittelungen den Verdacht der Entweichung gegen I. Unter. 
eine Perſon des Soldatenſtandes begründen ($$. 92—94. Th. I), jo hat der fudungsverfah- 
Kommandeur des Truppentheils ſofort die geeigneten polizeilichen Maaßregeln zur 9 
Wiederergreifung des Abweſenden zu egen und dem mit der höheren Ge- 
richtsbarkeit verſehenen Vorgeſetzten davon Anzeige zu machen. 

$. 243. 

Die Einleitung der Unterſuchung gebührt dem, mit der höheren Gerichts⸗ 

barkeit verſehenen Militairgericht, welchem der Abweſende zuletzt unterworfen war. 
$. 244. 


Iſt der Abweſende Offizier oder Portepeefähnrich, ſo muß zur Einleitung 
der Unterſuchung der Befehl des Königs eingeholt werden. 


$. 245. 


Bei der vorläufigen Unterſuchung hat das Gericht die Umſtände, welche A. Vorläufige 
39 ˙ den Unterſuchung. 


den Verdacht der Entweichung begründen, näher feſtzuſtellen, und die nächſten 
! Angehörigen und den Vormund des Abweſenden über den Aufenthalt des Letzteren, 
| unter Bekanntmachung der Folgen feines Ausbleibens, zu vernehmen, oder deren 
| Vernehmung zu veranlaffen, 


$. 246. 


Zugleich iſt bei den Gerichten der Heimath des Abweſenden der Arreft- 
ſchlag auf deſſen Vermögen für den Fiskus in Antrag zu bringen. 
Iſt der Abweſende ein Ausländer, ſo findet der Arreſtſchlag nur ſtatt, 
wenn er Vermögen im Inlande beſitzt. 
Vergl. das Geſetz vom 11. März 1850; Beilage Littr. E. 


$. 247. 


Wird der Aufenthaltsort des Abweſenden im Auslande ermittelt, und be- 
ſteht mit dem auswärtigen Staat eine Kartelkonvention, ſo iſt auf Grund der⸗ 
ſelben die Auslieferung in Antrag zu bringen. 


$. 248. 


1 Iſt innerhalb vier Wochen die Rückkehr des Abweſenden nicht erfolgt, 

blerſahung. oder iſt die Auslieferung deſſelben nicht zu bewirken geweſen, und der Verdacht 
der Entweichung hinreichend begründet, ſo iſt der Deſertionsprozeß zu eröffnen, 
und der Abweſende in den Amtsblättern öffentlich vorzuladen. 


$. 249. 

In dieſer Vorladung muß ein auf drei Monate hinauszuſetzender, vom 
Tage der Ausgabe der Amtsblätter zu berechnender Termin anberaumt und der 
Abweſende aufgefordert werden, ſich ſpäteſtens in demſelben einzufinden, mit der 
Warnung, daß die Unterſuchung im Fall des Ausbleibens geſchloſſen, der Ab⸗ 
weſende für einen Deſerteur erklärt und auf Konfiskation feines Vermögens er⸗ 
kannt werden würde. 

Vergl. das Geſetz vom 11. März 1850; Beilage Littr. E. 


$. 250. 


Die Vorladung iſt in das Amtsblatt der heimathlichen Regierung des 
Abweſenden, ſowie der Regierung, in deren Bezirk das unterſuchende Militair⸗ 
gericht ſeinen Sitz hat, einmal einzurücken. 

Die Vorladung eines Ausländers iſt nur in das Amtsblatt der Regierung 
einzurücken, in deren Bezirk ſich das unterſuchende Militairgericht befindet. 

Die Vorladung der aus den Fürſtenthümern Neuenburg und Valendis 
gebürtigen Deſerteure erfolgt in der Heimath nach den darüber beſtehenden be- 
ſonderen Vorſchriften. 

Anmerkung: Der F. 250. Alinen 3. iſt antiquirt. 
$. 251. 


r 
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$. 251. 


Von den die Vorladung enthaltenden Amtsblättern iſt ein Exemplar zu 
den Akten zu nehmen. 5 


$. 252. 
Eine Vertheidigung findet im Kontumazialverfahren nicht ftatt. 


$. 253. 


Iſt der Vorgeladene innerhalb der dreimonatlichen Friſt nicht zurückgekehrt, IE Spud- 
oder fein Ausbleiben nicht genügend entſchuldigt, fo iſt durch ein Kriegsgericht, verfahren, 
der Verwarnung ($. 249.) gemäß, in contumaciam gegen ihn zu erkennen. 


F. 254. 


Bei der Anordnung und Beſetzung des Spruchgerichts, ſowie bei der Ab⸗ 
ſtimmung, iſt nach den Vorſchriften des erſten Abſchnitts dieſes Titels zu ver⸗ 
fahren; es findet jedoch die Zuziehung eines Stellvertreters für den Abweſenden 
nicht ſtatt. 1 

$. 255. 


Der Inhalt des beſtätigten Erkenntniſſes muß unter Angabe 


1) des Namens, des Geburtsorts und der Militair-Charge des Verurtheilten, 
ſowie des Truppentheils, bei welchem derſelbe geſtanden hat, 


2) des begangenen Verbrechens, 
und 
3) der erkannten Strafe 


in den Amtsblättern, in welche die Vorladung eingerückt war, durch das fom- 
petente Militairgericht von Amtswegen bekannt gemacht, auch eine Ausfertigung 
deſſelben, mit den über das Vermögen des Entwichenen vorhandenen Nachrichten, 
der Regierung der heimathlichen Provinz zur Einziehung des Vermögens mit⸗ 
getheilt werden. 
Anmerkung: Vergl. das Geſetz vom 11. März 1850; Beilage Littr. E. 
Die Einziehung der gegen abweſende Deſerteure erkannten Geldbuße erfolgt 
durch die Militair⸗Intendanturen. 
F. 256. 
Wird vor der Eröffnung des Deſertionsprozeſſes der Tod des Abweſenden, Ar Berfapren 


m Fall des er⸗ 


der die Vermuthung der Defertion gegen ſich hat, ermittelt, fo iſt, wenn er mittelten Tedek. 


Vermögen hinterläßt, Behufs der Konfiskation feines Vermögens ein gerichtliches 
Verfahren einzuleiten und nach genauer Erörterung der Umſtände, welche die 
Vermuthung der Deſertion begründen, kriegsrechtlich zu erkennen. 
ee Der F. 256. ift durch Aufhebung der Strafe der Vermöͤgenskonfiskation 
außer Kraft geſeßt. 8.2 
257. 


RE 


u 
$. 257. 


IV. Verfahren Kehrt der Vorgeladene vor Publikation des Erkenntniſſes zurück, ſo wird 
imgalderät das Kontumazialverfahren in das gewöhnliche Unterſuchungsverfahren umgeleitet. 


kehr des Ange⸗ 
$. 258. 


ſchuldigten. 
Kehrt der Verurtheilte erſt nach Publikation des Erkenntniſſes zurück, ſo 
iſt das gewöhnliche Unterſuchungsverfahren zu eröffnen und in dem neuen Er⸗ 
kenntniß das frühere Kontumazial⸗Urtheil ufſabeden Wird der Zurückgekehrte 
in dem neuen Exfenntniß wegen Deſertion geſtraft, jo verbleibt es bei der Kon⸗ 
fiskation des Vermögens, ſoweit daſſelbe bereits eingezogen iſt, und nur das noch 
nicht eingezogene Vermögen iſt wieder freizugeben; wird der Angeſchuldigte aber 
in dem neuen Verfahren freigeſprochen, ſo iſt die Konfiskation des Vermögens 
mit der Wirkung aufzuheben, daß auch das bereits eingezogene Vermögen ihm 
zurückzugeben iſt. Eine öffentliche Bekanntmachung des Erkenntniſſes, durch 
welches das Kontumazial⸗Urtheil aufgehoben wird, findet nur dann ſtatt, wenn 
auf völlige Freiſprechung erkannt iſt. 
Vergl. das Geſetz vom 11. März 1850; Beilage Littr“ E. 


$. 259. 


V. Verbindung Iſt von einem Militairgericht gegen mehrere Abweſende der Deſertions⸗ 
Aigen neh Prozeß einzuleiten, jo kann die Vorladung in einer und derſelben Ediktal⸗Citation 
Deserteure. erfolgen, auch von einem Kriegsgericht über die Angeſchuldigten erkannt wer⸗ 

den; es find jedoch wegen jedes einzelnen Deſertionsfalles beſondere Akten an⸗ 


zulegen. 


Sünfter Abſchnitt. 
Von der Reſtitution gegen militairgerichtliche Erkenntniſſe und 
von der Nichtigkeitsbeſchwerde gegen dieſelben. 


§. 260. 
J. Reftitution. Ein rechtskräftig Verurtheilter oder vorläufig Freigeſprochener kann nur 
1 lsdann auf Reſtitution und folglich auf eine neue Unterſuchung und Entſchei⸗ 


a 
dung anfragen: 
1) wenn er feine Unſchuld durch neue, in der bisherigen Unterſuchung nicht 
aufgenommene Beweismittel darthun will, oder 
2) wenn er auf den Grund eines, zu ſeinem Nachtheil verfälſchten Doku⸗ 
ments oder beſtochener Zeugen verurtheilt oder nur vorläufig freigeſprochen 
worden iſt. 
$. 261. 


Ein fo re Reſtitutionsgeſuch findet auch alsdann noch ſtatt, wenn 
der Verurtheilte die Strafe ſchon abgebüßt hat. a 
. 262, 
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$. 262. 


Das Reſtitutionsgeſuch ift bei dem Militairgericht anzubringen, bei welchem B. Vefapren. 


das Erkenntniß ergangen iſt. 
Das Gericht hat den Imploranten mit dem Geſuch umſtändlich zu Pro⸗ 
tokoll vernehmen 5 laſſen, und wenn daſſelbe ſubſtanzirt erſcheint, die Juſtruttion 
der angegebenen Beweismittel zu bewirken, demnächſt aber die Verhandlungen 
dem General-Auditoriat zu überſenden. 


$. 263. 


Der Antrag auf Reſtitution hemmt die Vollſtreckung des Erkenntniſſes 
nur, wenn daſſelbe auf Todesſtrafe oder inſoweit es auf körperliche Züch- 
tigung lautet. 8 

Vergl. den Allerhöchſten Erlaß vom 6. Mai 1848, Beilage Littr. D. 


$. 264. 


Hält das General-Auditoriat das Reſtitutionsgeſuch für unbegründet, fo 
weiſt daſſelbe den Antrag durch ein Reſolut zurück, welches dem Gericht, bei 
welchem das Reſtitutionsgeſuch angebracht worden, mit den Akten zugeſchickt und 
von dieſem dem Imploranten publizirt wird. Gegen ein ſolches Reſelut iſt nur 
der Rekurs an den König zuläſſig. 


$. 265. 


Erachtet dagegen das General-Auditoriat das Reſtitutionsgeſuch für zuläffig, 
fo überreicht daſſelbe das angefochtene Erkenntniß mittelſt gutachtlichen Berichts 
dem Könige zur Aufhebung. 


$. 266. 


„Wird das angefochtene Erkenntniß aufgehoben, ſo muß jedesmal bei dem 
Gericht, bei welchem die Unterſuchung geſchwebt hat, unter Berückſichtig ung der 
Vorſchrift des F. 170. von Neuem erkannt werden, inſofern keine Beier: Ber 
ſtimmung des Königs dieſerhalb erfolgt. 


: $. 267. . 
i Die Beſtätigung des neuen Erkenntniſſes erfolgt durch denjenigen, von 
welchem das frühere Erkenntniß beſtätigt worden iſt. 
$. 268. 
Wird von dem Angeſchuldigten ein Erkenntniß nach Eintritt der Rechts- 


C. Erkenntniß. 


TI. Richtig. 


kraft als nichtig angefochten, fo tritt in den Fällen der $$. 57. 76. das in den titstcfhmene 


$$. 262 — 267. angegebene Verfahren ein. 
Sechster 
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Sechster Abſchnitt. 
Von der Umwandlung der durch Civilbehörden verhängten Geld— 
bußen in Freiheitsſtrafen. 


$. 269. 


„ Geldbußen, welche von den Civilbehörden in den zu ihrer Kompetenz ge- 
hörenden Fällen wider Militairperſonen verhängt ſind, müſſen durch das be⸗ 
treffende Militairgericht eingezogen und an die Civilbehörde abgeliefert werden. 

Kann die Geldbuße nicht erlegt werden, ſo iſt dieſelbe von den Militair⸗ 
gerichten (§. 182.) in verhältnißmäßige Freiheitsſtrafe umzuwandeln. 
Von der Vollſtreckung der Strafe iſt der Civilbehörde Nachricht zu geben. 


$. 270. 


Bei Umwandlung der Geldbußen in militairiſche Freiheitsſtrafen ift nach 
den Beſtimmungen des F. 67. Theil I. dieſes Geſetzbuchs zu verfahren; doch 
darf, inſofern nicht durch beſondere Geſetze ein Anderes beſtimmt iſt, die Dauer 
der militairiſchen Freiheitsſtrafe, welche an die Stelle einer Geldbuße oder auch 
mehrerer gleichzeitig zur Vollſtreckung kommender Geldbußen tritt, eine zwei⸗ 
jährige Freiheitsſtrafe niemals überſteigen. 

Anm 2 Der . 270. iſt aufgehoben, und an deſſen Stelle der $. 11. des Geſetzes 


vom 15. April 1852. getreten; Beilage Littr. E 
F. 271. 
II. Reoiſſon Reſolute wegen Umwandlung von Geldbußen in Freiheitsſtrafen ſind mit 


der Ummand- ; nr 8 8 1 
x den durch die Truppenbefehlshaber beſtätigten kriegsrechtlichen Erkenntniſſen 
Bee von drei zu drei Monaten an das General-Auditoriat zur Nevifion einzufenden. 


F. 272. 

III. Beſtäti. Ueberſteigt bei Offizieren die, ſtatt der Geldbuße zu verhängende Freiheits- 
duch ber Kong. ſtrafe eine 14 tägige Arreſtſtrafe, fo ift das Reſolut durch das General-Auditoriat 
zur Beſtätigung des Königs einzureichen. 


Siebenter Abſchnitt. 
Von den Koſten. 
§. 273. 
I. Koften. Von den der Militairgerichtsbarkeit unterworfenen Perſonen haben in den 
vor die Militairgerichte gehörenden Strafſachen die Koſtenfreiheit: 
a) alle Militairperſonen des Soldatenſtandes von den Portepee-Unter⸗ 
offizieren abwärts / 

bp) die Militair⸗Unterbeamten. 

F. 274. 


r r re 4 
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§. 274. 


Dieſe Koſtenfreiheit (F. 273.) ſteht auch allen Offizieren zu, mit Aus⸗ 
nahme der penſionirten Ofſtziere, welche nicht blos von einer Penſion von 
150 Thalern jährlich oder darunter ſubſiſtixen. Ausgeſchloſſen bleibt dieſe Koſten⸗ 
freiheit hinſichtlich ſämmtlicher der Militairgerichtsbarkeit unterworfenen Offiziere 
nur in Injurienſachen. 

F. 275. 


In Unterſuchungsſachen gegen die der Militairgerichtsbarkeit unterworfenen 
Perſonen, welche nicht zu den $$. 273. 274. genannten gehören, iſt die Koſten⸗ 
pflichtigkeit nach den Beftinimungen der allgemeinen Landesgeſetze zu beurtheilen. 


$. 276. 


Wenn gegen einen Angeſchuldigten, dem die Koſtenfreiheit nach $$. 273. 
274. zuſteht, vor deſſen Eintritt in den Dienſtſtand eine Unterſuchung bei den 
Civilgerichten geführt wird und auf die Militairgerichte übergeht (§. 10.), ſo iſt 
ſeine Koſtenpflichtigkeit bis zu dieſem Zeitpunkt nach den Geſetzen zu beurtheilen, 
welchen er bis dahin unterworfen war. 


$. 277. 


In den gemeinſchaftlich von Militair- und Civilgerichten geführten Unter⸗ 
ſuchungen findet für die mitangeſchuldigten Militairperſonen eine ſolidariſche Ver⸗ 
pflichtung, die Koſten zu tragen, nicht ſtatt. 

Sofern dergleichen Militairperſonen nach den Vorfchriften dieſes Abſchnitts 
in Koſten verurthellt werden müſſen, find ihnen nur diejenigen zur Laſt zu legen, 
welche auf ihren Antheil fallen. 


b. 278. 


Offiziere und obere Militairbeamte, auch wenn erſtere zur Koſtenzahlung U. Stempel. 
nicht verurtheilt worden, ſind nach den Vorſchriften der allgemeinen Stempel⸗ 
Ordnung zur Bezahlung der Stempel verpflichtet. 


$. 279. 


Militairperſonen können als Zeugen oder als Sachverſtändige in militair⸗ IM. Ochihren, 
gerichtlichen Unterſuchungen weder Gebühren noch Verſäumnißkoſten, ſondern 25 ee 
nur, wenn fie zum Zweck der Vernehmung ihren Aufenthaltsort verlaſſen müffen, ſtändigen. 
die bei Kommandos ihnen zuftehenden Kompetenzen oder beziehungsweiſe Diäten 
und Reiſekoſten fordern. 

Zeugen und Sachverſtändige vom Civilſtande erhalten auf Verlangen 
Gebühren, ſowie Neife-, Zehrungs- und Verſäumnißkoſten, nach den bei den 
Civilgerichten geltenden Grundſätzen. 


Bundes- Gefehbl. 1867. 107 $. 280. 
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$. 280. 
ne Alle Offiziere und obere Militairbeamten find zur Bezahlung der Defen- 
oe ſionsgebühren verpflichtet, wenn fie eine Juſtizperſon zum Vertheidiger wählen. 
$. 281. 
IV. Vorſchuß Baare Auslagen, welche als ſolche in den über die unerläßlichen Koſten 


ae a Unterſuchungsſachen beſtehenden allgemeinen Vorſchriften bezeichnet werden, 
ſind von dem Truppentheil, zu welchem der Angeſchuldigte gehört, vorzuſchießen, 
und wenn der Verurtheilte nicht koſtenpflichtig oder die Wiedereinziehung nicht 
zu bewirken iſt, durch die General-Militairkaſſe zu erſtatten. 


$. 282. 


e Die Feſtſetzung der Koſten und baaren Auslagen erfolgt von dem Militair⸗ 


baaren Aus, gericht, bei welchem die Unterſuchung geführt worden iſt. ird gegen die Feſt⸗ 
lagen. ſetzung Beſchwerde erhoben, ſo hat das General-Auditoriat darüber zu entſcheiden. 
$. 283. 

ee Die Koſten, welche von Offizieren, denen fonft die Koſtenfreiheit zuſteht, 
zogenen Kosten in Injurienſachen zu entrichten ſind, fließen zum Invalidenfonds, und ſind von 
eg den Militairgerichten an die nächſte Regierungs⸗Hauptkaſſe für Rechnung der 
rihtsboſten. General⸗Militairkaſſe abzuführen. 

Die bei dem General-Auditoriat entſtehenden Koſten find an die Gebühren— 

kaſſe des General-Auditoriats einzuſenden. 


$. 284. 
rn Das in koſtenpflichtigen Unterſuchungen reſervirte Porto ift nach erfolgter 
beten Ports. Einziehung an die Poſtverwaltung abzuliefern. 
§. 285. 
0. der Geld⸗ Die von den Militairbehörden durch Erkenntniſſe, Reſolute oder im Wege 
m. der Disziplin ſowohl gegen Militair⸗ als Civilperſonen verhängten Geldſtrafen 
find in der bisherigen Art zu verrechnen. 
$. 286. 
VII. Koſten Koſten und baare Auslagen in dem Kontumazialverfahren gegen Deſerteure 


3 find von den Militairgerichten bei derjenigen Regierung zu liquidiren, deren 

gegen Deſer. Hauptkaſſe das konfiszirte Vermögen des Deſerteurs zugeſprochen wird. 

SR Anmerkung: Die im F. 286. erwähnten Koſten und Auslagen werden bei den Militair- 
Intendanturen liquidirt. 


. 287. 
VII. Spar. Sämmtliche Militairgerichte haben die Koſten, wo ſolche in koſtenpflich⸗ 
3 tigen Unterſuchungsſachen eintreten, nach der Sporteltaxe zu liquidiren, welche 


dieſem Geſetzbuch unter Littr. C. beigefügt iſt. 


Beilage 


a 
Beilage Litt. A. 
— — 


Klaſſifikation 


zum Preußiſchen Heere und zur Marine gehörenden Milttair— 
perſonen nach ihren verſchiedenen Dienſt- und Rangverhältniſſen. 


A, Perſonen des Soldatenſtandes. 
Zu den Perſonen des Soldatenſtandes gehören: 
in der Armee. in der Marine. 
I. Die Offiziere 


1) des aktiven Dienſtſtandes der Armee, der Marine und der Land- und Seewehr ; 
2) If im H. 1. Nr. 3. Theil II. des Militair⸗Strafgeſetzbuchs bezeichneten inaktiven 
ziere. f 


Die Offiziere zerfallen in vier Hauptklaſſen: 


J. Generalität. 1. Flaggoffiziere oder Admirale. 


a) Feldmarſchall, a) Admiral mit Generals-Rang, 
b) General der Infanterie oder Kaval⸗ b) Vize-Admiral mit Generallieutenants⸗ 


lerie, ang, 
e) Generallieutenant, c) Kontre-Admiral mit Generalmajors⸗ 
d) Generalmajor. Rang. 

2. Stabsoffiziere. 

a) Oberſt/ a) Kapitain zur See mit Oberften- oder 
b) Oberſtlieutenant, Oberſtlieutenants⸗-Rang, 
c) Major. b) Korvetten ⸗Kapitain mit Majors⸗Rang. 

3. Hauptleute und Rittmeiſter. 3. Kapitain⸗Lieutenants zur See 


mit Hauptmanns⸗Rang. 
40 * 
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4. Subalternoffiziere. 


a) Premier⸗Lieutenant, 
b) Sekonde⸗Lieutenant. 
(Feldwebel-Lieutenants bei den Ka⸗ 
dettenkorps, Oberjäger des reitenden 
Feldjägerkorps.) 


Dieſelben ſind: 


a) Lieutenant zur See mit Premier⸗Lieu⸗ 
tenants-Rang, 

b) Unterlieutenants zur See mit Sekonde⸗ 
Lieutenants⸗Rang. 5 


II. Die Unteroffiziere. 


1. ſolche, die das Portepee tragen. 


a) Die Oberfeuerwerker, die Feldwebel, 
die Wachtmeiſter (einfchlieglich der 
Oberwachtmeiſter bei der Gendarme⸗ 
rie), die Vizefeldwebel und Vize⸗ 
wachtmeiſter, die Sergeanten (Ver⸗ 
walter) bei den Kadettenkorps, ſofern 
ſie das ſilberne Portepee tragen, 


b) die Portepeefähnriche, 

c) die Wallmeiſter, die Zeugfeldwebel 
und die Obermeiſter bei den techniſchen 
Inſtituten der Artillerie, 

d) die reitenden Feldjäger, 

e) die Stabs⸗Roßärzte, 

1) die Stabshautboiſten, die Stabshor⸗ 
niſten und die Stabstrompeter, 


g) diejenigen Gendarmen, welche vor ih⸗ 
rem Eintritt in die Gendarmerie das 
Portepee beſaßen und es daher auch 
behalten haben. 


— 


a) Die Deckoffiziere der Marine. Die⸗ 
ſelben rangiren vor den übrigen Unter⸗ 
offizieren der Marine mit Portepee. 
Zu denſelben gehören: 

1) Deckoffiziere L. Klaſſe: 
aa) der Oberſteuermann, 
bb) der Oberfeuerwerker, 
ce) der Oberbootsmann, 
dd) der Obermaſchiniſt, 
ee) der Obermeiſter; 

2) Deckoffiziere II. Klaſſe: 
aa) der Steuermann, 
bb) der Feuerwerker, 
ce) der Bootsmann, 
dd) der Maſchiniſt, 
ee) der Meifter; 

b) die Feldwebel der Flotten⸗Stamm⸗ 
diviſion und Werftdiviſion, 

c) = Seekadetten mit Portepeefähnrichs⸗ 

an / 2 

d) die Warine-Stabswachtmeifter, 

e) die Zeugfeldwebel. 


2. ſolche, welche das Portepee nicht tragen. 


Zu denſelben gehören: 


5 die Feuerwerker, 

b) die Sergeanten, auch die Sergeanten 

(Verwalter) bei den Kadettenkorps, 
ſofern ſie nicht das ſilberne Portepee 
tragen, 


a) mit Sergeanten⸗Rang: 
aa) Steuermannsmaate 
bb) Feuerwerksmaate 
ec) Bootsmannsmaate 
dd) Maſchiniſtenmaate 


I. Klaſſe, 


ey e 


c) die Unteroffiziere (Oberjäger bei den 
Jägern) 

d) die Gendarmen, 

e) die Oberpioniere, ſoweit ſolche noch 
vorhanden ſind, 

) die Regiments⸗ und Bataillons⸗Tam⸗ 
boure, die Pauker, die etatsmäßigen 
Trompeter, Hautboiſten der Infanterie 
und Horniſten bei den Jägern, ſowie 
diejenigen außeretatsmäßigen Hautboi⸗ 
ſten, Horniſten und Trompeter, wel⸗ 
chen die Unterofftzier⸗Charge beſonders 
verliehen ift, 

g) die See 

n) die Unter⸗Roßärzte, 

i) die Militair⸗Oberbäcker, 

k) die Ober ⸗Lazarethgehülfen und die 
Lazarethgehülfen, und F 

1) die Militair⸗Eleven der Militair⸗Roß. 
arztſchule, welche Unteroffiziere in der 
Armee waren. 


Anmerkung. 


2 Kere 

er⸗Lazarethgehülfen! 7 arm. 
gg) Stabsſergeanten . Klaſſe, 
nh) Zeugſergeanten 


b) mit Unteroffiziers⸗Rang: 


aa) dieſelben Chargen II. Klaſſe un- 
ter aa — ee., 


bb) die Lazarethgehülfen. 


Alle unter A. II. I. und 2. aufgeführten Perſonen des Soldatenſtandes in 
der Armee und in der Marine ſind wirkliche Unteroffiziere; die Ertheilung des 
bloßen Ranges eines Unteroffiziers ſoll nicht mehr ſtattfinden. 


III. Die Gemeinen. 


Zu denſelben gehören: 


1) die Obergefreiten ä 2 

0 Artillerie, dieselben pe 2 

2) die Gefreiten, 3,4.) fin inſch 

3) die Schießer beil 1 haft⸗ 
den Wülitaiibät.| gchenſſen Worte 
ter⸗Abtheilungen, 4 bälkniſſen 6 975 

4) die Unter - Laza⸗ jegte der Gemei⸗ 
rethgehülfen, . 

5) die gemeinen Soldaten, 

6) die Zöglinge der Unteroffizierſchulen, 

7) die Spielleute, ſoweit ſie nach A. II. 
1. f. und 2. f. nicht zu den Unteroffizie⸗ 
ren gehören, 


1) mit Gefreiten⸗Rang: 


a) die Matroſen 

b) die Maſchiniſten⸗Ap⸗ 
plikanten 

e) die Heizer 

d) die Handwerker 

e) die Unter⸗Lazarethgehülfen 


(Auch hier findet zwiſchen den See⸗ 
leuten vom Gefreiten⸗Range und denen 
vom Gemeinenſtande baflelbe Dienſt⸗ 
verhältniß ſtatt, wie zwiſchen den Ge- 
freiten und Gemeinen der Armee.) 


1. Klaſſe U 
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8) die Militair Eleven der Militair- 
Roßarztſchule mit Ausſchluß der un⸗ 
ter A. II. 2. Littr. 1. genannten, 

9) die Militairbäcker, a 

10) die Militair⸗Krankenwärter und Kran⸗ 
kenträger, 

11) die Militair⸗Handwerker, welche gleich 
den Soldaten Sold beziehen. g 


2) mit . 
a) die Matroſen II. III. IV. Klaſſe / 
b) die Schiffsjungen im dritten Dienſt⸗ 


jahre, - 
c) die Maſchiniſten⸗Applikanten II. 
Klaſſe 


U 
d) die Heizer II. III. IV. Klaſſe, 
e) die Handwerker II. III. IV. Klaſſe 
und die Lehrlinge, 
f) die Kadetten. 

Anmerkung. Die einzelnen Char⸗ 
en im See⸗Bataillon reſp. der See⸗ 
Artillerie find hier nicht beſonders auf⸗ 
geführt, da ſie denen in der Armee 
gleich ſind. 


B. Militairbeamte. 


Von den für das Bedürfniß der Armee und der Marine oder zu militai⸗ 
riſchen und maritimen Zwecken angeſtellten, nicht zum Soldatenſtande gehörigen 
Perſonen find nur die in dem nachſtehenden Verzeichniß aufgeführten als, 
Militairperſonen zu betrachten. Dieſelben zerfallen nach ihren Dienſt- und 
Rangverhältniſſen in zwei Klaſſen, nämlich in: 

1) obere, im Offizier⸗Rang ſtehende, theils ohne einen beſtimmten Militair⸗ 
2) untere Militair⸗ und Marinebeamte, Rang, theils mit einem ſolchen. 


I. Zu den oberen Militair- und Marinebeamten gehören, und zwar: 
J. ohne einen beſtimmten Militair-Rang: 


bei der Armee. bei der Marine. 


a) der General⸗Auditeur der Armee und 
die Räthe (Ober⸗Auditeure) des Ge⸗ 
neral⸗Auditoriats, 


b) die Auditeure und Militairgerichts- 
Aktuarien, 
c) bei den Militair⸗Intendanturen: 


aa) die Intendanten, Intendantur⸗ 
Räthe und Aſſeſſoren, 


bb) die Referendarien und Auskul⸗ 
tatoren, N 


a) die Marine ⸗Auditeure und Marine⸗ 
1 5 ⸗Aktuarien, 
b) bei der Marine ⸗Intendantur: 
aa) der Marine - Intendant und die 
Marine⸗Intendantur⸗Räthe und 
Aſſeſſoren, 
bb) die Marine -Intendantur - Refe- 
rendarien und Auskultatoren, 


Pa er 


ee) die Sekretaire, Regiſtratoren, Se⸗ 
kretariats- und Regiſtratur⸗Aſ⸗ 
ſiſtenten, 

d) der evangeliſche und der katholiſche 
Feldprobſt der Armee und die Mili⸗ 
tair⸗ Prediger, ſowie die katholiſchen 
Militair⸗Geiſtlichen, 

e) der Ober ⸗Stabsapotheker und der 
Ober⸗Feldlazareth-Inſpektor, 

f) der Plankammer Inſpektor, 

g) der Inſpektor des Feſtungs⸗Modell⸗ 
hauſes (in Berlin), 

h) die Fortifikations⸗Sekretaire und Bü⸗ 
reau⸗Aſſiſtenten, 

i) die bei einzelnen Truppentheilen an⸗ 

eſtellten Stallmeiſter, 

k) die Zahlmeiſter, 

J) der Regiſtrator in der Kanzlei des 
Chefs des Generalſtabes der Armee, 

m) die Ingenieur⸗Geographen, 

n) außerdem im Kriege und während des 
mobilen Zuſtandes der Truppen: 

1) die oberen Beamten der Feld⸗ 
Kriegskaſſe bis einſchließlich der 
Kaſſen⸗Aſſiſtenten, 

2) die Oberdrucker der Metallogra⸗ 


phie, 

3) die oberen Feld⸗Magazinbeamten 
bis einſchließlich der Magazin⸗ 
Aſſiſtenten, 

4) die oberen Feld-Poſtbeamten bis 
einſchließlich der Feld-Poſtſekre⸗ 
taire, 

5) die oberen Feld- und Etappen⸗ 
Telegraphenbeamten, 

6) die oberen Beamten des Feld⸗ 
Eiſenbahnweſens, 

7) die oberen Feld⸗Lazarethbeamten 
bis einſchließlich der Sekretaire, 

8) die Feld-Apotheker. 


ee) die Marine ⸗Sekretaire, die Ne 
iſtratoren, die Sekretariats⸗ und 
Regiſtratur-Aſſiſtenten, die Ren⸗ 
danten, Kontroleure und die 
Werft⸗Sekretaire, 
c) die Marines» Geiftlichen beider Konfef- 
ſionen, 
d) die Marine-Ingenieure, und zwar: 
aa) die Direktoren, 
bb) die Ober» Ingenieure, 
ce) die Ingenieure, 
dd) die Unter⸗Ingenieure des Schiffs⸗ 
Mafchinen- und Hafenbaues. g 


2. Obere Militair- und Marinebeamte mit einem beſtimmten Militair- 
Rang (dem Range einer beſtimmten Militair-Charge) find nur folgende: 


a) der General-Stabsarzt der Armee mit 
dem Range eines Oberſten, 


a) der Generalarzt der Marine mit dem 
Range eines Korvettenkapitains (Ma⸗ 
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p) die Korps⸗Generalärzte mit dem Range 
eines Majors, 


e) die Ober⸗Stabsärzte mit dem Range 
eines Hauptmanns, 


d) die Stabsärzte mit dem Range eines 
Premier ⸗Lieutenants, 


e) die Oberärzte und Aſſiſtenzärzte mit 
dem Range eines - Sefonde - Vieute- 
nants. 


Militairbeamte. 


jors) reſp. Kapitains pur See (mit 
berftlieutenants- oderÖberften-Rang), 

b) die Ober⸗Stabs⸗ und Marine» Aerzte 
I. Klaſſe mit dem Range eines Kapi⸗ 
tain⸗Lieutenants reſp. Korvetten⸗Ka⸗ 
pitains, 

e) die Stabs⸗ und Marine Aerzte IL 
Klaſſe mit dem Range eines Lieute⸗ 
nants zur See reſp. Kapitain⸗Lieu⸗ 
tenants, 

d) die Aſſiſtenzärzte mit dem Range eines 
Unter⸗Lieutenants zur See, 

e) die Zahlmeiſter: 

1) Zahlmeiſter mit dem Range eines 
Lieutenants zur See, 

2) Untere Zahlmeiſter mit dem Range 
eines Unter⸗Lieutenants zur See. 


Untere 


Marinebeamte. 


1. ohne einen beſtimmten Militair-Rang: 


a) die Militair⸗Küſter, 


p) die unter dem Ingenieur vom Platz 
in den Feſtungen ſtehenden Unter⸗ 
beamten, 


c) die Ober- und Unter⸗Aufſeher bei den 
Baugefangenen⸗Anſtalten, 


d) die Zeughaus - Büchfenmacher, ſowie 
die bei den Truppentheilen — mit der 
Verpflichtung, ihnen ſowohl ins Feld 
als beim Garniſonwechſel zu folgen — 
vertragsmäßig angenommenen Hand⸗ 
werker, welche nicht gleich den Sol- 
daten Sold beziehen, 


alle bei den mobilen Truppen, bei der 
Feld⸗Adminiſtration oder in anderer 
Art angeſtellten Perſonen für die Dauer 
dieſer Anſtellung, ſoweit fie nicht sub 
B. I. 1. Littr. n. aufgeführt find. 


e 


— 


a) die Marine⸗Küſter, 

b) die Marine⸗Verwalter, 
e) die Marine⸗Zeichner, 
d) die Werkmeiſter, 

e) die Magazin⸗Aufſeher, 
) die Büchſenmacher. 


2. Als 


re 


2. Als untere Militairbeamte mit einem beſtimmten Militair-Rang 
ſind nur zu betrachten: 


die Unterärzte. 


Dieſelben Re vor den Unteroffizieren ohne Portepee und hinter den 
Portepeefähnrichen (Seekadetten). 


Anmerkung. 


1) Die Medizinalperſonen, die Auditeure und Aktuarien, die Militair⸗Geiſt⸗ 
lichen und Küſter, die Intendanturbeamten bei der Armee, die bei der 
Armee sub B. I. 1. Littr. 1. (1. bis 7.) und B. II. 1. Littr. e. auf 
ale Perſonen, ſowie alle Marinebeamten, ftehen in einem doppelten 

nterordnungsverhältniß, beziehungsweiſe zu den ihnen vorgeſetzten Militair⸗ 
Befehlshabern und den ihnen vorgeſetzten höheren Beamten oder Verwal⸗ 
tungsbehörden, wogegen alle anderen Militairbeamten nur ihren vorgeſetz⸗ 
ten Militair⸗Befehlshabern untergeordnet ſind. 


2) Diejenigen Perſonen, welche ihre Militairverpflichtung in einem Beamten⸗ 
verhältniß — z. B. als Militaiv- (Marine-) Aerzte oder Pharmazeuten in 
den Militairlazarethen — genügen, gehören ebenfalls zu den Militairperſonen. 

3) Diejenigen Beamten der Militairverwaltung, welche nicht in dem vor⸗ 
ſtehenden Verzeichniß sub B. aufgeführt find, gehören nicht zu den Mi- 
litairperſonen. g 

Anmerkung: Das die Beilage A. zum Strafgeſetzbuch für das Preußiſche Heer bildende 
Verzeichniß der Militairperſonen nach ihren Dienft- und Nangverhältniſſen iſt antiquirt 
und durch die vorſtehende Klaſſifikation der zum Preußiſchen Heere und zur Marine 
zſehörenden Militairperſonen erſetzt worden. 


Bundes- Geſetzbl. 1867. 41 Beilage 


OH 
Beilnge Litt. B. 
nm 


Vorſchriften 


über 


die Feſtſtellung des Thatbeſtandes veruͤbter Verbrechen. 


§. 1. 


Ein weſentliches Erforderniß jeder Unterſuchung iſt die Aufnahme des That⸗ 
beſtandes, d. h. die Feſtſtellung derjenigen Umſtände, welche es gewiß oder doch 
höchſt wahrſcheinlich machen, daß ein Verbrechen begangen worden iſt. 


§. 2. 


. Die Ausmittelung, des e erfordert vorzügliche Sorgfalt. Der 
a) im Alge. Inquirent muß in der Regel da, wo es möglich iſt, durch eigene finnliche 
meinen. Wahrnehmung ſich von den die That bezeichnenden Umſtänden überzeugen, wenn 
dies aber nicht geſchehen kann, die über den Thatbeſtand vorhandenen Beweis⸗ 
mittel aufnehmen. Inſoweit der Erfolg der That und der dadurch angerichtete 
Schaden das Strafmaaß beſtimmt, ſind dabei in der Regel Sachverſtändige zu⸗ 


zuziehen. 
. 
Der Thatbeſtand muß feſtgeſtellt werden, wenn auch der Verbrecher ein 
vollſtändiges Bekenntniß abgelegt hat. 


8. 4. 


b) wenn das Bei Verbrechen, die ihrer Natur nach keine in die Sinne fallenden Spu⸗ 
. ren zurücklaſſen (wie dies z. B. in der Regel bei der Inſubordination durch 
gelaſſen hat. Worte, Zeichen oder Geberden der Fall iſt), oder deren Spuren durch die Länge 

der Zeit verloren gegangen find, muß der Inquirent bemüht fein, die Exiſtenz 
des Verbrechens durch Aufnahme der darüber vorhandenen Beweismittel ins 
Licht zu ſtellen. 
$. 5. 
Hat eine That, welche 1 Spuren zu hinterlaſſen pflegt, keine 
zurückgelaſſen, ſo iſt der Grund dieſer Ausnahme zu ermitteln und alles das⸗ 
jenige durch aufzunehmende Beweismittel zu erſetzen, was der ſinnlichen Dar- 


ſtellung abgeht. 
g abgeh 8 6 
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F. 6. 


Sind dagegen Spuren des Verbrechens wirklich vorhanden, fo muß dafür Jahren es 
eſorgt werden, daß deren Daſein und Beſchaffenheit ſich aus den Akten zuver- Spuren zurüt⸗ 
äſſig ergebe. gelaſſen hat. 

5. 7 


Bei körperlichen Verletzungen iſt das Atteſt eines Militair⸗Oberarztes ch bei körper 
(oder anderen approbirten Arztes) und eines als Wundarzt approbirten Militair⸗ 9 
Chirurgus (oder anderen approbirten Wundarztes) oder zweier approbirten Wund⸗ 
ärzte zu den Akten zu bringen. Dieſes Atteſt wird von beiden Sachverſtändigen 

emeinſchaftlich unter ihrer Unterſchrift, wenn ſie aber verſchiedener Meinung 
And, von einem Jeden beſonders ausgeſtellt. f 

Iſt die körperliche Verletzung nicht erheblich, ſo genügt das Atteſt 
eines als Wundarzt approbirten Militair⸗Chirurgus oder anderen approbirten 
Wundarztes, inſofern daſſelbe nicht etwa verdächtig oder übertrieben erſcheint. 


Anmerkung. Die Militair-Chirurgen heißen jetzt Militair-Unterärzte. 
$. 8. 


Dem auszuſtellenden Atteſt über die vorgefundenen Verletzungen müſſen 
die Sachverſtändigen jedesmal ihr Gutachten darüber beifügen, ob der Be⸗ 
ſchädigte an feiner Geſundheit oder an feinen Gliedmaßen einen bleibenden 
Nachtheil zu befürchten habe, oder ob die Verletzung lebensgefährlich ge— 
weſen ſei. 

8 9 


So lange der Verwundete lebt, und das Wundatteſt nicht etwa fo ver- 
dächtig iſt, daß eine zweite ärztliche Unterſuchung ſtattfinden muß, iſt eine ge⸗ 
richtliche Beſichtigung und Unterſuchung der erhaltenen Verletzungen nicht erforderlich, 
doch muß der Verwundete gerichtlich über die an ihm verübte That, ſoweit es 
geſchehen kann, ſorgfältig vernommen werden. 


$. 10. 


Iſt bei Frauenzimmern die Beſichtigung der Geburtstheile nothwendig, jo 
muß ſtatt des Wundarztes ein vereidigter Geburtshelfer oder eine vereidigte 
Hebeamme zugezogen werden. Sind jedoch die Geburtstheile ſo verletzt, daß 
eine Heilung derſelben nothwendig wird, ſo iſt ein approbirter Wundarzt zu⸗ 
zuziehen. 

F. 11. 


Hat eine Beſchädigung den Tod des Verletzten zur Folge, jo geſchieht die e) bei efofg. 
Beſichtigung des Leichnams im Beiſein des beſetzten Unterſuchungsgerichts durch ber *Rtung. 
einen Militair⸗Oberarzt oder Phyſikus und durch einen als Wundarzt approbirten 
Militair⸗Chirurgus oder durch einen anderen vereidigten Wundarzt. 

a 41 Wenn 


a 


Menn der jugejogene Arzt und Wundarzt kein Militair⸗Oberarzt, Phy⸗ 
ſikus, oder zu 5 ich⸗chirurgiſchen . vereidigter Wundarzt iſt, 
ſo muß zu den Akten vermerkt werden, daß derſelbe approbirter Arzt oder Wund⸗ 
arzt ſei. 

Vergl. die Anmerkung zu F. 7. 
§. 12. 

Wenn eine Militairperſon nicht unter den Augen ihrer Hausgenoſſen oder 
anderer unbeſcholtener Perſonen auf natürliche Weiſe ſtirbt, ſondern durch Ge— 
walt, Zufall, Selbſtmord oder auf unbekannte Art ums Leben kommt, ſo muß 
dies von denjenigen, die einen ſolchen Vorfall entdecken, dem nächſten vorgeſetzten 
Befehlshaber angezeigt und die Beerdigung bis nach erfolgter gerichtlicher Be— 
ſichtigung des Leichnams ausgeſetzt werden. 

F. 13. 

Sobald der vorgeſetzte Befehlshaber eine ſolche Anzeige erhält, ſo iſt er 
verpflichtet, ohne den geringſten Zeitverluſt die zur Rettung des vielleicht Schein- 
todten erforderlichen Maaßregeln zu treffen, dem am Orte anweſenden Auditeur, 
oder, wenn ein ſolcher nicht am Orte befindlich iſt, dem nächſten Civilrichter fo- 

leich von dem Vorfalle Nachricht zu geben, ihm dabei die obwaltenden Umſtände 
ürzlich angugeigen und zu veranſtalten, daß, wenn die Rettungsmittel nichts 
fruchten, der Körper bis zur Ankunft des Richters durch zuverläſſige Perſonen 
von der Stelle, an welcher er gefunden iſt, erhoben und dergeſtalt 1 
werde, daß er nicht durch Ungeziefer, andere Thiere oder durch Fäulniß ſchneller 
als gewöhnlich zerſtört werden könne. 


$. 14. 


Nimmt der requirirte Richter aus den ihm mitgetheilten Umſtänden wahr, 
daß es nach den Vorſchriften des F. 21. einer förmlichen Obduktion bedürfe, fo 
muß er bewirken, daß die ſchleunigſt zu veranlaſſende Beſichtigung an Ort und 
Stelle durch die erforderlichen Sachverſtändigen ($. 11.) im Beiſein des beſetzten 
Unterſuchungsgerichts erfolge. 

$. 15. 


Erhellt dagegen aus den mitgetheilten Umſtänden die Nothwendigkeit der 
Sugiebung der Sachverſtindit en nicht, ſo muß der Richter zur Vermeidung über⸗ 
flüſſiger Koſten allein ſich ſofort an Ort und Stelle verfügen. 

F. 16. 

Sobald der Richter an Ort und Stelle kommt, muß er die Umſtände, 
unter welchen der todte Körper gefunden oder deſſen Tod erfolgt iſt, ſorgfältig 
unterſuchen und zu Protokoll verzeichnen. Findet er, daß noch einige Hoffnung 
übrig bleibt, den vielleicht Scheintodten ins Leben zurückzubringen, und iſt zur 
Retfung a bis dahin kein Arzt oder Chirurgus herbeigeholt, ſo muß er 
Dies ohne Zeitverluſt veranſtalten. 

8 1 
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g. 17. 


Ergiebt ſich bei dieſer Unterſuchung, daß der Tod durch Selbſtmord, . . Wiler 
Zufall, t irgend eine Bagebenhei bewirkt iſt, bei welcher die Schuld eines cher Sand 
Dritten nicht zum Grunde liegt, ſo bedarf es blos einer äußeren Beſichti⸗ mei 7 5 
und des Leichnams von Seiten des Richters ohne Zuziehung der Sachver⸗ 
ändigen. 

Nach erfolgter Beſichtigung ertheilt der Richter die Erlaubniß zur Beerdi⸗ 
gung des Leichnams. 


* 


Iſt das nächſte Militairgericht, bei welchem ein Auditeur ſich befindet, und 
das nächſte Civilgericht von dem Orte, wo der Leichnam gefunden worden, 
gleich weit entfernt, fo iſt der betreffende Auditeur zur Beſichtigung des Leich- 
nams verpflichtet. 

$. 19. 


St in dem Fall des §. 17. die Beſichtigung des Leichnams von Seiten 
eines Civilrichters erfolgt, fo find die darüber aufgenommenen Verhandlungen 
an den requirirenden Befehlshaber abzugeben, welcher ſodann dieſelben im Dienſt⸗ 
wege an den mit der höheren Gerichtsbarkeit verſehenen Militairbefehlshaber be— 
fördert, unter welchem der Verſtorbene geſtanden hat. 

Wenn ein Auditeur die Beſichtigung vorgenommen hat, ſo übergiebt er 
ſelbſt die darüber ſprechenden Verhandlungen dem betreffenden Gerichtsherrn. 


F. 20. 


Inſofern über die Veranlaſſung des Selbſtmordes einer Militairperſon 
Zweifel, oder ſolche Umſtände obwalten, daß eine nähere Ermittelung nöthig 
erſcheint, muß dieſe der kompetente Gerichtsherr verfügen. Sämmtliche die 
Selbſtentleibung betreffende Verhandlungen find ſodann dem kompetenten General- 
kommando und von dieſem, wenn daſſelbe die Verfügungen, zu welchen es ſich 
durch ſelbige in Bezug auf die Handhabung der Disziplin etwa veranlaßt finden 
ſollte, getroffen hat, dem General-Auditoriat zur Repoſition einzuſenden. 


$. 21. 

Entſteht bei der äußeren Beſichtigung des Leichnams der geringſte Verdacht,; Verfahren, 
daß der Tod durch Vergiftung oder durch Schuld eines Dritten beit 5 burg desc 
fo muß die Obduktion nach den darüber beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften eines Dritten 
durch Sachverſtändige im Beiſein des beſetzten Unterſuchungsgerichts geſchehen. e i 
Hierbei kann der Militair⸗Oberarzt oder Phyſikus durch einen beſonders zu ver⸗ 
eidigenden Arzt, und der Wundarzt durch einen zweiten Arzt erſetzt werden. 


$. 22. 


Iſt der Inquirent, welcher die Obduktion dirigirt, mit dem . 
ber⸗ 


3% cn 


Oberarzt oder deſſen Stellvertreter darüber verſchiedener Meinung, ob es der 
Obduktion bedürfe, ſo muß dieſelbe geſchehen, ſobald auch nur einer von ihnen 
dafür ſtimmt. i 

$. 23. 


e e Die Leiche muß vor der Obduktion denen, die den Verſtorbenen gekannt 
achnans haben, und wo möglich dem vermuthlichen oder geſtändigen Thäter zum Aner⸗ 
kenntniß vorgelegt werden. Sollte dies nicht 3 ſein, ſo muß ſich der 
Inquirent auf alle Art vergewiſſern, daß in Betreff der Leiche weder ein Irrthum 

noch eine Verwechſelung vorgefallen fei. 


b. 24. 


Iſt die Leiche eines in Folge einer 05 Verletzung Geſtorbenen über 
die Seite geſchafft und dadurch der weiteren Nachforſchung und Beſichtigung 
entzogen worden, ſo ſind ſtatt der ſonſt erforderlichen Obduktion beſonders die⸗ 
jenigen Thatſachen, durch welche die Wegſchaffung der Leiche bewirkt worden, 
zu ermitteln. 


6. 25. 
f) bei Dieb. Bei Diebſtählen durch Einfteigen oder Erbrechen, welche Spuren hinter⸗ 
1 1 laſſen haben, muß der Inquirent, wenn die gebrauchte Gewalt nicht auf andere 


Art erwieſen werden kann, an Ort und Stelle den Augenſchein von den hinter⸗ 
laſſenen Spuren einnehmen und den Befund zu Protokoll verzeichnen. 


F. 26. 


Jeſſtelung Der Werth des Entwendeten iſt, wenn die entwendeten Sachen herbei⸗ 
Br de geſchafft werden können und der Werth derſelben auf die Beſtimmung der Strafe 
Sachen. von Einfluß iſt, in der Regel durch Sachverſtändige auszumitteln. 

5 Die Schätzung ſolcher Sachen aber, welche zum gewöhnlichen Gebrauch 
dienen, kann von dem Inquirenten ſelbſt, oder, wenn dieſer ſich deſſen enthalten 
will, in Ermangelung eines dazu beſtimmten Sachverſtändigen, von jedem Haus⸗ 
vater geſchehen, und zwar, wenn dieſer glaubwürdig iſt, ohne deſſen Vereidigung. 


$. 27. 


Können die entwendeten Sachen nicht herbeigeſchafft werden, oder ſind 
Geldſummen entwendet worden, ſo iſt der Beſtohlene verbunden, den gemeinen 
Werth der geſtohlenen Sachen zur Zeit der Entwendung anzugeben. 

Der eidlichen Beſtärkung dieſer Angabe des Beſtohlenen bedarf es nicht, 
wenn gegen deſſen Glaubwürdigkeit kein Zweifel obwaltet, der Verbrecher des 
Diebſtahls geſtändig iſt und gegen die Werthangabe keine Einwendungen hat. 

Fehlt es an einer von dieſen Vorausſetzungen, ſo iſt der Beſtohlene ver⸗ 
bunden, die Werthangabe eidlich (oder, wenn er einer Religionspartei angehört, 
welche die Eidesleiſtungen für unzuläſſig hält, nach ſeinen Religionsgrundſätzen 
an Eidesſtatt) zu erhärten. 5. 28 
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. 28. 


Daß der Beſtohlene die Entwendung ſelbſt eidlich erhärte, iſt in der Regel 
nicht erforderlich. f 
$. 29. 


Hat jedoch der Inquirent gegründete Vermuthungen, daß die Entwendung 
nur vorgeſpiegelt werde, ſo muß er den angeblich Beſtohlenen zur näheren Be⸗ 
ſcheingung der vorgegebenen Entwendung, und wenn deſſen Angaben durch 
die aufgenommenen Beſcheinigungsmittel einigermaßen unterſtützt werden, oder 
jene Vermuthungen minder erheblich ſind, zur eidlichen Beſtärkung ſeiner Anzeige 
anhalten. 
Weigert ſich der angeblich Beſtohlene, die Entwendung eidlich (oder an 
Eidesſtatt) zu erhärten, jo fällt der Grund zur Fortſetzung der Unter⸗ 
ſuchung weg. 

$. 30. 
Der von dem Beſtohlenen über die Größe des Diebſtahls zu leiſtende 
Eid iſt dahin zu faſſen: 
daß er die geſtohlene Sache, ihrem wahren Werthe nach, mindeſtens auf 
ſo hoch ſchätze. f 
6. 31. 


Beim Raube muß der Inquirent an Ort und Stelle ſich durch den Augen- 


Eidliche Be 


ſtärkung des 
Diebſtahls. 


g) beim Raube. 


ſchein von den hinterlaſſenen Merkmalen unterrichten, und den Befund zum 


Protokoll niederſchreiben. 
Einer Ausmittelung des Werths der geraubten Sachen bedarf es nicht. 
Die erlittene Gewalt aber muß der Beraubte in Ermangelung anderer Beſchei⸗ 
nigungsmittel eidlich erhärten. 
$. 32. 


Iſt beim Raube Jemand körperlich beſchädigt worden, ſo kommen die, in 
Abſicht des Thatbeſtandes bei körperlichen Verletzungen gegebenen Vorſchriften 
($$. 7. ff.) zur Anwendung. 

$. 33. 

Beim Straßenraube muß der Inquirent zugleich durch Beſichtigung des 
Orts der begangenen That oder durch Vernehmung der darüber etwa vorhan⸗ 
denen Zeugen ſich zu vergewiſſern ſuchen, daß der Raub wirklich an einem ſolchen 
Orte verübt worden iſt, welcher nach den Strafgeſetzen zum Begriff des Straßen- 
raubes gehört. 

F. 34. 


Iſt in einem zu militairiſchen Zwecken benutzten Gebäude Feuer entſtanden, ) be Grande 
ſo ſteht der erſte Angriff und die Einziehung der erſten Nachrichten der 9 notes. 
i⸗ 


I) bei Tumul⸗ 
ten, zu deren 
Stillung kom⸗ 
mandirtes Mir 
litair einge 


ſchritten iſt. 
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Militairbehörde zu, welche, wenn ſich dabei Anzeigen einer vorſätzlichen oder fahr⸗ 
läſſigen Brandſtiftung ergeben, die aufgenommenen Verhandlungen ſofort an das 
kompetente Gericht abzugeben hat. Das Gericht iſt aber ſchuldig und befugt, 
auf Abgabe der Verhandlungen zu dringen, wenn es Veranlaſſung hat, eine 
vorſätzliche oder fahrläſſige Brandſtiftung zu vermuthen, und die Abgabe der 
Akten verzögert wird. 

Findet ſich nach Lage dieſer Akten in Bezug auf die Feſtſtellung des That⸗ 
beſtandes noch etwas zu erinnern, ſo hat der Inquirent ſolches ſofort nachzuholen, 
die Brandſtelle erforderlichen Falls in Augenſchein zu nehmen, dabei die Ent⸗ 
fernung der Brandſtelle von anderen Gebäuden, die Beſchaffenheit derſelben und 
die Gefahr zu erörtern, in welche die Einwohner oder andere nebenſtehende 
Gebäude oder Gegenſtände durch die Brandſtiftung re find, und befonders 
auf diejenigen Umſtände fein Augenmerk zu richten, durch welche die Entſtehungs⸗ 
art des Feuers erklärt werden kann. 


$. 35. 


Der Betrag des Schadens, welcher durch die Branditiftung an unbeweg⸗ 
lichen und beweglichen Gegenſtänden entſtanden iſt, muß nach vorgängiger 
Ausmittelung des Zustandes, in welchem ſich die Sache vor dem Brande befunden 
hat, durch Sachverſtändige oder Zeugen ins Licht geſetzt werden. 

Wenn der Werth der Gebäude aus ſchon vorhandenen Taxen erhellt, ſo 
ſind dieſe ſo lange zum Grunde zu legen, bis entweder der Eigenthümer Ver⸗ 
beſſerungen, oder der Brandſtifter die Entwerthung nach erfolgter Aufnahme der 
Taxe nachgewieſen hat. 

$. 36. 

Bei Tumulten, zu deren Stillung kommandirtes Militair eingeſchritten 
iſt, wird der Thatbeſtand durch die amtliche Darſtellung des kommandirenden 
Befehlshabers feſtgeſtellt. 

Derſelbe hat darin über folgende Gegenſtände Auskunft zu ertheilen: 
über die Veranlaſſung ſeines Einſchreitens, über den an die zuſammen⸗ 
gelaufene Volksmenge erlaſſenen Befehl, ob er ihn zu wiederholen genö⸗ 
thigt geweſen, und die Wirkung deſſelben, ob eine thätliche Widerſetzung 
ftattgefunden, worin fie beſtanden, ob von Seiten der Tumultuanten ein 
Angriff mit Waffen oder anderen Werkzeugen erfolgt iſt, ob mit Steinen 
oder anderen Gegenſtänden geworfen worden, ob und welchen Gebrauch 
er von den Waffen, insbeſondere von der Schußwaffe, gemacht, und 
wie er den Auflauf gedämpft hat, endlich ob und was für Beſchädigungen 
an Perſonen oder Sachen erfolgt ſind. 

Sind mehrere Befehlshaber in Thätigkeit geweſen, ſo geht die Darſtellung 
von dem oberſten von ihnen aus, die Berichte der übrigen werden beigelegt, 
inſoweit dieſelben der Zeit oder dem Orte nach ſelbſtſtändig gehandelt haben. du 
nähere Bezeichnung der Beſchädigungen an Perſonen und Sachen, ſoweit es 
nöthig iſt, erfolgt von der Polizeibehörde, wird dem kommandirenden Befehls- 
haber zugeſtellt und bildet einen Theil ſeiner Darſtellung. . 

§. 37. 
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$. 37. 


Bei Münzverbrechen ift, wenn es auf ein ſachuerſtändiges Gutachten dar- %) bei Münz 
über, ob die in Beſchlag genommene Münze falſch ſei, ankommk, dieſes Gutachten verbrechen. 
jedesmal von der General⸗Münzdirektion unter Zuſendung der in Beſchlag ge- 
nommenen Münze einzuholen. ; 

Die Requifition wegen Einholung eines ſolchen Gutachtens ift offen an 
die nächſte Regierung zur weiteren Beförderung zu überſenden. Auch find die 
falſchen Münzen nach rechtskräftig abgeurtelter Sache an dieſe Behörde abzugeben. 


$. 38. 


Bei Kaſſenverbrechen dient der von der vorgeſetzten Kaſſenbehörde gezogene 1) be Kaffın 
Defekt zur Feſtſtellung des Thatbeſtandes. ebe zog verbrechen. 


$. 39. 


Bei Verfälſchung öffentlicher Papiere iſt diejenige Behörde, welche der- m) bei Sit 
gleichen in Umlauf geſetzt hat, zur Abgabe eines ſchriftlichen Gutachtens über die ee 
Falſchheit oder Aechtheit der in Beſchlag genommenen Papiere aufzufordern. 


$. 40. 


Bei Verfälſchung Preußiſcher Staats papiere kann die Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden der Feſtſtellung des Thatbeſtandes ſich unterziehen. Die 
Gerichte müſſen deshalb die Hauptverwaltung der Staatsſchulden von jeder zu 
ihrer Kenntniß kommenden Verfälſchung dieſer Art, oder von den Thatſachen, 
welche den Verdacht einer ſolchen begründen, ſowie von allen derartigen Anklagen 
und Anzeigen unter Beifügung der in Beſchlag genommenen, anſcheinend falſchen 
. Staatöpapiere ungeſäumt in Kenntniß ſetzen. Dadurch wird jedoch die Verpflich⸗ 
tung der Gerichte, namentlich außerhalb Berlin, zum geſetzlich vorgeſchriebenen 
Verfahren nicht ausgeſchloſſen. 

F. 4. 


In Konkurſen über das Vermögen von Militairperſonen muß das den i ban Ban 
Konkurs dirigirende Civilgericht die aus den Konkursakten ſich ergebenden That⸗ ert. 
ſachen, aus welchen auf einen ſtrafbaren Bankerutt geſchloſſen werden kann, dem 
kompetenten Militairgericht mittheilen. 

Zur Eröffnung einer Unterſuchung wegen Bankerutts aber iſt es hinreichend, 
wenn eine Inſufficienz des Vermögens dargethan worden und die Entſtehung 
der Schuldenlaſt ſich nur durch ein betrügliches, muthwilliges, oder unbeſonnenes 
Benehmen erklären läßt. Ueber den Betrag der Inſuffieienz bedarf es keiner 
en Erörterung, ſondern es iſt genug, wenn der Inquirent die aus den 
Konkursakten darüber geſammelten Nachrichten zuſammenſtellt und dem Ange⸗ 
ſchuldigten zur Erklärung vorlegt. 


Bandes Geſehbl. 1867. 42 Beilage 
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Beilage Litt. C. 


Strafprozeßkoſten-Taxe. 


1. | Für einen Termin, in welchem eine weſentliche 
Verhandlung ſtattgefunde nn 1— 2 — 
2. Für einen Termin, in welchem keine weſentliche 
Verhandlung ſtattgefunden nnn — 15 
3. Für eine ſchriftliche Verfügung, welche im Lauf 
der Unterſuchung nöthig und expedirt wird . = 5 — 20 
Die Expedition der Verfügungen iſt jedoch 
möglichſt zu vermeiden. : 
Für nicht expedirte Verfügungen werden 
blos Schreibgebühren (Nr. 10.) genommen. 
Für Anzeigen und für Berichte, welche 
zur Kontrole des Geſchäftsgangs dienen, 
oder von den vorgeſetzten Behörden erfordert 
werden, imgleichen für Berechnungen von 
Koſten und Verfügungen zu deren Einzie⸗ 
hung, darf nichts angeſetzt werden. 
4. | Für die Anfertigung der Fragſtücke zum Schluß⸗ 
verhör, einſchließlich der Schreibgebühren ... = 
5. Für die Abfaſſung des Erkenntniſſes, einſchließ⸗ 
lich der Terminsgebühre nnn 2 — 20 — 
6. Für jede Ausfertigung des Erkenntniſſes ... 1 —_ 
7. Für Anfertigung des Akten-Auszuges 122 — 
8. Für ein rechtliches Gutachten, Behufs der Be- 
ſtätigung des Erkenntniſſ ss 1-5 — 
9. Für jeden Bogen Reinſchri ft —UP a — 3 
10. | Für jeden Bogen Abſchrift·ꝛp —Dmẽ . — 2 
r Der Alte. rar. er mas... — 5 — 10 
12. | Für das Heften der Akten für jeden Band ... 4 Hi 
13. | Für Inrotulation der Akten: ; 
a) für jedes General-Volumen ........... — 10 


b) für jedes Spezial⸗ Volumen 


= mL 


Strafprozeßkoſten-Taxe. 


14. Für Inſinuationen, wobei es eines Empfangs⸗ 
bekenntniſſes bedarr᷑ "ers nnn seen 
15. | Für die Vertheidigung. 
Der Vertheidiger erhält: 
a) für die Information aus den Akten und 
den Unterredungs termin. 
b) für jeden andern Termin 
e) für einen ſchriftlichen Antrag 


zd) für die Vertheidigung 

(nach Verhältniß der Wichtigkeit und 
Weitläuftigkeit der Sache, ſowie nach 
Maaßgabe der Gründlichkeit der Ver⸗ 
Weid ing) 
e) Schreibgebühren für den Boge·en 
) Diäten auf Reifen über eine Viertelmeile 
ED en rn Er 
16. | Für Diäten und Reiſekoſten der Militair⸗Juſtiz⸗ 
beamten. 
Auf Reifen erhalten die Militair - Juftiz- 
beamten die reglementsmäßig ihnen zuſte⸗ 

henden Diäten und Reiſekoſten. 


Beilage 


Beilage Litt. D. 


— —-—ę᷑—Ṽ u 


Allerhoͤchſter Erlaß, 


betreffend 4 
die Abſchaffung der Strafe der koͤrperlichen Zuͤchtigung, 
vom 6. Mai 1848. 
(Geſetz⸗Samml. für die Königl. Preußiſchen Staaten de 1848. S. 123.) 


n Folge der durch die neueren Geſetze allen Meinen Unterthanen gleichmäßig 
verliehenen politiſchen Rechte beſtimme Ich hierdurch, auf den Antrag des Staats» 
miniſteriums, daß fortan von Civil- und Militairgerichten die Strafe der körper⸗ 
lichen Züchtigung nicht mehr verhängt, ſondern ſtatt derſelben auf verhältniß⸗ 
mäßige Freiheitsſtrafe erkannt werden foll.*) In denjenigen Fällen, in welchen 


eine körperliche Züchtigung bereits erkannt, aber noch nicht vollſtreckt worden, iſt 


dieſelbe in eine verhältnißmäßige Freiheitsſtrafe durch die zuſtändigen Gerichte zu 
verwandeln. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen 
Kenntniß zu bringen. 


Potsdam, den 6. Mai 1848. 
Friedrich Wilhelm. 
Camphauſen. Bornemann. Gr. v. Canitz. 


) Vergl. das Geſetz vom 15. April 1852. $. 10.) Beilage Littr. F. 


Beilage 


ER 1 a 
I A 


— 301 — 
Beilage Litt. E. 


Geſetz, 
betreffend 
die an Stelle der Vermoͤgenskonfiskation gegen Deſerteure und 
ausgetretene Militairpflichtige zu verhaͤngende Geldbuße, 
vom 11. März 1850. 
(Geſetz-Samml. für die Königl. Preuß. Staaten de 1850. S. 271.) 


a RE f 

Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

verordnen, mit Zuſtimmung beider Kammern, was folgt: 


F. 1. 

Gegen Deſerteure, deren man nicht habhaft werden kann, ſowie gegen 
diejenigen Perſonen, welche, um ſich der Pflicht zum Eintritt in den Dienſt des 
ſtehenden Heeres zu entziehen, die preußiſchen Staaten verlaſſen, ſoll, anſtatt der 
Vermögenskonfiskation, auf eine Geldbuße von funfzig bis Eintauſend Thalern 
erkannt werden. Das Vermögen der vorgedachten Perſonen iſt inſoweit, als es 
nach dem Ermeſſen des Richters zur Deckung der ſie möglicher Weiſe treffenden 
höchſten Strafe von Eintauſend Thalern und der Koſten des Verfahrens . 
lich iſt, von demſelben mit Beſchlag 0 belegen. 

Die Beſtimmungen über das Verfahren bleiben unverändert. 

§. 2. 8 

Unſere Miniſter des Krieges und der Juſtiz werden mit der Ausführung 
dieſer Verordnung beauftragt. 

Das 1 Geſetz tritt an die Stelle der Verordnung vom 4. Ja⸗ 
nuar 1849. (Geſetz⸗Samml. S. 47.), bei deren Vorſchriften es bis zu dem 
Zeitpunkt der eintretenden verbindlichen Kraft des heutigen Geſetzes überall verbleibt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Charlottenburg, den 11. März 1850. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Gr v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhauſen. 


Beilage 
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Beilage Litt. F. 
— nn —— 


Geſetz, 


die Abaͤnderung mehrerer Beſtimmungen in den Milttair⸗ 
Strafgeſetzen betreffend. 


Vom 15. April 1852. 


(Geſetz⸗Samml. für die Königl. Preußiſchen Staaten de 1852. S. 115—117.) 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


9515 
Wenn die Militair⸗Strafgeſetze hinſichtlich der Beurtheilung ſtrafbarer 
Handlungen auf die Allgemeinen Landesgeſetze oder die Allgemeinen Strafgeſetze 
verweiſen, ſo treten die Vorſchriften des Allgemeinen Strafgeſetzbuchs für die 
Preußiſchen Staaten nach Maaßgabe der Beſtimmungen des Geſetzes über die 
9 deſſelben vom 14. April 1851. (Geſetz-Samml. S. 93. ff.) an deren 
telle. 


Anmerkung: In den zum Norddeutſchen Bunde gehörenden Staaten, in welchen das 
Strafgeſetzbuch für die Preußiſchen Staaten vom 14. April 1851. nicht eingeführt 
iſt, kommen an Stelle deſſelben für ſolche Militairperſonen, welche nicht ae 
Unterthanen ſind, die dort geltenden allgemeinen Strafgeſetze zur Anwendung. 


$. 2. 

Militairperſonen, welche im Auslande, während ſie dort in einer dienſtlichen 
Stellung ſich befinden, ſtrafbare Handlungen begehen, werden ebenſo, als ob die 
Handlungen in Preußen ſelbſt begangen wären, nach Preußiſchen Strafgeſetzen 
verfolgt und beſtraft. 


$. 3. 
Wird nach der Beſtimmung des Allgemeinen Strafgeſetzbuchs gegen eine 
Perſon des Soldatenſtandes neben der Todesſtrafe der Verluſt der bürgerlichen 
Ehre 


Va ET Fe. no en 5 a FE 2 


— 303 — 


Ehre ausgeſprochen, ſo iſt damit die Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande von 
Rechtswegen verbunden. 
8. 4. 


Die Verurtheilung zur Zuchthausſtrafe hat die Ausſtoßung aus dem Soldaten⸗ 
ſtande von Rechtswegen zur Folge. Te: ; si 

Eine Umwandlung der Zuchthausſtrafe in eine militairiſche Freiheitsſtrafe 
findet in der Folge nicht mehr ſtatt. 

Anmerkung: Die Beſtimmungen des §. 4. werden in den Bundesſtaaten, in welchen 
das Strafgeſetzbuch für die Preußiſchen Staaten vom 14. April 1851. nicht gilt, 
analog auf diejenigen Freiheitsſtrafen 5 0 0 ſein, welche nach ihrer Natur 
oder nach der Art ihrer Vollſtreckung und nach dem hieraus ſich ergebenden ent- 
ehrenden Karakter in gleicher Weiſe, wie die Zuchthausſtrafe des erwähnten Straf⸗ 
geſetzbuchs, das Verbleiben der Verurtheilten im Militairſtande unmöglich machen. 


$. 5. 


Wird gegen eine Perſon des Soldatenſtandes die Unterſagung der Ausübung 
der bürgerlichen Ehrenrechte auf eine längere als dreijährige Dauer ausgeſprochen, 
ſo iſt damit die Entlaſſung aus dem Soldatenſtande von Rechtswegen verbunden. 
Wird dagegen die Dauer dieſer Strafe vom Richter nur auf drei Jahre oder 
weniger bemeſſen, ſo gehört der Verurtheilte während dieſer Zeit zur zweiten 
Klaſſe des Soldatenſtandes. 

Anmerkung: In den zuvor (Anmerkung zu F. 4.) bezeichneten Bundesſtaaten wird 
der $. 5. ebenfalls analog zur Anwendung zu bringen und demgemäß in jedem 
einzelnen Falle zu prüfen ſein, ob die unmittelbar oder mittelbar verhängte Ehren⸗ 
ſtrafe die Entlaſſung aus dem Soldatenſtande oder blos die Verſetzung in die 
zweite Klaſſe deſſelben nach ſich ziehen müſſe. 


$. 6. 


Mit der Verurtheilung zur Zuchthausſtrafe, ſowie mit der zeitigen Unter⸗ 
ſagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte, iſt die Degradation von 
Rechtswegen verbunden; eine Abkürzung der verwirkten Freiheitsſtrafen wegen 
gleichzeitig eintretender Degradation findet in dieſen Fällen nicht ſtatt. 

Anmerkung: Der . 6. wird in den vorgenannten Bundesſtaaten dahin anzuwenden 
fein, daß Degradation bei Verhängung einer nach der Anmerkung zu F. 4. der 
Zuhthaueftrafe gleich zu achtenden Freiheitsſtrafe oder einer ſolchen Ehrenſtrafe 
eintritt, welche der Unterfagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte nach 
dem Strafgeſetzbuche vom 14. April 1851. entſpricht. 


$. 7. 

Eine Umwandlung der Gefängnißſtrafe und der Einſchließung in eine 
militairiſche Freiheitsſtrafe iſt nicht zuläffig, wenn der Angeſchuldigte zum Stande 
der Beurlaubten gehört. 

F. 8. 


Wenn nach den geſetzlichen Beſtimmungen eine bürgerliche Freiheitsſtrafe 
in 
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in eine militairiſche zu verwandeln ift, oder umgekehrt, fo ſoll folgendes Verhältniß 
maaßgebend ſein: 


1) die Zuchthausſtrafe ſteht gleich der Baugefangenſchaft; 

2) die Einſchließung dem Feſtungsarreſt 

3) die Gefängnißſtrafe der Feſtungsſtrafe; es kann jedoch anſtatt der Gefäng⸗ 
nißſtrafe auch auf mittleren oder gelinden Arreſt, ingleichen auf Stuben⸗ 
arreſt oder Feſtungsarreſt erkannt werden. 

Anmerkung: In den obengedachten Bundesſtaaten tan, zu den §§. 4. 5. 
und 6.) wird der Richter bei ſinngemäßer Anwendung des F. 8. das Verhältniß 
der bürgerlichen zu den militairiſchen Freiheitsſtrafen unter ſorgfältiger Berück— 
ſichtigung der Art und Beſchaffenheit der zu vergleichenden Strafen in jedem Falle 
beſonders zu beſtimmen haben. 


F. 9. 


Weder bei dem Zuſammentreffen mehrerer Verbrechen, noch beim Rückfalle, 
noch wenn ſonſt in den Militair⸗Strafgeſetzen eine Verlängerung oder Verſchärfung 
der Strafe vorgeſchrieben iſt, darf die Dauer der zeitigen militairiſchen Freiheits- 
ſtrafe den Zeitraum von zwanzig Jahren überſteigen. 


$. 10. 


Anstatt der durch den Erlaß vom 6. Mai 1848. (Geſetz⸗Samml. S. 123.) 
bereits aufgehobenen Strafe der körperlichen Züchtigung ſoll eine Strafe nicht 
mehr erkannt werden. 


g. 11. 


Bei Verwandlung einer Geldbuße in eine militairiſche Freiheitsſtrafe iſt 
nach den in dem Allgemeinen Strafgeſetzbuche aufgeſtellten Grundſätzen (§§. 17. 
und 335.) zu verfahren. 
Die ſtatt einer Geldbuße eintretende militairiſche Freiheitsſtrafe beſteht 
mindeſtens in eintägigem gelinden Arreſt und höchſtens vierjähriger Feſtungsſtrafe. 
Vergl. zu den $$. 11. 12. die Anmerkung zu F. 1. 


$. 12. 


Die Strafe des Rückfalls tritt nur dann ein, wenn daſſelbe Verbrechen 
oder Vergehen, ſei es mit oder ohne erſchwerende Umftände, begangen wird, und 
die frühere Strafe von einem Preußiſchen Gerichte erkannt iſt. Bei Anwendung 
der Strafe des Rückfalls macht es keinen Unterſchied, ob die frühere von einem 
Preußiſchen Gerichte erkannte Strafe eine ordentliche oder außerordentliche war, 
ob die Strafe vollſtreckt worden iſt oder nicht. 


$. 13. a 


An die Stelle der in den Militair⸗Strafgeſetzen enthaltenen beſonderen 
Vorſchriften über die Beſtrafung des Landesverraths, der Körperverletzung, 7 
ieb⸗ 
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Diebſtahls, der Fälſchung von Legitimations-Urkunden und des gewerbmäßigen 
Betriebes des Hazardſpiels treten die für dieſe Verbrechen und Vergehen en 
Beſtimmungen des Allgemeinen e e e Jedoch werden die §. 88. 
Nr. 2. und 3. und $. 89. Theil I. des Militair⸗Strafgeſetzbuchs (Geſetz-Samml. 
von 1845. S. 296.), ſowie der Kriegsartikel 61. (Geſetz-Samml. von 1844. 
S. 284.), hierdurch nicht geändert. 
Vergl. die Anmerkung zu $. 1. und den an die Stelle des Artikels 61. der früheren Kriegs- 
artikel getretenen Artikel 45. der jetzt gültigen Kriegsartikel vom 9. Dezember 18827 
Beilage Littr. G. N 


$. 14. 


Mit der Strafe des Diebſtahls nach den Beſtimmungen des F. 217. des 
Allgemeinen Strafgeſetzbuchs iſt zu belegen: 


1) wer Sachen des Offiziers entwendet, zu welchem er als Ordonnanz oder 
Burſche kommandirt iſt / 


2) wer ſeinen Kameraden, dem mit ihm aus dienſtlicher Veranlaſſung ein 
gemeinſchaftlicher Aufenthaltsort angewieſen iſt, beitiehlt; 

3) wer Gegenſtände aus Lazarethen, Montirungskammern, Magazinen oder 
Werkſtätten der Truppen entwendet; 

4) wer feinen Quartierwirth oder zu deſſen Hausſtande gehörige Perſonen 
beitiehlt; 

5) wer einen Diebſtahl an der 5 des Gefangenen verübt, deſſen Aufbe⸗ 
wahrung, Begleitung oder Bewachung ihm anvertraut ift; 


6) wer im Wachtdienſt die ſeiner Bewachung anvertrauten Sachen entwendet. 


Anmerkung: In den mehrerwähnten Bundesſtaaten werden die Beſtimmungen des 
F. 14. keine Anwendung finden können; es wird vielmehr in den betreffenden Fällen 
nach dem in der Anmerkung zum F. I. erwähnten Prinzip zu verfahren fein. 


$. 15. 


Der auf Beleidigungen von Unteroffizieren oder von Soldaten unterein⸗ 
ander bezügliche $. 174. Theil I. des Militair⸗Strafgeſetzbuchs findet nur auf 
ſolche ne Anwendung, welche im Sinne des $. 343. des Allgemeinen 
Strafgeſetzbuchs als einfache Beleidigungen zu betrachten find. 

Ann na: Der im K. 15. allegirte $. 343. des Strafgeſetzbuchs für die Preußiſchen 

Sach vom 14. il 1851 besteht ſich nur auf ef in 

Gegenſatze zu den qualifizirten, welche nach den Beſtimmungen des Geſetzbuchs 
nit zu den Uebertretungen, ſondern zu den Vergehen gehören. 


* F. 16. 


Die Civilgerichte haben gegen die zum Beurlaubtenſtande gehörigen Militair- 
perſonen nicht mehr auf Militairſtrafen zu erkennen. 
Bundes ⸗Geſetbl. 1867. 43 8 
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$. 17. 


bob Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen find auf 
gehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Potsdam, den 15. April 1852. 


(J.. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


Beilage Litt. G. 


— — 


Allerhoͤchſte Ordre 
vom 9. Dezember 1852. 
und 
Cirkular⸗Erlaß des Kriegsminiſteriums 
vom 26. Januar 1853., 
betreffend 
die Einfuͤhrung der Kriegsartikel vom 9. Dezember 1852. 


Die in Folge der von Mir angeordneten Reviſion der Kriegsartikel vom 
27. Juni 1844. entworfenen, Mir von Ihnen vorgelegten Kriegsartikel für 
die Unteroffiziere und Soldaten Meiner Armee habe Ich vollzogen und gebe ſie 
Ihnen mit dem Auftrage zurück, die zur Einführung derſelben erforderlichen 
Verfügungen zu treffen. 
Zugleich beſtimme Ich, daß dieſe revidirten Kriegsartikel 
1) bei jeder Kompagnie, Schwadron und Batterie ſogleich nach ihrer Be- 
kanntmachung und demnächſt alljährlich einmal, ſowie auch einem jeden 
neu eintretenden Soldaten vor der Ableiſtung des Soldateneides langſam 
und deutlich vorgeleſen werden follen; 
2) den der deutſchen Sprache nicht kundigen Soldaten aber in ihrer Mutter⸗ 


ſprache 


2 


ſprache vorzuleſen und zu dieſem Zwecke die nöthigen Ueberſetzungen in 
das Polniſche und Litthauiſche alsbald anzufertigen ſind. 

Dieſe Meine Ordre iſt der Armee bekannt zu machen. 

Charlottenburg, den 9. Dezember 1852. 


(gez) Friedrich Wilhelm. 
(gegengez.) von Bonin. 
An den Kriegs⸗Miniſter. 


* 
* * 


Seit Einführung des im Jahre 1845. der Armee verliehenen Strafgeſetz⸗ 
buchs iſt es der eigentliche Zweck der Kriegsartikel, die Unteroffiziere und Sol⸗ 
daten mit den ihnen obliegenden Pflichten, den bei Pflichtverletzungen nach den 
beſtehenden Geſetzen zu gewärtigenden Strafen und den bei treuer Pflichterfüllung 
zu erwartenden Belohnungen im Allgemeinen bekannt zu machen. 

Dieſem Zweck können die Kriegsartikel vom 27. Juni 1844. nicht mehr 
vollſtändig entſprechen, weil in Folge der neueren Geſetzgebung mehrere darin 
enthaltene Beſtimmungen ihre Gültigkeit verloren haben. f 

Dies hat eine Reviſion derſelben nöthig erſcheinen laſſen, nach deren 
Beendigung Se Majeſtät der König die Einführung der in de. Exemplaren bei- 
folgenden von Allerhöchſtdemſelben vollzogenen, revidirten Kriegsartikel anzuordnen 
und zugleich mittelſt Ordre vom 9. Dezember v. J. zu beſtimmen geruht haben: 

daß ſie zu dieſem Behufe ſogleich nach ihrer alsbald zu veranlaſſenden 
Bekanntmachung bei jeder Kompagnie, Schwadron und Batterie und 
demnächſt alljährlich einmal, ſowie auch einem jeden neu eintretenden 
Soldaten (den der deutſchen Sprache nicht kundigen in ihrer Mutter⸗ 
ſprache) vor der Ableiſtung des Soldateneides langſam und deutlich vor— 
geleſen werden follen. ? s 

Demgemäß erſucht das Kriegsminiſterium das Königliche General⸗ 
Kommando ergebenſt, Behufs Ausführung dieſer Allerhöchſten Ordre die bei- 
folgenden Exemplare der Kriegsartikel nach Zurückbehaltung der zum eigenen 
Gebrauch erforderlichen Anzahl, nach Maaßgabe des anliegenden Verzeichniſſes, 
den demſelben untergebenen Militairbehörden und Truppentheilen zuzufertigen und 
zugleich darauf aufmerkſam zu machen, daß die in die Kriegsartikel 1 
menen Strafbeſtimmungen nur einen dem Zweck derſelben entſprechenden Auszug 
aus den beſtehenden materiellen Militair⸗Strafgeſetzen bilden, wodurch die Gül⸗ 
tigkeit dieſer Geſetze und deren Anwendbarkeit auf Unteroffiziere und Soldaten 
bei Beurtheilung und Beſtrafung der von ihnen verübten ſtrafbaren Handlungen 
in keiner Weiſe berührt wird. 

Berlin, den 26. Januar 1853. 

Kriegs-Miniſterium. 


(gez.) von Bonin. 
An die Königlichen General-Kommandos de. . 


* 
* * 


43 Kriegs⸗ 


Kriegsartikel 
für 
das Preußiſche Heer. 


Seine Königliche Majeſtät von Preußen haben die bisher angeordnet 
geweſenen Kriegsartikel einer Reviſion unterwerfen laſſen und hierauf für die 
Unteroffiziere und Soldaten Höchſtihres geſammten Heeres die nachſtehenden 
Kriegsartikel zu ertheilen geruht. 


Artikel 1. 


Jeder Preußiſche Unterthan, wes Standes er ſei, iſt durch die Verpflich⸗ 
tung zum Dienſt im Heere zum Schutz und zur Vertheidigung des Thrones und 
des Vaterlandes berufen. Eingedenk dieſes hohen Berufes muß ein Jeder, der 
in den Soldatenſtand eintritt, die Pflichten des Soldaten zu erfüllen eifrig 
bemüht ſein. 

Artikel 2. 


Seiner Königlichen Majeſtät und dem Vaterlande treu zu dienen, iſt des 
Soldaten erſte Pflicht. Nächſtdem erfordert der Beruf des Soldaten Kriegs⸗ 
fertigkeit, Muth bei allen Dienſtobliegenheiten und Tapferkeit im Kriege, Gehorſam 
gegen den Vorgeſetzten, ehrenhafte Führung in und außer dem Dienſte, gutes 
und redliches Verhalten gegen die Kameraden. 


Artikel 3. 


Die Pflicht der Treue gebietet dem Soldaten, bei allen Vorfällen, im 
Kriege und im Frieden, mit Aufbietung aller Kräfte, ſelbſt mit Aufopferung 
des eigenen Lebens zu dienen, um jede Gefahr von Seiner Königlichen Majeſtät 
und dem Vaterlande abzuwenden. 


Artikel 4. 


Wer mit dem Feinde in ſchriftliche oder mündliche Verhandlungen oder 
Berathungen ſich einläßt, die Seiner Königlichen Majeſtät, dem Heere oder den 
Preußiſchen Landen Gefahr oder Nachtheil bringen können; wer dem Feinde 
Parole, Feldgeſchrei oder Loſung offenbart, oder ſonſt zur Begünſtigung des 
Feindes Seine Königliche Majeſtät, die Preußiſchen Lande oder das Heer durch 
Handlungen oder Unterlaſſungen in Gefahr, Unſicherheit oder Nachtheil verſetzt, 
macht ſich des Verraths ſchuldig. 

Der Verräther wird mit den ſchwerſten Freiheits- und Ehrenſtrafen oder 
mit dem Tode beſtraft. a 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, der ein zu feiner Kenntniß gelangtes ver- 
rätheriſches Vorhaben nicht ſogleich ſeinem Vorgeſetzten anzeigt. 

Ar⸗ 
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Artikel 5. 


Dem Soldaten ſoll ſeine Fahne heilig ſein. Er darf dieſelbe niemals 
verlaſſen, noch ſonſt dem Kriegsdienſte eigenmächtig ſich entziehen oder durch 
N ung ſich zur Erfüllung ſeines Berufes unwürdig und unfähig 
machen. 


Artikel 6. 


Wer zum Feinde übergeht, oder vom Poſten vor dem Feinde oder aus 
einer belagerten Feſtung entweicht, wird erſchoſſen. 

Wer ſonſt in Kriegszeiten der Deſertion ſich ſchuldig macht, wird mit 
Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes und Feſtungsſtrafe nicht unter 
ſechs Jahren beſtraft; im Wiederholungsfalle tritt die Todesſtrafe ein. 


Artikel 7. 


Haben in Kriegszeiten Zwei oder Mehrere ein Komplott zur Deſertion 
emacht, fo trifft dieſelben Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande und Baugefangen- 
Na ni unter zehn Jahren, die Anſtifter und Rädelsführer aber werden 
erſchoſſen. 
N Artikel 8. 


Wer in Friedenszeiten deſertirt, hat Verſetzung in die zweite Klaſſe des 
Soldatenſtandes und Feſtungsſtrafe nicht unter ſechs Monaten, im zweiten Wieder⸗ 
holungsfalle aber Baugefangenſchaft nicht unter zehn Jahren und Ausſtoßung 
aus dem Soldatenſtande verwirkt. 

Die härteren Strafgrade treten beſonders dann ein, wenn die Deſertion 
im Komplott begangen iſt. 


Artikel 9. 


Wer einem Deſerteur zur Entweichung behülflich ift, wird ebenſo beſtraft, 
als ob er ſelbſt deſertirt wäre, und wer ein zu feiner Kenntniß gelangtes Deſer⸗ 
tionsvorhaben dem Vorgeſetzten nicht anzeigt, hat Arreſt oder Feſtungsſtrafe bis 
zu drei Jahren zu gewärtigen. 

Artikel 10. 


Wer durch fälſchliche Vorſchützung von Krankheiten oder andere betrügliche 
Mittel, oder durch Selbſtverſtümmelung dem Militairdienft ſich zu entziehen ſucht, 
hat Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes und ſechswöchentlichen 
ſtrengen Arreſt oder Feſtungsſtrafe bis zu zwei Jahren verwirkt. 

Iſt er durch die Selbſtverſtümmelung zu allen Dienſtleiſtungen und Arbeiten 
für militairiſche Zwecke untauglich geworden, ſo tritt Baugefangenſchaft von 
mindeſtens einjähriger Dauer und Ausſtoßung aus dem Soldatenſtande ein. 


Artikel 11. 
Der Soldat darf niemals durch Furcht vor perſönlicher Gefahr von der 
Er⸗ 
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Erfüllung feiner Dienftpflichten ſich abwendig machen laſſen und muß ſich ſtets 
vergegenwärtigen, daß die Feigheit für ihn ſchimpflich und erniedrigend iſt. 


Artikel 12. 


Wer im Kriege vor dem Feinde aus Feigheit zuerſt die Stuhl ergreift und 
die Kameraden durch Worte oder Zeichen zur Flucht verleiter, hat die Todesſtrafe 
verwirkt und kann auf der Stelle niedergeſtoßen werden. 


Artikel 13. 


Wer ſonſt aus Furcht vor perſönlicher Gefahr vor dem Feinde flieht, 
heimlich zurückbleibt, ſich wegſchleicht oder verſteckt hält, Munition oder Waffen 
von ſich wirft oder im Stich läßt, oder irgend ein Leiden vorſchützt, um zurück⸗ 
zubleiben und der perſönlichen Gefahr ſich zu entziehen, wird mit Verſetzung in 
die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes und ſtrengem Arreſt oder Feſtungsſtrafe, 
bei erſchwerenden Umſtänden aber mit dem Tode beſtraft. 

Wer außerdem ſeine Dienſtpflichten aus Furcht vor perſönlicher Gefahr 
verletzt, hat dieſelbe Strafe zu gewärtigen, wie derjenige, der feinen Dienſtpflichten 
aus Vorſatz zuwider handelt. 


Artikel 14. 


Der Gemeine muß jedem Offizier und Unteroffizier, und der Unteroffizier 
jedem Offizier, ſowohl bei dem Truppentheil, bei welchem er dient, als von jedem 
anderen Truppentheil Gehorſam und Achtung beweiſen und ihren Befehlen 
pünktlich Folge leiſten. 

In gleicher Weiſe ſind dieſelben zum Gehorſam gegen die Anordnungen 
und Weiſungen der Schildwachen und der zum Sicherheits dienſt Kommandirten, 
ſowie der im Dienſte befindlichen Gendarmen verpflichtet. 


Artikel 15. 


Ungehorſam gegen die Dienſtbefehle und achtungswidriges Betragen gegen 
den Vorgeſetzten haben Arreſt oder Feſtungsſtrafe zur 5 1 


Artikel 16. 


Wer die Abſicht, einen erhaltenen Dienſtbefehl nicht zu befolgen, durch 
Worte oder Geberden, durch Entlaufen, er ah abel Pre u = 
erkennen giebt, ſowie derjenige, der den Vorgeſetzten durch Worte, Geberden oder 
Zeichen beleidigt, oder ihn über einen erhaltenen Dienſtbefehl oder Verweis zur 
Rede ſtellt, hat ſtrengen Arreſt von mindeſtens vier Wochen oder Feſtungsſtrafe 
bis zu zwanzig Jahren verwirkt. 


Artikel 17. 


s Wer einen feiner Vorgeſetzten thätlich angreift, oder ſonſt vorſätzlich Thät⸗ 
lichkeiten gegen ihn verübt, oder ihn mit der Waffe anzugreifen ala hat 
Feſtungs⸗ 
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Feſtungsſtrafe nicht unter zehn Jahren, bei erſchwerenden Umſtänden aber und 
in Kriegszeiten die Todesſtrafe zu gewärtigen. 

Auch iſt bei thätlicher Widerſetzung Einzelner oder Mehrerer, ſowie in 
Kriegszeiten bei Verſammlung der Truppen, bei Allarmirungen, beim Anrücken 
in das Gefecht, im Gefechte, beim Rückzuge und endlich bei Verwehrung der 
Plünderung und anderer ſchwerer Verbrechen jeder Offizier berechtigt, denjenigen, 
der feinen Befehlen beharrlich! widerſetzt, auf der Stelle niederzuſtoßen, wenn 
ihm kein anderes Mittel zur . ngung des durchaus nöthigen Gehorſams zu 
Gebote ſteht. 


rtikel 18. 


Glaubt der Soldat wegen nicht richtigen Empfanges deſſen, was ihm 
gebührt, wegen unwürdiger Behandlung oder aus einem anderen Grunde zu 
einer Beſchwerde Veranlaſſung zu h. ben, fo iſt er dennoch verbunden, feine Dienſt⸗ 
obliegenheiten unweigerlich zu erfüllen, und darf weder ſeine Kameraden auffor⸗ 
dern, gemeinſchaftlich mit ihm Beſchwerde zu führen, noch ſonſt Mißmuth unter 
ihnen zu erregen oder ſie aufzuwiegeln ſuchen. Auch darf der Soldat nicht wäh⸗ 
rend des Dienſtes, ſondern erſt nach deſſen Beendigung ſeine Beſchwerde an⸗ 
bringen. Dagegen kann er aber ſich verſichert halten, daß ſeiner Beſchwerde, 
inſofern fie begründet iſt, abgeholfen werden wird, ſobald er dieſelbe in gezie⸗ 
mender Weiſe auf dem vorgeſchriebenen Wege anbringt. 


Artikel 19. 


Wer vor verſammeltem Kriegsvolk in der Abſicht, ſeine Kameraden zur 
Verweigerung des Gehorſams gegen ihren Vorgeſetzten zu verleiten oder von 
demſelben etwas zu erzwingen, ſich ungeziemend beträgt oder laut Beſchwerde 
führt, wird, ſelbſt wenn letztere begründet wäre, mit Feſtungsſtrafe nicht unter 
ſechs Jahren, in Kriegszeiten aber mit dem Tode beſtraft. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, der auf andere Weiſe ſeine Kameraden 
zum Ungehorſam oder zur Widerſetzung gegen den Vorgeſetzten zu verleiten ſucht. 


Artikel 20. 


Wenn Soldaten ſich öffentlich zuſammenrotten und die Abſicht zu erkennen 
geben, ſich dem 1 e mit vereinter Gewalt zu widerſetzen, oder etwas von 
ihm zu erzwingen, oder Rache an ihm zu nehmen, jo haben dieſelben Verſetzung 
in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes und Feſtungsſtrafe nicht unter zehn 
Jahren, bei erſchwerenden Umſtänden aber die Todesſtrafe verwirkt. 

Die Anſtifter eines ſolchen militairiſchen Aufruhrs, ſowie die Anführer 
und Rädelsführer, werden ſtets mit dem Tode beſtraft. 


Ariikel 21. 


Der Soldat darf weder im Dienſt noch außer demſelben mit Andern 
über militairiſche Einrichtungen, Befehle und Anordnungen eigenmächtig berath⸗ 
ſchlagen, noch an Vereinen oder Verf unmlungen ſich betheiligen, die der Son: 

einer 
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Seiner Majeſtät des Königs über Seine Lande oder den von Ihm eingeſetzten 
Behörden feindſelig entgegentreten. 


Artikel 22. 


Wer an einem Aufruhr im Innern des Landes mit bewaffneter Hand 
Theil nimmt, wird ebenſo wie der Theilnehmer an einem militairiſchen Aufruhr 


beſtraft. 
Artikel 23. 


Die Waffe iſt dem Soldaten zum Schutze und zur Vertheidigung des 
Thrones und des Vaterlandes anvertraut. Er darf daher dieſelbe und die ihm 
zuſtehende Dienſtgewalt niemals, mithin ſelbſt nicht gegen die Bewohner des 
feindlichen Landes oder gegen gefangene feindliche Soldaten mißbrauchen. Eben⸗ 
ſowenig darf der Soldat eigenmächtig im feindlichen Gebiet Habe und Gut der 
Landesbewohner verwüſten oder ſich zueignen. 


Artikel 24. 


Unerlaubtes Beutemachen hat ſtrengen Arreſt oder Feſtungsſtrafe bis zu 
zwei Jahren, bei erſchwerenden Umſtänden aber Feſtungsſtrafe von längerer 
Dauer und Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes, oder ſelbſt die 
Todesſtrafe zur Folge. 


Artikel 25. 


Plünderung und Expreſſung werden mit Verſetzung in die zweite Klaſſe 
des Soldatenſtandes und Feſtungsſtrafe nicht unter zwei Jahren beſtraft. Bei 
beſonders erſchwerenden Umſtänden tritt die Todesſtrafe ein. 


Artikel 26. 


Nachzügler und diejenigen, welche unter dem Vorwande von Krankheit 
oder Ermattung hinter den Truppen zurückbleiben und den Landesbewohnern 
Nahrungs- oder Bekleidungsgegenſtände wegnehmen, haben wegen Marodirens 
Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes und Arreſt oder Feſtungs⸗ 
ſtrafe bis zu zwei Jahren verwirkt. Wenn bei dem Marodiren Gewalt an Per⸗ 
ſonen verübt worden iſt, trifft die Schuldigen die Strafe der Plünderer. 


Artikel 27. 


Der Soldat ſoll ſeine Waffen und Montirungsſtücke in gutem Stande 
erhalten und zur Erlangung der Kriegstüchtigkeit unausgeſetzt ſich bemühen, den 
Gebrauch der Waffen, ſowie die Vorſchriften zur Ausrichtung ſeines Dienſtes 
ganz und vollſtändig kennen zu lernen, um ſie in jedem vorkommenden Falle 
ſogleich anzuwenden. 

Artikel 28. 


Wer ſeine Waffen und Montirungsſtücke, oder die ihm zur eigenen Be⸗ 
nutzung gegebenen Dienſtgegenſtände verdirbt, verderben läßt, oder ſich derſelben 
ohne 
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ohne Erlaubniß entäußert, hat Arreſt oder Feſtungsſtrafe bis zu Einem Jahre, 


bei erſchwerenden Umſtänden aber außerdem noch die Verſetzung in die zweite 
Klaſſe des Soldatenſtandes verwirkt. f ! 


Artikel 29. 


Wer dienſtlich ihm anvertraute, nicht zur eigenen Benutzung beſtimmte 
Gegenſtände veruntreut, hat Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes, 
und Arreſt oder Feſtungsſtrafe bis zu fünf Jahren zu gewärtigen. 


Artikel 30. 


Der Soldat muß die ihm ertheilten Dienſtinſtruktionen genau befolgen, 
und darf niemals, ſei es durch Ausſicht auf äußere Vortheile oder durch irgend 
einen anderen Grund, bei Ausrichtun des Dienſtes zu Pflichtwidrigkeiten ſich 
verleiten laſſen. Auch muß er bei allen dienſtlichen Meldungen und Ausſagen 
ſich der ſtrengſten Wahrheit befleißigen. 


Artikel 31. 


Wer aus Vorſatz oder Fahrläſſigkeit unrichtige Meldungen, Rapporte oder 
Berichte abſtattet, wird mit Arreſt oder Feſtungsſtrafe bis zu drei Jahren 
bel a. Umſtänden mit Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes 
eſtraft. 


Artikel 32. 


N Wer im Dienſt, oder in Beziehung auf den Dienſt durch Geſchenke oder 
Zuſicherung einer Belohnung zu Pflichtwidrigkeiten ſich bereitwillig zeigt oder 
verleiten läßt, hat ſtrengen Arreſt oder Feſtungsſtrafe bis zu ſechs Monaten, 
auch, nach Umſtänden, die Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes 


verwirkt. 
Artikel 33. 


Wer ohne Erlaubniß von der Wache ſich entfernt, oder bei Kommandos 
oder auf Märſchen ſeinen Platz eigenmächtig verläßt, wird mit Arreſt oder 
mit Feſtungsſtrafe bis zu ſechs Monaten beſtraft. 

Thut dies der Befehlshaber einer Wache oder eines Kommandos, ſo hat 
derſelbe Arreſt oder Feſtungsſtrafe bis zu fünf Jahren, im Kriege aber Feſtungs⸗ 
ſtrafe bis zu lebenswieriger Dauer, oder, bei beſonders erſchwerenden Umſtänden, 
die Todesſtrafe verwirkt. 

Artikel 34. 


Den Schildwachen und einzelnen Poſten iſt verboten, ſich niederzuſetzen 
oder niederzulegen, das Gewehr aus der Hand zu laſſen, Taback zu rauchen, zu 
ſchlafen, über die Grenzen ihres Poſtens hinauszugehen, denſelben vor erfolgter 
Ablöſung zu verlaſſen oder ſonſt ihre Dienſtinſtruktion zu übertreten. 

5 er dieſem Verbot zuwiderhandelt, hat ſtrengen Arreſt von mindeſtens 
vierzehn Tagen oder Feſtungsſtrafe bis zu zehnjähriger Dauer, im Kriege aber 
Bundes- Geſetbl. 1867. 44 noch 


2 


nach härtere Feſtungsſtrafe, oder, bei beſonders erſchwerenden Umſtänden, die 
Todesſtrafe zu gewärtigen. Alien 
rtikel 35. 


Wer als Befehlshaber einer Wache, als Schildwache oder als Poſten 
eine ſtrafbare Handlung, welche er verhindern konnte oder zu verhindern dienſtlich 
verpflichtet war, wiſſentlich begehen läßt, wird ebenſo wie der Thäter felbit 
beſtraft und dieſe Strafe noch verſchärft, wenn er die Handlung in gewinnſüch⸗ 
tiger Abſicht hat geſchehen laſſen. 


Artikel 36. 


i Wer einen ſeiner Beaufſichtigung anvertrauten Gefangenen entkommen 
läßt, hat Arreſt oder Feſtungsſtrafe bis zu zehn Jahren, bei beſonders erſchwe⸗ 
renden Umſtänden aber noch härtere Feſtungsſtrafe und Verſetzung in die zweite 
Klaſſe des Soldatenſtandes, oder die Todesstrafe zu gewärtigen. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher eine von ſeinem Vorgeſetzten ihm 
befohlene oder ihm dienſtlich obliegende Arretirung nicht ausführt. 


Artikel 37. 


Der Soldat ſoll ein ordentliches Leben führen und darf weder Schulden 
machen, noch der Trunkenheit oder anderen Ausſchweifungen ſich ergeben. Auch 
muß er vom Zapfenſtreich bis zur Reveille in ſeinem Quartiere ſein, wenn er 
nicht im Dienſte ſich befindet, oder von ſeinem Vorgeſetzten Erlaubniß erhalten 
hat, ſich anderwärts aufzuhalten. 


Artikel 38. 


Wer ohne Erlaubniß bis nach dem Zapfenſtreich aus dem Quartier bleibt, 
oder in der Zeit vom Zapfenſtreich bis zur Reveille ſich aus demſelben entfernt, 
oder den ihm ertheilten Urlaub überſchreitet, hat mittleren Arreſt oder Feſtungs⸗ 
ſtrafe bis zu ſechs Monaten verwirkt. 


Artikel 39. 


Wer betrunken in den Dienſt kommt, oder durch Trunkenheit zur Ausrich⸗ 
tung des Dienſtes, zu dem er kommandirt war, ſich untauglich gemacht hat, oder 
im Dienſt ſich betrinkt, wird mit ſtrengem Arreſt beſtraft. Auch Trunkenheit 
außer Dienſt iſt ſtrafbar und hat Arreſt zur Folge. 


Artikel 40, 


Wer ohne Genehmigung ſeines vorgeſetzten Kommandeurs Schulden macht, 
hat Arreſt oder Feſtungsſtrafe bis zu ſechs Monaten zu gewärtigen. 


Artikel 41. 


Wer Hazardſpiele ſpielt, hat ſtrengen Arreſt, im Wiederholungsfalle aber 
Feſtungsſtrafe bis zu Einem Jahre gene a 155 
* Ar⸗ 
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Artikel 42. 


Den Soldaten, der ohne Genehmigung ſeines vorgeſetzten Befehlshabers ſich 
verheirathet, trifft Arreſt von mindeſtens vier Wo g 
ſechs Monaten. 1 chen oder Feſtungsſtrafe bis zu 

Artikel 43. 


Der Soldat ſoll mit ſeinen Kameraden in Eintracht leben, darf in Kam 
Noth und Gefahr ſie nicht verlaſſen und muß ihnen 1 allen Kuiſten Gille 
leiſten, wenn ſie in erlaubten Dingen ſeines Beiſtandes bedürfen. 

Er Artikel 44, 

Einfache Beleidigungen der Gemeinen unter einander und Schlägereien 

een u 5 ace deo Körperverletzungen nicht vorgekommen 

„werden mit Arreſt, unter Unteroffizieren aber e mit mi 

Hirobo af 5 ffiz aber entweder mit Arreſt oder mit 
Artikel 45. 


i Wer einem Kameraden, welchem mit ihm aus dienſtlicher Ver 
ein gemeinſchaftlicher Aufenthaltsort angewieſen a, Senne e 
oder Gegenſtände zur Reinigung oder zum Ausbeſſern der Sachen, zum eigenen 
Gebrauch ohne Anwendung von Gewalt an Sachen, entwendet oder veruntreut 
wird das erſte Mal disziplinariſch mit ſtrengem Arreſt beſtraft. Geſchieht dies 
105 a ber nal oder ift bei ns der That Gewalt an Sachen an- 
3 ie T bon ei offizier verü itt die € 
Nac pen die Diebftable „ einem Unteroffizier verübt, ſo tritt die Strafe 
Artikel 46. 


Wer irgend eine Dienſtgewalt über Andere auszuüben hat, ſoll! ruhi 
ernſtes und geſetztes Benehmen die Achtung und das Vertrauen W e 
ſich zu erwerben ſuchen und von denſelben nur ſolche Geſchäfte und Leiſtungen 
fordern, welche der Dienſt mit ſich bringt. Er darf ſeinen Untergebenen den 
Dienſt nicht unnöthig erſchweren und dieſelben weder wörtlich beſchimpfen, noch 
mißhandeln. Auch darf von ihm das Dienſtanſehen nicht gemißbraucht werden 
um auf Koſten feiner Untergebenen ſich Vortheile zu verſchaffen. f 

Die Verletzung dieſer Pflichten hat Arreſt oder Feſtungsſtrafe zur Folge. 

Artikel 47. 


Diebſtahl, Betrug, Fälſchung und alle übri emei 
Vergehen „ 15 den eg Strafgefepen ı a De e 
mit der darauf verwirkten Strafe nicht die Ausftogu . 
aus dem Soldatenſtande verbunden, ſo treten ee kai ars 
ftatt der dort angedrohten bürgerlichen Strafen ein. j 


5 Artikel 48. 
Werden gemeine Verbrechen oder Vergehen im Krie Mi 
der militairiſchen Gewalt verübt, ſo wird die 1555 . Ir 


Artikel 49. 


Die in den Militairgeſetzen für den Kriegszuſtand ertheilten einzelnen Vor- 
ſchriften 


2 
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ſchriften finden auch in Friedenszeiten Anwendung, wenn bei außerordentlichen 
Vorfällen der kommandirende Offizier bei Trommelſchlag oder Trompetenſchall hat 
bekannt machen laſſen, daß dieſe Vorſchriften für die Dauer des eingetretenen 
außerordentlichen Zuſtandes zur Anwendung kommen würden. 


Artikel 50. 

Während derjenige, welcher feine Dienſtpflichten verletzt oder andere ftraf- 
bare Handlungen verübt, die geſetzlich verordneten Strafen nach Maaßgabe ſeiner 
Verſ 1 1 gewärtigen hat, darf Neha jeder rechtſchaffene, unverzagte und 
ehrliebende Soldat einer ehrenhaften Behandlung ſich verſichert halten. 


Artikel 51. 
„Auch ſoll der Soldat, der ſich durch Tapferkeit und Muth vor Andern 
auszeichnet, ſowie derjenige, der nach langjähriger, vorwurfsfreier Dienftzeit die 
Beſchwerden des Dienſtes nicht mehr zu ertragen vermag, in Folge vor dem 
Feinde erhaltener Wunden dienſtunfähig wird, oder ſonſt im Dienſte zu Schaden 
kommt, ſich aller 5 und Begünſtigungen zu erfreuen haben, die zur 
Belohnung für Tapferkeit im Kriege und treu geleiſtete Dienſte beſtimmt ſind. 


Artikel 52. 

Ueberzeugt von dem Pflicht- und Ehrgefühl der Soldaten erwarten Seine 
Königliche Majeſtät, daß ſie vor Pflichtverletzungen und anderen ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen ſich hüten, ihre Pflichten treu und gewiſſenhaft erfüllen, durch ehrenhafte 
Führung in und außer dem Dienſte ein Muſter ordentlichen und rechtſchaffenen 
Lebens geben und nach Kräften dazu beitragen werden, den guten Ruf des Preu⸗ 
ßiſchen Heeres im In⸗ und Auslande zu bewahren. 

Seine Königliche Majeſtät werden diejenigen, die dieſen Erwartungen ent⸗ 
ſprechen, Ihres beſonderen Schutzes würdigen, und ihnen für ihre treu geleiſteten 
Dienſte die verdiente Belohnung durch ehrende Auszeichnungen, oder durch Anſtel⸗ 
lung im Civildienſte nach den darüber beſtehenden Vorſchriften, oder auf andere 
geeignete Weiſe zu Theil werden laſſen. Auch ſoll ihnen nach Maaßgabe ihrer 
Fähigkeiten und Kenntniſſe der Weg zu den höheren und ſelbſt zu den höchſten 
Stellen in der Armee offen ſtehen. 

Urkundlich haben Seine Königliche Majeſtät vorſtehende Kriegsartikel eigen⸗ 
händig unterſchrieben und mit Dero Inſiegel bedrucken laſſen. 


Charlottenburg, den 9. Dezember 1852. 
(L. S.) (gez.) Friedrich Wilhelm. 
(gegengez.) v. Bonin. 


Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen 4 Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


